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FEHLENDE SICHERHEIT FÜR ZU VIELE

Unter welchen Umständen gelingt den Vielen in einer 
Gesellschaft ein selbstbestimmtes Leben? Wann hört 
das Gute Leben auf, für sie ein abstraktes Konzept zu 
sein? 

2011 versuchte die Soziologin Petra Böhnke nach 
sorgfältiger Analyse eine Antwort: Voraussetzung sei 
der freie Zugang zu Bildung, eine möglichst gleiche 
Verteilung der Einkommen und die umfassende Teil-
habe aller am gesellschaftlichen Leben. Viele Fakto-
ren entscheiden darüber, ob eine Gesellschaft den 
„Anspruch an ein selbstbestimmtes Leben” einlösen 
könne (Böhnke, 2011).

Wie gut und glaubwürdig ist das Versprechen auf 
Sicherung des Lebensstandards im Alter organisiert? 

Die groben Befunde: Die mittlere Rente von Män-
nern betrug 2018 etwas mehr als 1100 Euro im Mo-
nat, Frauen kamen nur auf 716,39 Euro (BMAS 1, 
2018). Lediglich einem Viertel der Neuzugänge unter 
den Rentnern stehen monatlich mehr als 1500 Euro 
aus der Rentenkasse zur Verfügung, bei Rentnerin-
nen ist die soziale Schieflage noch deutlicher: Keine 
sieben Prozent liegen jenseits der Schwelle von 1500 
Euro (IAQ 1, 2019). Selbstbestimmung braucht eine 
materielle Grundlage. Die ist im Alter für zu viele  
nicht gegeben.

Weitere Säulen der Alterssicherung korrigieren 
diese Verteilung kaum. Besserung bringen sie vor 
allem „rentenreichen” Senioren: Im Westen der 
Republik konzentrieren sich die Alterseinkommen 
in einem Bereich zwischen 900 und 1700 Euro, im 
Osten zwischen 1300 und 1500 Euro (BMAS 2). In 
Großstädten ist davon schlecht leben (Höhn, 
2019).

Bei Vermögen sieht es wenig besser aus. „Zwi-
schen 2011 und 2015 betrug das nominale Wachs-
tum” privater Vermögen „fast zwei Billionen” und 
erreichte ein Volumen von 4,8 Billionen Euro. Der 
unteren Hälfte der Bevölkerung gehörte und ge-
hört nichts, den oberen zehn Prozent mehr als die 
Hälfte der Privatvermögen (Bundesregierung 
2018).

Gewerkschaften, Arbeitgeber und Parteien rin-
gen seit Jahrzehnten um eine Alterssicherung mit 
Zukunft. Vor Armut soll sie die einen schützen, in 
Zeiten millionenfach gezahlter Armutslöhne keine 
Petitesse. Den anderen den Lebensstandard be-
wahren. Dieses Dossier untersucht den Stand von 
Renten und Vermögen, arbeitet die Verbindung 
der beiden Themen heraus und skizziert die Kon-
zepte, die öffentlich diskutiert werden. Sind sie 
Bausteine für eine Gesellschaft, die wieder in ihrer 
Mitte zusammenwächst? Oder sind sie geeignet, 
das Demokratische weiter zu untergraben?

SOLIDARISCHE  
ALTERSVORSORGE UND  
DEMOKRATISCHE VERTEILUNG
Hilmar Höhn 
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1.1 „Die Menschen vertrauen  
dieser Versicherung“

48 Jahre lang ist Helmfried Hauch nun schon Ge-
werkschaftsmitglied. Der gelernte Industriekauf-
mann hat zuletzt bei der Berliner Stadtreinigung 
gearbeitet. Dort war er Personalrat. Vor allem je-
doch hat er sich als Schwerbehindertenvertreter 
um die Belange der Leute gekümmert, deren Leis-
tungsfähigkeit aus irgendeinem Grund einge-
schränkt war.

Nach Jahrzehnten auf dem Müllfahrzeug oder 
mit dem Besen auf dem Gehweg „sind viele ein-
fach fertig“, sagt der gebürtige Saarländer. Hauch, 
den sie wegen seines Bürojobs einen „Sesselpup-

Kapitel 1

WEITER SO REICHT NICHT

Die Entwicklung der Rente spiegelt mit der Zeitverzögerung von Jahrzehnten die Entwick-
lung von Arbeitsmarkt und Gesellschaft wider: Waren die Einkommen solide, sind es auch 
die Renten. Steigt der Anteil der Alten, muss mehr Geld ins System fließen oder die Ren-
tenversicherung gerät unter Druck. Steigen hingegen die Einkommen und wächst auch die 
Zahl der Beschäftigten, stabilisiert dies das Rentensystem und gleicht zunächst die Alte-
rung aus. Viele Beschäftigte sorgen über die Beiträge zur „Gesetzlichen“ hinaus für das Al-
ter vor: Wohneigentum oder Genossenschaftsanteile als Schutz vor steigenden Mieten im 
Alter, eine langjährig geführte Lebensversicherung und ein Konto bei der Bank können das 
Gefühl von Sicherheit verstärken. Weil die Gesellschaft jedoch immer weiter in eine Hälfte 
zerfällt, die wenig bis nichts hat, und eine Oberschicht, an deren Spitze sich die Vermögen 
bündeln, geht es gerade im Alter besonders ungerecht zu: Niedrige Renten und geringe 
Rücklagen treffen meist die gleichen Personen. Das ist eines von diesen vielen Details der 
Skizze eines reichen Landes, dem die soziale Balance zusehends abhandenkommt.

ser” nannten, ist heute im Ruhestand. Wie man so 
sagt. Der 65jährige Mann aber ruht nicht. Er enga-
giert sich weiter für die sozialen Rechte von Bürge-
rinnen und Bürgern. Vor allem die Älteren hat er im 
Blick. 2006 war es, da seien Kollegen von der Ver-
einten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) mit der 
Bitte an ihn herangetreten, er möge als Versicher-
tenberater in der Deutschen Rentenversicherung 
(DRV) tätig werden. Ehrenamtlich.

Hauch ist inzwischen selbst Rentner. In seinem 
Haus am Rande von Berlin berät er, wer im Um-
kreis von 20 Kilometern wohnt und Fragen zu sei-
ner Rente hat. Oder wer Hilfe beim Ausfüllen des 
Antrags auf Rente benötigt. Helmfried Hauch un-
terstützt außerdem Kolleginnen und Kollegen aus 
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seiner Gewerkschaft bei Rentenanträgen. So ist er 
für viele die Deutsche Rentenversicherung, deren 
Beschäftigte oder Gebäude die Versicherten kaum 
je zu Gesicht bekommen.

„Die Menschen vertrauen dieser Versicherung”, 
sagt Hauch. Und das obwohl die durchschnittli-
chen Rentenbescheide später Summen zwischen 
1100 und 1300 Euro ausweisen. „Nicht viel Geld, 
nicht?”, sagt Hauch. Doch viele Versicherte hätten 
noch schlechtere Erfahrungen bei dem Versuch 
gemacht, mit Hilfe sogenannter Riester-Rentenver-
sicherungen ein kleines Polster aufzubauen. Bei 
vielen war außer Spesen nichts gewesen. 

Entsprechend entwickelt sich das Geschäft mit 
diesen Policen: Erst ein paar Jahre auf dem Markt, 
brach in Folge der geringen Attraktivität des Ange-
botes das Geschäft mit ihnen ein. Von 2007 auf 
2008 um minus 24,1 Prozent, von 2008 auf 2009 
ging es noch einmal um 26,1 Prozent abwärts. Und 
so weiter. Wurden 2008 dennoch 1,5 Millionen 
neue Verträge an die Frauen und Männer mit dem 
Versprechen gebracht, sie könnten auf diese Wei-
se ihre Rentenlücken schließen, waren es 2017 
noch 284.000. Ein Rückgang gegenüber 2016 
nochmals um 17,9 Prozent. (GDV 2019)

Das Neugeschäft kann die Flucht aus den zwar 
staatlich geförderten, dank hoher Verwaltungskos-
ten und niedriger Verzinsung jedoch wenig attrak-
tiven Produkten kaum ausgleichen. 2017 lag der 
Bestand an Policen bei 10,6 Millionen, 2016 bei 
10,7 und lange Jahre bei etwas mehr als 10,8 Milli-
onen Verträgen im Bestand, wie der Gesamtver-
band der Versicherungswirtschaft (GDV) feststellt. 
Noch steigen die eingezahlten Beiträge. Aber vom 
Boom der früheren Jahre ist wenig übrig. 2008 lag 
das Beitragsniveau mit 4,6 Milliarden Euro noch 
38,8 Prozent über dem Vorjahr. Aber das war auch 
das Ende der großen Bonanza. 2017 lagen die Bei-
träge nur 0,4 Prozent über dem Level von 2016. Die 
Einnahmen stagnieren seit Jahren bei etwas mehr 
als 5,6 Milliarden Euro.

Kaum besser sehen die Zahlen des Wirtschafts-
verbandes der Versicherungswirtschaft für die so-
genannte Basisrente aus, die sich an Höherverdie-
ner richtet. Schmackhaft wollten die einstigen Mi-
nister Hans Eichel und Walter Riester die Beiträge 
machen, indem sie das zu versteuernde Einkom-
men kürzen sollten. Doch auch die Basisrente ist 
kein lohnendes Geschäft mehr. Verträge und Bei-
tragszahlungen stagnieren weitgehend. 

Helmfried Hauch berät bei diesen Policen nicht. 
Sind ja keine Sache der „Gesetzlichen“. Ihren Kun-
den zu erklären, was schiefgelaufen ist, sei Angele-
genheit der Versicherer.

Es ist aber eine Angelegenheit der Politik. Denn 
die steht vor einem Scherbenhaufen. Noch vor 
zwanzig Jahren wollte die damalige rot-grüne Koa-
lition die Menschen in private Altersvorsorgever-
träge hineinfördern – dazu wurde sogar die Ent-
wicklung der gesetzlichen Rente ausgebremst. 

CDU, CSU und FDP – damals in der Opposition – 
ging der Einschnitt nicht weit genug. Viele, vor al-
lem arbeitgebernahe Politiker, wünschten sich da-
mals einen Kulturbruch. Warum eine gesetzliche 
Rente, wenn die Börsen der Welt boomen?

1.2 „Die Arbeit macht die Leute kaputt“

Versichertenberater Hauch sitzt in seinem Home
office, die Regale voll mit Beratungsliteratur, For-
mulare hat er jederzeit griffbereit. „Die Arbeit macht 
die Leute kaputt.” Sagt er. 99 von 100 Müllwerkern 
erreichten das reguläre Alter für den Eintritt in die 
Rente nicht. In diesem Jahr liege es bei 65 Jahren 
und acht Monaten. „Mit 60, bei wenigen auch erst 
mit 63 ist das Ende der Arbeitsfähigkeit erreicht.”

Wer auf dem Müllauto fährt, muss die Müllton-
nen holen. So ist das in Berlin. „Die stehen hier 
nicht an der Straße.” Manchmal laufen die Kollegen 
durch drei Hinterhöfe, bis sie die schweren Tonnen 
aus einem Keller hoch und dann zur Straße ziehen. 
„In einigen Teilen der Stadt wird noch viel mit Koh-
le geheizt. Dort sind die im Winter besonders 
schwer.” 

In der Regel sei es die Wirbelsäule, die nicht 
mehr mitmache. Das gelte auch für jene seiner Kol-
legen, die die Gehwege sauber fegten. „Ein Stra-
ßenkehrer muss pro Schicht 4,5 Kilometer Kanten-
länge fegen.” In Berlin sind die Bürgersteige breit, 
drei, manchmal viermal laufen die Männer und 
manchmal auch Frauen die Strecke auf und ab. 20 
Kilometer und länger auf hartem Asphalt. „Das hält 
doch kein Mensch bis 65 durch.”

Nicht alle müssen Abschläge in Kauf nehmen. 
Viele haben sehr früh angefangen zu arbeiten und 
„haben mit 61, 62 ihre 45 Versicherungsjahre auf 
dem Buckel”. Oder sie müssen schon früher, als 
Versehrte der Arbeit, in die Erwerbsminderungs-
rente gehen. 

Was seit 1. Januar 2019 nicht mehr zu so hohen 
finanziellen Einbußen bei der Rente führt, wie Jahre 
zuvor. Denn, sagt Helmfried Hauch, jetzt wird die 
Erwerbsminderungsrente so berechnet, als hätte 
ein Versicherter bis zum regulären Renteneintritt 
bezahlt.

Für 1,8 Millionen Rentnerinnen und Rentner, die 
schon vor diesem Stichtag raus mussten aus der 
Arbeit, weil es einfach nicht mehr ging, kam die Re-
form von Hubertus Heil zwar zu spät. Aber immer-
hin, sagt Hauch, es tut sich was. Doch dazu später.

1.3. Rente muss für ein Gutes Leben reichen

Die Rente und ihre Organisation sind seit Jahrzehn-
ten ein Dauerthema in Wahlkämpfen. Verständli-
cherweise. Bei der Frage, wovon man im Alter le-
ben soll, sind die Menschen besonders sensibel. 
Denn anders als bei Krankheit oder Arbeitslosigkeit 
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Beim Blick in das der Reform zugrunde liegende 
Zahlenwerk tut sich mehr als nur eine Kluft zwi-
schen Arm und Reich auf. Es sind vor allem Frauen, 
die von Altersarmut betroffen sind: Im aktiven Le-
ben hatten sie keinen vollen Zugang zum Arbeits-
markt, wurden abgedrängt in schlecht bezahlte Be-
rufe, häufig in Teilzeit und arbeiteten mit Unterbre-
chungen.

Im Gesetzentwurf (Stand Mai 2019) hieß es über 
den Kreis der Bezieher: Nur fünf Prozent aller Män-
ner sind von Armut im Alter betroffen. Aber jede 
vierte Frau (BMAS 3, 2019).

Dass für mehr als zehn Prozent der rund 24,5 
Millionen Rentnerinnen und Rentner die Rente 
nicht zum Leben in Würde ausreicht, passt nicht zu 
einem modernen Verständnis eines Sozialstaates. 
„Es geht nicht um Almosen”, so der Bundesar-
beitsminister im Interview mit der Neuen Osnabrü-
cker Zeitung (Heil, 2019). „Die Menschen, die von 
der Grundrente profitieren sollen, haben sich die 
Leistung erworben.” Vielleicht hatten sie einen 
schmalen Lohn. Oder arbeiteten Teilzeit. Aber sie 
haben dazu beigetragen, dass das Land heute so 
gut entwickelt ist. Auf der faulen Haut lagen sie 
nicht.

Finanziert werden soll die Grundrente durch ei-
nen höheren Zuschuss des Bundes zur Rentenver-
sicherung – also aus Steuermitteln.

1.4 Die Grundrente schützt nicht vor Armut, 
aber die Ärmsten der Armen vor dem Gang 
zum Amt

Die Grundrente selbst schützt nicht vor Armut son-
dern die Ärmsten der Armen vor dem Gang zum 
Sozialamt. Mehr nicht. Denn: Auch über der 
Schwelle zur Grundrente geht es bescheiden zu. 
Um das zu zeigen, hat das Institut für Arbeit und 

gibt es nach dem Wechsel in die Rente kein Zurück 
mehr in die Arbeit und damit auch keine Möglich-
keit, die materielle Lage noch einmal spürbar und 
dauerhaft zu verbessern. Ist der Rentenbescheid da, 
ist das Einkommen - von den jährlichen Anpassun-
gen abgesehen - bis zum Lebensende vorgezeich-
net. Deswegen muss die Rente auch zu einem Gu-
ten Leben reichen.

Für zu viele Menschen reicht sie jedoch nicht. 
Als Bundesarbeitsminister Hubertus Heil anfang 
2019 ein Modell für die Grundrente entwickeln ließ, 
rechnete die Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
für sein Haus aus, wie viele Rentner schon heute 
von ihrer Einführung profitieren würden.

Keine einfache Rechnung. Denn, so der Plan von 
Heil, die Grundrente wird individuell berechnet. 
Wer sie beziehen will, muss mindestens 35 Jahre 
lang aus regulärer Arbeit, Kindererziehung oder 
Pflege Rentenpunkte gesammelt haben. Und diese 
sollten dann erhöht werden. Und zwar so, dass 
etwa ein Mann, der sich 35 Jahre lang zu schlech-
tem Lohn als Hilfsarbeiter durchs Leben schlagen 
musste, nun nicht mehr mit einer Rente von 463 
Euro zum Sozialamt gehen und aufstocken muss. 
Er erhält stattdessen 868 Euro. So rechnet das Bun-
desarbeitsministerium,

Fast so viel wie eine Angestellte, die zu DDR-Zei-
ten einen gut bezahlten Beruf hatte, für die die 
Wende jedoch einen wirtschaftlichen Abstieg be-
deutete. Statt 746 Euro Rente wird sie durch Hinzu-
rechnung ergänzender Rentenpunkte 941 Euro im 
Monat bekommen. (BMAS 3)

Es hat ein halbes Jahr gedauert, bis die Spitzen 
der Koalitionspartner CDU und CSU bereit waren, 
den Weg mitzugehen – allerdings hatten sie auf Ab-
strichen bestanden. Von der nun vereinbarten 
Grundrente werden nicht mehr rund 2,9 Millionen 
Frauen und Männer, sondern 1,2 bis 1,5 Millionen 
profitieren. 

Verteilung der Altersrenten im Zugang, Deutschland 2018
monatliche Zahlbeträge am Jahresende; Männer und Frauen, Anteil in %

Quelle: Deutsche Rentenversicherung Bund (2019), Statistikportal, eigene Berechnungen
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Qualifikation der Universität Duisburg-Essen (IAQ) 
die Zahlen der Rentenversicherung sozial und nach 
Geschlechtern abgeschichtet. Danach erhalten 
Frauen aus der gesetzlichen Altersvorsorge derzeit 
im Schnitt Beiträge zwischen 300 und 1200 Euro. 
Bei Männern verschiebt sich die Kurve etwas. Män-
ner, die derzeit in Rente gehen, haben meistens 
noch ein langes Arbeitsleben mit nur wenigen Un-
terbrechungen etwa durch Arbeitslosigkeit hinter 

sich. Dementsprechend liegen ihre Renten über 
dem Niveau der Frauen: zwischen 900 und 1800 
Euro im Monat. (IAQ 1, 2019)

Freilich: Die Zahlen über die „gesetzliche Rente“ 
sind nicht mit den tatsächlichen Alterseinkommen 
zu verwechseln. Ein Teil der Rentnerinnen und 
Rentner verfügen neben ihrer gesetzlichen Rente 
über weitere Einkünfte.

Wie die drei Säulen der Altersvorsorge, gesetzli-
che, betriebliche und private Rentensysteme, inei-
nandergreifen, zeigt der alle vier Jahre erscheinen-
de Alterssicherungsbericht (BMAS 2, 2016). Darin 
heißt es allerdings im Unterschied zum gerne ver-
breiteten Bild eines dreistufigen Rentensystems: 
„Der größte Teil der 65-Jährigen und Älteren emp-

fängt die eigene Alterssicherungsleistung nur aus 
einem System (65 Prozent)”. Das sind 60 Prozent, 
die ausschließlich von ihrer gesetzlichen Rente le-
ben und fünf Prozent, die eine ungleich höhere Be-
amtenpension oder Rente von der Knappschaft, ei-
nem Versorgungswerk, der Alterssicherung der 
Landwirte oder der Künstlersozialkasse erhalten. 

Nur 15 Prozent der aktuellen Rentner-Generati-
on verfügt über ein zusätzliches Einkommen aus 
einer betrieblichen Altersvorsorge. Weitere zehn 
Prozent profitieren von der Zusatzversorgung des 
Öffentlichen Dienstes.

1.5 Betriebliche Altersvorsorge:  
Ein unterentwickeltes System

Auch bei den Alterseinkommen gibt es eine tiefe 
Kluft, die Frauen und Männer, aber auch Ost- und 
Westdeutsche trennt: 

Frauen etwa beziehen nicht nur geringere Ren-
ten, sie haben auch seltener Zugang zu einer zusätz-
lichen Alterssicherung. Und in den ostdeutschen 
Bundesländern ist die gesetzliche Rente für drei 
Viertel der Rentner und die Hälfte der Frauen die 
einzige Einkommensquelle. Die betriebliche Alters-
vorsorge ist zwischen Ostsee und Erzgebirge eine 
Rarität. Eine der Folgen einer auf Druck ostdeut-
scher Arbeitgeber unterentwickelten Kultur der Ar-
beit: Gerade einmal vier Prozent der Männer und 
nur ein Prozent der Frauen im Rentenalter beziehen 
eine Rente aus einer betrieblichen Altersversiche-
rung.

Wenn alle Alterseinkommen zusammengerech-
net werden und Haushalte und nicht Rentnerinnen 
und Rentner einzeln betrachtet werden, korrigiert 
sich das Bild etwas. Dann liegen die Renten über je-
nen Beträgen, welche die gesetzliche Rentenversi-
cherung auszahlt. Ehepaare kommen im Westen 
der Republik im Mittel auf etwas mehr als 2600, im 
Osten auf 2260 Euro.

Alleinstehende Männer in Westdeutschland 
schaffen es auf 1661, in Ostdeutschland auf 1394 
Euro. Die hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen in 
den „Neuen Ländern”, wie sie im amtlichen Deutsch 
auch noch im dritten Jahrzehnt nach der Vereini-
gung genannt werden, führt zu monatlichen Ein-
kommen von 1372 Euro, im Westen verfügen Frau-
en im Durchschnitt über 60 Euro mehr im Monat.

Quelle: Bundesministerium für Arbeit, Altersicherungsbericht 2016

Monatliches Nettoeinkommen im Alter ab 65 Jahren nach Haushaltstyp

Haushaltstyp Deutschland Alte Länder Neue Länder

Ehepaare 2.543 € 1.614 € 1.420 €

alleinstehende Männer 2.611 € 1.661 € 1.431 €

alleinstehende Frauen 2.260 € 1.394 € 1.372 €

„Es geht nicht um 
Almosen.“ 

Hubertus Heil, 
Bundesminister 

für Arbeit  
und Soziales, 

stellvertretender 
Bundesvor­

sitzender der SPD
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Der steile Anstieg am Ende der Kurve zeigt, dass es 
sehr wenige an Einkommen Reiche im Rentenalter 
gibt. Es waren vor allem Selbstständige, die in ihrer 
aktiven Zeit reichlich Möglichkeiten hatten, ihr ar-
beitsloses Einkommen im Alter zu organisieren.

Doch nicht alle Selbstständigen waren dazu in 
der Lage. Nicht zuletzt ihretwegen haben Sozialpo-
litiker seit Jahrzehnten versucht, sie unter den 
Schutzschirm der gesetzlichen Rente zu bekom-
men. So sollen Steuerzahler davor bewahrt wer-
den, für die fehlende oder unzureichende Alters-
vorsorge früherer Selbstständiger einstehen zu 
müssen.

Diese Zahlen zeigen: Auch wenn Betriebsrenten 
oder privaten Rentensparpläne eine wichtige Rolle 
für die Altersvorsorge spielen, die Hauptsäule der 
Alterssicherung ist bis heute die gesetzliche Ren-
tenversicherung.

Um deren Zukunft es besser stehen könnte, wie 
das Beispiel unseres Nachbarlandes Österreich 
zeigt (siehe Kasten Felix Austria). In unserem Nach-
barland, das sich von der Wirtschaftsstruktur nicht 
wesentlich von Deutschland unterscheidet, errei-
chen die Renten ein viel höheres Niveau bei gemä-
ßigt höheren Beiträgen.

Um die Zukunft des deutschen Rentensystems 
zu festigen, hat die Bundesregierung eine Kommis-

sion bestehend aus Experten und Politikern einge-
setzt. Sie soll einen „verlässlichen Generationen-
vertrag” entwerfen. Er solle, heißt es im 2018 be-
schlossenen Koalitionsvertrag, „sich mit den 
Herausforderungen der nachhaltigen Sicherung 
und Fortentwicklung der gesetzlichen Rentenversi-
cherung und der beiden weiteren Rentensäulen ab 
dem Jahr 2025 befassen”. 

1.6 Die doppelte Rentengarantie schafft  
lediglich Zeitgewinn

Bis dahin garantiert die Bundesregierung, …

1. …dass jemand, der in 45 Arbeitsjahren 45 Ren-
tenpunkte erarbeitet hat, nicht weniger als 48 Pro-
zent eines durchschnittlichen Arbeitseinkommens 
bekommen darf (Rentenniveau).
2. … dass die Beiträge zur Rentenversicherung die 
Marke von 20 Prozent nicht übersteigen und
3. …dass bis dahin am Eintrittsalter in die Rente 
nicht gedreht wird.

Die Kommission tagt verschwiegen, nichts 
dringt nach draußen. Immerhin geht es mit der 
Rente um ein volkswirtschaftlich relevantes Sys-

Anteil der GRV-Rente am Bruttoeinkommen nach Rentengrößenklassen

Haushalte von Renten-
größenklassen *)

Anteil an den jeweiligen 
Rentenbeziehern

Durchschn.  
Bruttorente

Durchschn. Haushalts- 
bruttoeinkommen

Anteil der Rente am 
Gesamteinkommen

Euro % Euro Euro %

Ehepaare unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 750 

750 bis unter 1.000 
1.000 bis unter 1.500 

ab 1.500
 Gesamt

2
 4 
5 
6

16
67 

100

159
382
623
874

1.266
2.171
1.765

4.136
3.689
3.338
3.043
2.536
2.968
2.971

4
10
19
29
50
73
59

alleinstehende 
Männer

unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 750 

750 bis unter 1.000 
1.000 bis unter 1.500 

ab 1.500
 Gesamt

4 
6 
7

12 
37 
34

100

153
371
643
883

1.249
1.859
1.278

2.009
2.038
1.396
1.341
1.614
2.255
1.828

8
18
46
66
77
82
70

alleinstehende 
Frauen

unter 250
250 bis unter 500
500 bis unter 750 

750 bis unter 1.000 
1.000 bis unter 1.500 

ab 1.500
 Gesamt

3
5
8

16
40
28

100

168
391
634
877

1.251
1.781
1.223

1.652
1.357
1.278
1.248
1.537
2.054
1.611

10
29
50
70
81
87
76

Quelle: Bundesministerium für Arbeit, Altersicherungsbericht 2016

*) Eigene und/oder abgeleitete Bruttorente der GRV
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tem, durch das 2018 rund 306 Milliarden Euro lie-
fen. Ein System, das sich zum größten Teil direkt 
aus der Lohnsumme speist.

2018 waren das gut 235 Milliarden Euro Beiträ-
ge, die Beschäftigte und Arbeitgeber einzahlten, 
69 Milliarden Euro kamen vom Steuerzahler. Die 
Rentenversicherung ist jedoch mehr als ein volks-
wirtschaftlich relevantes System, das für stetige 
Einkommen eines wachsenden Teils der Bevölke-
rung sorgt. Mit seinen alljährlichen Milliardentrans-
fers ist so etwas wie das zentrale Nervensystem 
der Bundesrepublik Deutschland. 2018 traten 33,4 
Millionen sozial versicherte Beitragszahler dafür 
ein, dass 21 Millionen Frauen und Männer ein Ein-
kommen im Alter haben.

Von ihnen gelangt das Geld wieder zurück in 
den Wirtschaftskreislauf und vor allem über die 
Mehrwertsteuer an die Finanzämter. Das Deutsche 

Zentrum für Altersfragen untersuchte die Konsum–
ausgaben der Rentenbezieher. Ihr Einkommen flie-
ßen „in recht unterschiedlichen Anteilen in drei Be-
reiche: Mehr als 80 Prozent werden für den priva-
ten Konsum verbraucht. Etwa zehn Prozent 
benötigen die Haushalte für übrige, nicht
konsumtive Ausgaben wie KFZ- und sonstige Steu-
ern, Geldspenden, Versicherungs- und Mitglieds-
beiträge oder Zinsen für Baudarlehen und Konsu-
mentenkredite. Knapp drei Prozent werden für die 
Bildung von Sach- und Geldvermögen gespart.“ 
(DZA 2013)

Geburtenstarke Jahrgänge:  
Aus Beitragszahlern werden Rentner

Auch wenn ein großer Teil der Renten nach wie vor 

FELIX AUSTRIA

Österreichs Rentnerinnen und Rentner haben es besser. Wie in Deutschland ist die Hauptsäule 
der Altersversorgung ein zwischen der beruflich aktiven und passiven Generation umverteilen-
des Rentensystem. Mit dem Unterschied, dass die ausgezahlten Renten in Österreich deutlich 
höher als hierzulande liegen. Warum ist das so?

Die Wissenschaftler Florian Blank (WSI) und Rudolf 
Zwiener (IMK) verglichen 2017 die beiden Systeme 
auf der Basis von Daten aus den Jahren 2012 bis 
2015 (Blank/Zwiener, 2017). In diesen Jahren be-
trug die durchschnittliche Altersrente von Neurent-
nerinnen in Deutschland 590 Euro, in Österreich je-
doch 1220 Euro.

Bei Männern in der gleichen Situation war die 
Differenz noch größer. Neurentner bezogen 2013 
aus der deutschen Sozialversicherung eine Rente 
von 1050 Euro, in Österreich lagen die Renten fast 
800 Euro im Monat höher bei 1820 Euro.

Die Rentenversicherung unserer Nachbarn er-
reichte 2014 ein Leistungsniveau (gerechnet für ei-
nen seit 2014 arbeitenden Beschäftigten gemes-
sen an seinem Durchschnittsverdienst nach 45 
Jahren) von 92 Prozent, in Deutschland jedoch nur 
von 50 Prozent. 

Wie kann das angehen, ohne dass die österrei-
chische Volkswirtschaft unter der Beitragslast zu-
sammenbricht? Und dass, obwohl die Österreiche-
rinnen und Österreicher noch etwas früher in Ren-
te gehen als ihre nördlichen Nachbarn?

Einer der Hauptgründe: 2014 lagen die Beiträge 
mit 22,8 Prozent in Österreich vier Punkte über 
dem deutschen Niveau. Wobei die Rentenversi-
cherungsbeiträge sogar zu mehr als der Hälfte von 
den Arbeitgebern (12,55 Prozent) und zu einem ge-
ringeren Teil von den Beschäftigten (10,25 Prozent) 
getragen wurden. Zum Vergleich: In Deutschland 
lag im Vergleichsjahr der Beitrag bei 18,8 Prozent - 
hälftig von den Sozialpartnern finanziert.

Dank der höheren Sozialversicherungsbeiträge 
ist der Staat bei unseren südlichen Nachbarn nicht 
in der gleichen Höhe involviert wie hierzulande. 
2012 betrugen die Überweisungen aus der Wiener 
Staatskasse 22,7 Prozent der Einnahmen der Versi-
cherung. Zum Vergleich: In Deutschland lagen sie 
bei 23,6 Prozent.

Außerdem funktioniert die Rente in Österreich 
seit 2005 so, wie Gewerkschaften in Deutschland 
dies auch hierzulande seit Jahren, um nicht zu sa-
gen seit Jahrzehnten fordern: Die Rentenkasse ist 
keine reine Arbeiter- und Angestelltenversiche-
rung. Seit 1958 zahlen Gewerbetreibende Beiträge, 
seit 1971 die Bauern, seit 1997 Menschen, die auf 
der Basis eines Werks- oder Dienstvertrages arbei-
ten. Seit 1979 sind Freiberufler und sogenannte 
neue Selbstständige an Bord. Und seit 2005 auch 
alle neuen Beamten in Österreich.

In der deutschen Diskussion wird häufig ange-
zweifelt, dass eine Ausdehnung der Sozialversi-
cherung auf alle Erwerbstätige eine Entlastung der 
für die Rentenversicherung bringen würde. Der 
Blick ins Nachbarland lehrt das Gegenteil. Beson-
ders die Versicherung der Beamten über die Pensi-
onskasse verschafft der öffentlichen Assekuranz 
Luft.

In Deutschland wird häufig eingewandt, dass 
heutige Beitragszahler später auch zu Rentnern 
von morgen werden. Stimmt. Dafür „spart“ sich 
der Staat allerdings die Ausgaben für die Beamten-
pensionen. 
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bescheiden ausfällt, steigen die Renten nach den 
mageren 0er Jahren.
Anfang des Jahrhunderts brachte die Massenar-
beitslosigkeit die Entwicklung der Einkommen der 
sozial versicherten Beitragszahler in vielen Wirt-
schaftszweigen zum Stillstand, eine massive Kam-
pagne der Wirtschafts- und Arbeitgeberverbände 
nahm die Sozialversicherungen selbst ins Visier. 
Darunter litt auch das Rentensystem.

Seit sich Wirtschaft und Arbeitsmarkt nach der 
Finanzkrise erholten, stiegen auch die Einkommen 
sowie die Zahl der sozial versichert Beschäftigten 
kräftig an. In der Folge legten auch die Renten zu. 
2011 auf 2012 etwa stiegen sie in Westdeutsch-
land noch um 2,18 Prozent, 2014 auf 2015 um 2,1 
Prozent. 2015 auf 2016 kam die Erholung auf dem 
Arbeitsmarkt bei den Rentnern an: Im Westen der 
Republik stiegen sie um 4,25 Prozent, im Osten so-
gar um 5,95 Prozent - was der schrittweisen 
Angleichung der Ost- an die noch höheren We-
strenten geschuldet ist. Und 2018 auf 2019 konn-
ten die Renten West um knapp 3,2 und die Renten 
Ost um 3,91 Prozent angehoben werden.

So wurden – mit Zeitverzögerung - nicht nur 
Rentnerinnen und Rentner zu Teilhabern des 
Wachstumsjahrzehnts. Die Rentenversicherung 
konnte auch ihre „Nachhaltigkeitsrücklage“ wieder 
auffüllen. Denn 2005 war die Rücklage weitgehend 
aufgezehrt. Auf 1,7 Milliarden Euro oder 0,11 Mo-
natsausgaben im Jahr 2005 war der Notgroschen 
im Jahr größter Massenarbeitslosigkeit zusam-
mengeschmolzen. 2018, eine lange Boomphase 
später, erreichte der Stand des Kontos Nachhaltig-
keitsrücklage 38,2 Milliarden Euro (Das entspricht 
1,79 Monatsausgaben der Rentenversicherung).

Diese guten aktuellen Zahlen können jedoch 
über eines nicht hinwegtäuschen: Das Rentensys-
tem bleibt in gefährlichem Fahrwasser. Der Grund: 
die zunehmende Alterung der Gesellschaft. In den 
kommenden zehn Jahren wechseln die sogenann-
ten „geburtenstarken Jahrgänge“ von der Seite der 
Beitragszahler auf die der Rentenbezieher.

Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) warnt zwar davor, Prognosen über die Ent-
wicklung der Erwerbstätigkeit abzugeben. Schließ-
lich hätten sich die Annahmen, welche der letzten 
großen Rentenreform 2001 zu Grunde gelegt wur-
den, so nicht bewahrheitet.

Einige Jahre später verschätzte sich auch die 
Rentenkommission unter dem Vorsitz von Bert 
Rürup, um mehrere hunderttausend Beiträge zah-
lende Menschen - für die Betrachtung der Rente-
nentwicklung nicht unerheblich (Rürup 2003).

Die DIW-Forscher Karl Brenke und Marius Cle-
mens entwickelten daher verschiedene Szenarien, 
die auf unterschiedlichen Annahmen, etwa mit und 
ohne Zuwanderung, mit weiterem Anstieg der Er-
werbsquote oder nicht basieren. Die Bandbreite 
reicht von einer unveränderten Zahl von Erwerbstä-
tigen bis 2040 bis hin zu einem Absturz im gleichen 

Zeitraum um sechs Millionen Menschen. Die bei-
den extremen Varianten gehen allerdings von un-
wahrscheinlichen Annahmen aus, wie die Forscher 
einräumen. Dem Arbeitsmarkt werden in zwanzig 
Jahren mit großer Wahrscheinlichkeit deutlich we-
niger - zwischen 500.000 und vier Millionen - Frau-
en und Männer zur Verfügung stehen. (Brenke, 
2017)

Die beiden Forscher kommen zu dem Ergebnis: 
„Eine weitere Erhöhung der Erwerbsquote“ werde 
„kaum hinreichend sein, um in der Zukunft einen 
Rückgang des Arbeitskräftepotenzials zu vermei-
den“. Sie empfehlen, „Privilegierungen“, wie die 
beiden Ökonomen das nennen, „wie die Rente mit 
63“ oder die „Förderung der Altersteilzeit bei Steu-
ern und Sozialabgaben“ zu beenden.

Entlastung für die Rentenversicherung kommt 
nach Ansicht von Brenke und Clemens vom Aus-
land. Je weniger Arbeitskräfte dem Arbeitsmarkt in 
Deutschland zur Verfügung stehen, um so eher 
steigen die Einkommen. Mit jeder Einkommensstei-
gerung werde Deutschland als Einwanderungsland 
für entsprechende Fachkräfte attraktiver.

Zudem würden steigende Einkommen „die Un-
ternehmen dazu zwingen, ihre Produktivität zu er-
höhen”. Dafür gebe es „viel Spielraum”, denn: „In 
Deutschland haben sich über Jahre Investitionen 
und Produktivität schwach entwickelt”.

Die Bevölkerungsforscher erwarten für die in 
den Jahren 2013/2015 Geborenen, dass sie die 
90er Jahre dieses Jahrhunderts noch erleben 
können. 

Andere Institute, andere Vorausrechnungen: Das 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BIB1) 
etwa geht davon aus, dass die Zahl der Menschen, 
die älter als 67 Jahre sind, von 16,2 Millionen in 
2020 über 19 Millionen in 2030 auf 21,4 Millionen in 
2040 ansteigen wird. Auf diesem Level werde es 
sich in den darauffolgenden Jahrzehnten halten.

Zwei Faktoren sind für diese Entwicklung verant-
wortlich: Die seit Ende der 60er Jahre kräftig ge-
sunkene Geburtenrate und die gleichzeitig gestie-
gene Lebenserwartung. In Industrie und Handwerk 
wird heute nicht mehr so auf Verschleiß gearbeitet, 
wie vor vierzig oder fünfzig Jahren. Die überwie-
gende Zahl der neuen Dienstleistungsjobs ist dies 
ebenfalls nicht.

Was früher nur Mitgliedern privilegierter Ober-
schichten vergönnt war, ist in der Bundesrepublik 
Deutschland zusehends Standard: Die Menschen 
werden heute im Durchschnitt rund 80 Jahre alt.

Männer, die 1980 das 65. Lebensjahr erreicht 
hatten, konnten damals damit rechnen, noch knapp 
13 Jahre zu leben, Frauen mehr als 16 Jahre. Die 
heute 65-jährigen haben eine Lebenserwartung 
noch von weiteren 17,8 (Männer) und 21 Jahren 
(Frauen) (BIB 1).
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Schrumpfen wird die Generation im Erwerbsalter. 
Je nachdem, welche Zuwanderung unterstellt wird, 
werden 2030 der aktiven Generation (20 bis 67 Jah-
re) nicht mehr fast 52 Millionen Menschen angehö-
ren, sondern nur noch 48,4 Millionen. Bis 2040 soll 
es dann nach Rechnung des BiB noch einmal ab-
wärts gehen auf 44,8 Millionen.

Die Sicherheit, die der Bund mit seiner Garantie 
von Rentenhöhe und Rentenbeitragssätzen bis 
2025 gewährt, ist keine Lösung der Probleme der 
Rentenversicherung. Es geht um den Gewinn von 
Zeit.

1.7 Heutige Voraussagen spiegeln  
arbeitsmarkt- und sozialpolitische Fehler der 
Vergangenheit wider

Die gegenwärtigen Prospektionen der Altersvorsor-
ge sind auch das Eingeständnis, dass frühere Ren-
tenreformen wie auch die auf ein niedrigeres Ni-
veau abgebügelte Kultur der Arbeit zu sozial inak-
zeptablen Ergebnissen geführt haben und noch 
weiter führen werden.

Wie der Sand durch eine Sanduhr rieselt, 
schwindet zusehends die Schwankungsreserve 
der Rentenversicherung. Geschaffen wurde sie, 
um die im Jahres- und Konjunkturverlauf schwan-
kende Liquidität der Rentenkasse zu sichern. Im 
Juni 2019 war das Konto mit 40,1 Milliarden Euro 
gefüllt - 2025 werden davon nach Rechnung der 
Deutschen Rentenversicherung gerade noch 6,8 
Milliarden übrig sein. 

Expertinnen wie Jutta Kerschbaumer, Abtei-
lungsleiterin Sozialpolitik in der Vereinten Dienst-
leistungsgewerkschaft (ver.di) gehen davon aus, 
dass im letzten Jahr der zweifachen Bundesrenten-
garantie gerade noch Geld für einen viertel Monat 
Rentenzahlungen auf der hohen Kante liegen wer-
den. Das wäre nahezu das Niveau von 2005 – dem 
Jahr der großen Krise.

Die Konsequenz: Die Leistungen müssten sin-
ken. Oder die Einnahmen der Rentenkasse müss-
ten steigen, sei es durch einen höheren Zuschuss 
aus Steuermitteln oder höhere Beiträge der Versi-
cherten.

Jeder Eingriff in das Rentenrecht wird von den 
Bürgerinnen und Bürgern mit Argusaugen verfolgt. 
Dafür gibt es gute Gründe. Die bislang letzten gro-
ßen Reformen verkürzten den Anstieg der Renten 
(Riesterfaktor) und führten zu erheblich längeren 
Lebensarbeitszeiten.
Die Rentenschätzer sehen es so: Ohne Reformen 
müssten Arbeitgeber und Arbeitnehmer im Jahr 
2030 21,9 Prozent Beiträge vom Einkommen be-
zahlen. Das Rentenniveau jenes Jahres würde von 
48 auf 45,4 Prozent abgestürzt sein. 

Doch je tiefer das Rentenniveau sinkt, um so 
mehr Menschen sind im Alter arm. Helmfried 
Hauch: „Wenn ich manchen Leuten helfe, ihre Be-

scheide auszufüllen, dann frage ich mich: Wie le-
ben die?“ In den letzten Jahren tauchten bei ihm in 
der Beratung immer häufiger Selbstständige auf. 
„Die hatten nicht mal eine Krankenkasse, nichts.“ 
Wenn die krank würden, gingen sie nicht zum Arzt. 
„Unfassbar“, sagt Hauch. „In einem reichen Land.“

2017 rechnete der WSI-Forscher Florian Blank 
aus, dass jemand, der 45 Jahre zum damaligen 
Mindestlohn in der Pflege gearbeitet hätte, bei 
knapp 48 Prozent Rentenniveau nur mit 614,99 
Euro Rente im Monat rechnen kann (Blank, 2017). 
Bei einem Niveau von 46,4 Prozent wären es noch 
598,23 und bei 42,7 Prozent - das entspräche nach 
Rechnung 2017 in etwa den Prognosen für 2040 - 
wären es gerade noch 555,53 Euro.

Nun ist es unwahrscheinlich, dass jemand 45 
Jahre auf dem Niveau des Mindestlohnes arbeitet, 
doch auch für Arbeitnehmer wären die Einbußen 
beträchtlich. Bei einer Erzieherin geht es um 1300 
statt 1456 Euro, ein Anlagenelektroniker in der Me-
tall- und Elektroindustrie würde 200 Euro monat-
lich einbüßen, wenn die Rente nicht befestigt wird. 
Für ihn geht es nach der Rechnung von Blank um 
1697 statt 1896 Euro.

Die heute Geborenen werden das Ende des 
Jahrhunderts erleben

Insbesondere für ehemalige Geringverdiener - per 
31. Dezember 2016 waren das knapp 3,7 Millionen 
Menschen - bedeutet der Wechsel in die Rente 
schon heute, dass sie beim Sozialamt Grundsiche-
rung beantragen müssen, um irgendwie über die 
Runden zu kommen. Doch um diese Grundsiche-
rung im Alter zu beziehen, müssen sie ihr Eigentum 
auflisten. Erst wenn sie auch ihr Auto verkauft ha-
ben, stockt das Sozialamt die Hilfe auf. Das ist noch 
der Stand der Rentenpolitik. Die Koalition hat verein-
bart, statt des entwürdigenden Formularkriegs eine 
Grundrente einzuführen. Der Koalitionskompromiss 
sieht nun eine eingeschränkte Bedürftigkeitsprüfung 
vor. Finanzämter und Rentenkasse sollen einen Da-
tenabgleich über Einkommen der künftigen Rentner-
innen und Rentner vornehmen und so automatisch 
herausfinden, ob eine Rente aufgestockt werden 
muss. Andere Einkünfte, etwa aus vermieteten Im-
mobilien oder Wertpapierdepots, werden dabei er-
fasst. 

Höchste Zeit, dass die Grundrente auch vom 
Bundestag beschlossen und verkündet wird. Denn 
die Zukunft sieht weitaus düsterer aus. In den 20er 
Jahren gehen die ersten Jahrgänge in den Ruhe-
stand, durch deren Arbeitsleben sich Arbeit und Ar-
beitslosigkeit, prekäre und Gute Arbeit sowie befris-
tete und unbefristete Verträge abwechselten. Men-
schen, deren Arbeitgeber in die Insolvenz gingen, 
die von Massenentlassungen betroffen waren und 
die anschließend den Weg zurück in ihren Beruf 
oder eine vergleichbare Tätigkeit nicht mehr fanden.
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Im Rahmen einer Fragestunde des Deutschen Bun-
destages wollte die Abgeordnete Sabine Zimmer-
mann (Linke) von der Vertreterin des Bundesminis-
ters für Arbeit wissen, wie viele Menschen abseh-
bar als Rentnerinnen und Rentner Kunden beim 
Sozialamt werden könnten. Antwort: In Ost-
deutschland verdient jede und jeder dritte Beschäf-
tigte weniger als 2000 Euro brutto im Monat, im 
Westen der Republik sind es immer noch zwischen 
12,4 (Baden-Württemberg) und 18,1 Prozent (Nie-
dersachsen) der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer.  (BMAS 5) 

1.9 Jenseits der drei Rentensäulen geht es im 
Alter noch ungleicher zu

Viele Menschen versuchen zusätzlich auf eigene 
Faust ihren Lebensstandard im Alter zu sichern. 
Genaue Statistiken gibt es darüber nicht. Unklar 
bleibt schließlich, mit welchem Ziel Vermögen ge-
bildet wird. 

Besondere Bedeutung für den Lebensstandrard 
im Alter kommt dabei dem Eigentum an einer 
selbst genutzten Wohnung oder an einem eigenen 
Haus zu. Die Finanzierung lässt sich (die großen 
Städte Deutschlands gegenwärtig ausgenommen) 
für Bezieher mittlerer oder hoher Einkommen im 
Laufe des Erwerbslebens schaffen. Der Vorteil: 
Wer im Alter keine Miete bezahlen muss, spart 
sich einen erheblichen Kostenblock, der Rentnerin-
nen oder Rentner, die zur Miete leben, häufig fak-
tisch arm machen.

Insbesondere in den deutschen Großstädten ha-
ben die Mieten ein Niveau erreicht, dass Rentnerin-
nen und Rentner häufig 40 Prozent ihres Einkom-
mens und mehr für ihre Wohnung ausgeben müs-
sen.

Seniorinnen und Senioren leben zwar häufiger 
als der Bundesdurchschnitt in eigenen vier Wän-
den. Der 5. Armuts- und Reichtumsbericht geht 
von einem Anteil von 58 Prozent aus (Bundesregie-
rung 2018).

Allerdings ist auch hier die Verteilung sehr un-
gleich. „Nur sieben Prozent“ der Rentnerinnen und 
Rentner im eigenen Heim seien „armutsgefähr-
det“. 

In regelmäßigen Abständen interessiert sich die 
Bundesbank für die Vermögensverteilung der 
Deutschen. Ihr Interesse gilt freilich weniger den 
Lebenslagen der Frauen und Männer. Die Banker 
erheben die Zahlen, weil sie wissen wollen, wie 
groß etwa die privaten Polster sind, die in Krisen-
zeiten mobilisiert werden können. Zugleich zählt 
die alle drei Jahre stattfindende Befragung von fast 
5000 Haushalten zu den großen Erhebungen mit 
Aussagekraft über die Verteilung von Armut und 
Reichtum.

Die Statistik der Notenbanker gibt vor allem 
Auskunft über die Vermögen in Abhängigkeit vom 

erreichten Lebensalter. „Die Ergebnisse für das 
Jahr 2017 zeigen, dass die Vermögen der privaten 
Haushalte zwischen 2014 und 2017 auf breiter Ba-
sis zunahmen. Sowohl das durchschnittliche Net-
tovermögen als auch der Median „sind deutlich an-
gestiegen” (Bundesbank, 2019). Während die Bank 
sowie konservative Wirtschaftskreise die Null-
Zinspolitik der gegenwärtigen EZB-Führung kräftig 
kritisieren, zeigt die Studie einen positiven Effekt 
auf: Das gesunkene Zinsniveau entlastet private 
Haushalte mit Schulden. 

Dass die Vermögen sich insgesamt nach oben 
bewegt haben, hat jedoch an ihrer höchst unge-
rechten Verteilung wenig geändert. Im Schnitt ver-
fügten alle Haushalte über ein Bruttovermögen von 
262.500 Euro. Nach Abzug von Schulden verblei-
ben 232.800 Euro. Die Medianwerte, die anzeigen, 
bei welchen Vermögen die Grenze zwischen den 
oberen und den unteren 50 Prozent der Gesell-
schaft verläuft, fallen weit niedriger aus - ein Zei-
chen für ein massives Ungleichgewicht in der Ver-
teilung: Der Median in der PHF-Studie liegt bei 
70.800 Euro Vermögen nach Abzug von Schulden. 
Der Abstand von Mittelwert und Median um mehr 
als den Faktor drei verweist auf eine enorme Ver-
mögenskonzentration am oberen Ende der Skala. 

Der Gini-Koeffizient ist das wohl bekannteste In-
strument zur Messung der Ungleichheit in einer 
Gesellschaft. Seine Skala reicht von Null bis eins, 
oder null bis 100. Erreicht er den Spitzenwert, ge-
hörte das komplette Vermögen einem einzigen 
Menschen. Umgekehrt wäre die Verteilung bei ei-
nem Koeffizienten von 0 absolut gleichmäßig über 
die Mitglieder einer Gesellschaft verteilt.

Quelle: WSI-Verteilungsbericht (2017).

Konsumsicherung (in Jahren) durch Vermögen nach Höhe des Einkommens 
und Vermögens

Medien Durchschnitt Medien Durchschnitt

Nach Einkommen Nach Vermögen

1. Dezil 0 2 J. 10 M.  0 0

2. Dezil  4 M. 5 J. 8 M. 0 1 M.

3. Dezil 9 M. 4 J. 4 M.  1 M. 2 M.

4. Dezil 1 J. 4 M. 4 J. 8 M. 6 M. 7 M.

5. Dezil 2 J. 2 M. 5 J. 11 M. 1 J. 4 M.    2 J. 1 M. 

6. Dezil 2 J. 4 M. 5 J. 6 M. 2 J. 11 M. 4 J. 9 M. 

7. Dezil 2 J. 7 M. 6 J. 1 M. 4 J. 7 M. 6 J. 7 M. 

8. Dezil 3 J. 2 M. 7 J. 7 M. 6 J. 9 M. 9 J. 5 M. 

9. Dezil 4 J. 8 J. 6 M. 8 J. 7 M. 12 J. 9 M. 

10. Dezil 4 J. 10 M. 10 J. 16 J. 5 M. 24 J. 5 M.

Erklärung: Die Haushalte sind von unten nach oben nach der Höhe ihres Einkommens bzw. 
Vermögens geordnet. Sie sind eingeteilt in Gruppen, denen jeweils zehn Prozent der Haushalte 
entsprechen. Die Jahre und Monate repräsentieren die durchschnittliche bzw. die mittlere Kon­
sumsicherung der jeweiligen Gruppe.
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1.10 Vermögen sind extrem ungleich verteilt – 
in jedem Lebensalter

Dieser Gini-Koeffizient bestätigt, was der hohe Ab-
stand zwischen Mittelwert und Median schon ver-
muten lässt. Die Bundesbanker schreiben: „...der 
Gini-Koeffizient deutet mit einem Wert von 74 Pro-
zent im Jahr 2017 auf eine weiterhin hohe Un-
gleichverteilung hin”.

Kein Wunder: Den reichsten zehn Prozent der 
Deutschen gehört 55 Prozent des Nettovermö-
gens.

Immobilien sind im Portfolio der Deutschen die 
wichtigste Größe. „Der Median des Nettovermö-
gens für Eigentümerhaushalte lag im Jahr 2017 bei 
277.000 Euro.” Mieterhaushalte zum Vergleich wei-
sen lediglich ein Vermögen von 10.400 aus.

Einschränkend wird in der Verteilungsdebatte 
darauf verwiesen, dass die junge Generation in der 
Regel über geringe Vermögen verfügt und damit 
das Gesamtbild zur Vermögenslage nicht wirklich 
aussagekräftig ist.

Die Bundesbank hat mit 5000 Befragten eine 
ausreichend große Gruppe im Fokus, sodass sich 
Aussagen über einzelne Altersgruppen treffen las-
sen. Tatsächlich verfügen etwa 25 - 34jährige im 
Mittel „nur“ über ein Gesamtvermögen von 64.500 
Euro. Der deutlich niedrigere Medianwert von 
13.600 Euro zeigt wieder eine stark ungleiche Ver-
teilung zwischen unten und oben an. Frauen und 
Männer im Jahrzehnt vor ihrer Rente (55 - 64) ver-
fügen statistisch über ein Vermögen von 317.100 
Euro - der Median liegt nun nicht mehr um den 
Faktor 5 sondern nicht einmal um den Faktor zwei 
(180.900 Euro) darunter, die Extreme verlieren 
dank eines stärker gewordenen Mittelfelds etwas 
an Bedeutung.

Mit dem Wechsel in die Rente nehmen die Ver-
mögen ab. Sie werden aufgezehrt oder „mit war-
mer Hand“ vererbt. 

Immobilien spielen auch bei den Vermögen der 
reiferen Jahrgänge eine erhebliche Rolle. Jeder 
Zweite in der Rentnergeneration ist Eigentümer ei-
ner selbst genutzten Wohnung oder eines Hauses.

Vergleichsweise viel Geld haben Seniorinnen 
und Senioren auf Sparkonten zurückgelegt. Dass 
sie keine Zinsen erwirtschaften, obwohl die Teue-
rung weiterläuft, scheint nicht zu stören. Im Durch-
schnitt liegt auf den Sparkonten ein Barvermögen 
von 36.000 Euro. Der Median bei 18.000 Euro zeigt 
auch hier an, dass es eine deutliche Konzentration 
der Barschaften im oberen Bereich gibt.

Fonds, Aktien und andere Wertpapiere hütet da-
gegen nur eine Minderheit von knapp zwanzig Pro-
zent der Befragten zwischen 55 und 75 in ihren De-
pots. Die Quote fällt bei den noch älteren auf zehn 
Prozent zurück.

So vorhanden, sind diese Depots jedoch statt-
lich gefüllt: Die 55- bis 75-jährigen hatten 2017 
Werte um die 50.000 Euro in ihrem Bestand, die 

Älteren sogar fast 80.000 Euro. Obwohl die niedri-
ge Quote an der Gesamtbevölkerung schon an-
zeigt, dass sich die Depot-Besitzer von der Masse 
abheben, gibt es unter den Eigentümern von Wert-
papieren eine soziale Schichtung. Und die ist er-
heblich, denn der Median liegt um den Faktor drei 
bis vier (je nach Altersgruppe) unter dem statisti-
schen Mittel.

Explizit für das Alter sorgen im Laufe ihres Le-
bens laut Bundesbank-Studie zwei Drittel der der-
zeit aktiven Generation vor. Zwischen 45 und 55 
Jahren haben 63 Prozent der Deutschen irgendei-
ne Form von privater Altersversicherung. Wobei 
die angesparten Summen übersichtlich sind. Der 
Durchschnitt liegt bei 40.000 Euro, der Median bei 
26.000 Euro.

Von den jungen Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer übt sich ein Drittel in Konsumverzicht, um 
für das Alter Geld zurückzulegen.

Ein Drittel dieser Gruppe nutzt dazu Riesterpro-
dukte, so die PHF-Studie. Die Altersrücklagen der 
16- bis 24-jährigen sind noch übersichtlich (Mittel: 
3400 Euro; Median: 1900 Euro).

Doch selbst wenn Rücklagen vorhanden sind, 
bedeutet das für viele Frauen und Männer keines-
wegs, dass sie aus ihrem Vermögen ihre Rente 
dauerhaft spürbar aufstocken können. 40.000 
Euro auf dem Sparbuch ist je nach Perspektive 
eine ordentliche Summe. Wer sich davon im Alter 
500 Euro im Monat auszahlt, der hat nach sieben 
Jahren nichts mehr in der Rücklage.

WSI-Verteilungsbericht zeigt: Von ihren  
Vermögen können die meisten Deutschen 
nicht leben

Der WSI-Verteilungsbericht 2017 schlüsselt die 
Vermögen der Deutschen nach Altersgruppen auf. 
Dreißig Prozent der Seniorinnen und Senioren kä-
men mit ihrem Vermögen nicht weit. Zwanzig Pro-
zent der 55- bis 64-jährigen haben nicht einmal 
Geld, um ihre Lebenshaltung auch nur für einen 
Monat aufrecht zu erhalten. Weitere zehn Prozent 
kämen gerade einmal ein halbes Jahr über die 
Runden.

Am anderen Ende der Vermögensskala sieht es 
bei den Älteren vollkommen anders aus. Die obe-
ren fünf Prozent könnten fast 25 Jahre ihr ohnehin 
höheres Konsumniveau halten. Je mehr Vermögen 
in einem Haushalt vorhanden ist, umso geringer 
ist die Bedeutung privater und gesetzlicher Ren-
tenversicherungen (Tiefensee, 2017).

Wenig überraschend aber dank der Erhebun-
gen von Anita Tiefensee sichtbar ist der Zusam-
menhang zwischen hohen Einkommen und hohen 
Vermögen. Die an ihrem Einkommen gemessen 
oberen zehn Prozent der Gesellschaft haben auch 
überdurchschnittlich viel auf der hohen Kante: für 
zehn Jahre und länger. 
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Aus ökonomischer Sicht wäre es rational, wenn be-
sonders Bezieher geringer und mittlerer Einkom-
men, die demnach auch geringe oder einfache Ren-
ten erwarten, besonders vorsorgen würden.

Die Wirklichkeit sieht anders aus. „Insgesamt 
sorgen gerade Bezieher geringer Einkommen zu 
wenig zusätzlich für das Alter vor. Während über 
alle Einkommensklassen hinweg rd. 30 Prozent der 
Befragten angaben, über keine Altersvorsorge zu 
verfügen, sind es bei den Geringverdienern mit ei-
nem Bruttolohn von weniger als 1500 Euro pro 
Monat knapp 47 Prozent.” (BMAS, 2016) Millionen 
sind ohne weiteren Schutz. Allein in der Gruppe 
unter 1500 Euro Bruttoverdienst sind es 1,9 Millio-
nen Menschen. Zusammen gerechnet wartet eine 
ganze Großstadt Älterer auf den Gang zum Sozial-
amt.

Gutverdiener dagegen verfügen zu 80 Prozent 
über eine Form privater Altersvorsorge. 

Wer dagegen sein Leben auf ein Bruttoeinkom-
men von 4000 Euro und mehr im Monat baut, hat 
nicht nur eine solide gesetzliche Rente in Aussicht. 
Mehr als die Hälfte der Frauen und Männer in die-
ser Altersklasse kann auch noch zusätzlich zu einer 
ordentlichen „Gesetzlichen“ auf eine Betriebsrente 
zählen. 

1.11 Betriebsrenten sichern Lebensstandard 
aber vertiefen ungleiche Verteilung

So tut sich im Alter die Kluft zwischen Arm und 
Reich noch weiter auf als schon zu Beschäftigungs-
zeiten. Die Gesetzliche ist keine Garantie auf den 
Erhalt des Lebensstandards, die Absenkung des 
Leistungsniveaus von mehr als 50 auf nunmehr 48 
Prozent hatte die Lage der Älteren verschärft. Des-
wegen spielen Vermögen und zusätzliche Einkom-
men aus Betriebsrenten und Versorgungswerken 
eine erhebliche Rolle.

Dem über Jahrzehnte von wechselnden Bun-
desregierungen empfohlenen idealen Mix aus ge-
setzlicher, betrieblicher und privater Altersvorsor-
ge folgt trotz vielfach gerührter Werbetrommel 
und von interessierter Seite initiierten Kampagnen 
gegen die gesetzliche Rente nur ein übersichtlicher 
Teil der Deutschen.

Versichertenberater Helmfried Hauch hat auf-
grund seines Engagements auch für ver.di-Kolle-
ginnen und -Kollegen viel mit Beschäftigten des 
Öffentlichen Dienstes zu tun, die in den Ruhestand 
gehen wollen. „Ohne die Zusatzversicherung des 
Öffentlichen Dienstes kämen viele von ihnen nicht 
über die Runden.” Nach seiner überschlägigen 
Rechnung bringt allein die ergänzende Altersvor-
sorge ein Viertel bis ein Drittel dessen, was die ge-
setzliche Rente leistet. Zusammen genommen sei-
en das dann zwischen 1400 und 1600 Euro. „Damit 
kann man keine Party feiern”, sagt Hauch. „Aber 
es reicht zum Leben.”

Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände ha-
ben in den vergangenen Jahren immer wieder ver-
sucht, der Entwicklung gegenzusteuern. Das Stich-
wort heißt tarifliche Sozialpolitik. Die wurde zum 
Thema, als die Bundesregierung im Zuge der Ren-
tenreform von 2001 das Rentenniveau absenkte 
und den Bürgerinnen und Bürgern empfahl, geför-
dert von der öffentlichen Hand in Systemen mit Ka-
pitaldeckung vorzusorgen. 

Wer vier Prozent seines Entgeltes privat in eine 
Riester- oder Basisrente abzweigte, sollte dafür je 
nach Einkommen, mehr oder weniger kräftige För-
derung erhalten. Wer per Entgeltumwandlung sein 
Alterskonto in einer betrieblichen Altersversor-
gung mehrte, sollte sich die Beiträge zur Sozialver-
sicherung und Steuern zu den Sozialversicherun-
gen sparen können. Am besten sollten die Bürge-
rinnen und Bürger beides tun.

1.12 Tarifliche Sozialpolitik: Ein neues Arbeits-
feld für Gewerkschaften

Hier tat sich für Tarifpolitiker ein neues Arbeitsfeld 
auf. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften 
gründeten gemeinsame Unternehmungen wie 
etwa die Metall- oder die Chemierente. Mit ihrer 
Hilfe sollten Beschäftigte ganzer Branchen gewon-
nen werden, die bislang noch keine entsprechende 
Vereinbarung unterzeichnet hatten. 

Bis 2000 war die Landschaft der von den Sozial-
partnern per Tarifvertrag organisierten Altersvor-
sorgeeinrichtungen noch übersichtlich. In einer 
Aufstellung über Modelle „Tariflicher Altersvorsor-
ge“ aus dem Jahr 2001 listete WSI-Forscher Rein-
hard Bispinck zahlreiche Beispiele auf, die zeigten, 
dass die Altersvorsorge sehr stark an lange Zuge-
hörigkeiten zu einem Betrieb oder einer Branche 
gebunden waren. Im Bauhauptgewerbe betrug 
etwa die Wartezeit, bis die Versicherung griff, 220 
Monate – mehr als 18 Jahre. 60 Monate davon 
mussten in den neun Jahren vor dem Wechsel in 
die Rente liegen. Sonst verfielen die Beiträge. (Bi-
spinck, 2001)

Im Bäckerhandwerk, das immer wieder Gesel-
len an die Industrie verlor, mussten zehn Jahre un-
unterbrochener Zugehörigkeit in einem Betrieb ge-
leistet werden, ehe aus Einzahlungen ein Anspruch 
auf Rente erwuchs. Die Telekom war schon ein 
Stück moderner. Sie hatte einen Tarifvertrag ge-
schlossen, in dem die Beiträge zum Alterswerk des 
Unternehmens einseitig vom Arbeitgeber geleistet 
wurden - Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
konnten zusätzlich freiwillig einzahlen.

Weiter führte Bispinck Regelungen im Finanzge-
werbe, der Chemie, der Eisen- und Stahlindustrie 
oder Volkswagen auf. Sie hatten alle eines gemein-
sam: dass sie kaum etwas miteinander gemeinsam 
hatten. Ein Branchenwechsel etwa bedeutete, in 
der Altersvorsorge von vorne anzufangen. 
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Solange sich Arbeitgeber und Beschäftigte auf Jah-
re bis Jahrzehnte verbunden hatten, war diese Viel-
falt nicht von Nachteil. Doch in den 90er Jahren än-
derte sich die Kultur auf dem Arbeitsmarkt grundle-
gend. Lebenslange Betriebszugehörigkeiten waren 
nicht mehr gefragt, galten als vormodern und sie 
entsprachen auch immer weniger der Wirklichkeit. 
Der deutsche Arbeitsmarkt befand sich mitten im 
Strukturwandel – von der Prägung durch industriel-
le Beschäftigung hin zu einem Dienstleistungsar-
beitsmarkt. 

Für Beschäftigte wirkte das Angebot immer we-
nig logisch, Verfall und Wartezeiten waren ein gro-
ßes Ärgernis. Bundesarbeitsminister Walter Ries-
ter wollte das im Zuge der nach ihm benannten Re-
form des Alterssicherungssystems ändern. Dem 
Tarifpolitiker und ehemaligen 2. Vorsitzenden der 
IG Metall schwebte nun als Minister vor, nicht nur 
die private Vorsorge zu stärken, sondern auch die 
betriebliche Altersversorgung attraktiv zu machen.

Wo Tarifverträge eine oder mehrere Branchen 
prägen, ist das auch gelungen. Die beiden bekann-
testen Beispiele für die damals neu entwickelten 
Angebote sind wohl das Chemie-Versorgungswerk 
und die Metallrente. Sie brachten Struktur in das 
Angebot der ihnen angeschlossenen Branchen.

Doch Selbstläufer waren auch sie nicht. Den 
Durchbruch brachte in der Chemie-Industrie die 
Weiterentwicklung des Tarifvertrages „Lebensar-
beitszeit und Demografie“. Alle Betriebe - Betriebs-
leitungen und Betriebsräte - müssen fortlaufend 
aufnehmen, wie die Belegschaften aktuell aufge-
stellt sind und wo ihr mittelfristiger Bedarf liegt. 
Das gilt so für die Altersstruktur wie für das Quali-
fikationsprofil. Die Analysen machen deutlich, mit 
welchen Abgängen in die Rente zu rechnen ist, wie 
viel allein im eigenen Interesse ausgebildet werden 
muss. Und die Analysen decken auf, welche Quali-
fikationen aktuell vorhanden sind und welche auf 
mittlere Sicht gebraucht werden.

Daraus ergeben sich Anforderungen an die An-
gebote in der Aus- und Weiterbildung.

Je nach Schwerpunkt konnten sich dann die Be-
triebe für einen oder mehrere Wege aus dem An-
gebot des Branchenversorgungswerkes bedienen: 
Klassische Betriebsrentenmodelle, Berufsunfähig-
keitsversicherungen für besonders belastete Be-
legschaften oder den Aufbau von Zeitguthaben, 
um gleitende Übergänge vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand zu organisieren.

Entscheidend aber waren nicht passgenaue An-
gebot zu günstigen Konditionen. Den Durchbruch 
brachte die Bindung vermögenswirksamer Leis-
tungen an den Abschluss einer Altersvorsorge. 
Wer die Zuschüsse von Staat und Arbeitgeber ha-
ben wollte, musste sich für das Chemie-Versor-
gungswerk entscheiden. (Chemie-Versorgungs-
werk, 2008)

Die Metallrente, getragen von Gesamtmetall 
und IG Metall ist ein Angebot, das auch Betriebe in 

angrenzenden Industriezweigen und Handwerks-
bereichen nutzen können. Das „Betriebsrenten-
stärkungsgesetz”, habe der betrieblichen Al-
tersversorgung „einen unerwartet starken Schub” 
gegeben. (Metallrente 1, 2019)

Für diesen Schub gibt es zwei Gründe. Erstens: 
Der Gesetzgeber hat mit der Novelle einer beson-
deren Form der betrieblichen Altersversorgung 
den Vorzug gegeben: die Beitragszusage. Arbeit-
geber überweisen den Beitrag ihrer Mitarbeiter so-
wie die durch die Entgeltumwandlung gesparten 
Beiträge und Steuern an die von den Sozialpart-
nern getragene metallrente. 

Und diese investiert in Fonds und Aktien, gesi-
chert werden nur die Einzahlungen in den Fonds.

Durch Börsengeschäfte könnten, so die Erwar-
tung, höhere Renditen erzielt werden, als dies an-
deren Fonds angesichts der langen Nullzinsphase 
möglich ist. Die Sozialpartner wiederum könnten 
die Anlagepolitik selbst gestalten und für den Er-
folg des gemeinsamen Fonds Verantwortung über-
nehmen und - so das Kalkül - auch Anerkennung 
erwerben.

Gegen die Gewerkschaften setzten die Arbeit-
geber in den Verhandlungen mit der damaligen 
Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles durch, 
dass auch nicht-tarifgebundene Unternehmen und 
ihre Beschäftigten Zugang zu Angeboten aus die-
sen Sozialpartnerfonds bekommen. 

Von der Bindung an Sozialpartner hoffen nicht 
nur die etablierten Versorgungswerke zu profitie-
ren. Auch einige Versicherungen haben sich zu 
Konsortien zusammengeschlossen. So etwa das 
„Rentenwerk“, zu dem sich fünf Versicherungsver-
eine auf Gegenseitigkeit, die nicht nach dem Ziel 
der Profitmaximierung arbeiten, zusammenge-
schlossen haben, um für Sozialpartner Lösungen 
anzubieten. „Wir hoffen“, heißt es in der bislang 
letzten Pressemitteilung des Zusammenschlusses, 
dass die Reform in diesem Jahr in der Praxis an-
kommt.“ (Rentenwerk, 2019)

1.13 Verpflichtung zu Betriebsrenten nicht 
mehr ausgeschlossen - Metallrente im Aufwind 

Dabei helfen könnte der zweite Grund, der zum Auf-
schwung beispielsweise bei der Metallrente führte: 
Der verbirgt sich in Paragraph 154 des Sozialgesetz-
buches VI. Dieser regelt, dass die Bundesregierung 
in jeder Legislaturperiode einen erweiterten Renten-
versicherungsbericht vorzulegen hat, in dem der 
Stand der sozialen Sicherung im Alter (Alterssiche-
rungsbericht) dargestellt wird.

Die Vorstudien für die Veröffentlichung 2020, die 
sogenannte ASID-Untersuchung durch TNS-Infra-
test, laufen derzeit. Für die Welle 2015 wurden dazu 
30.585 Personen nach ihrer Alterssicherung befragt 
- eine extrem hohe Fallzahl, aus der sich eine Vielheit 
von Untergruppen bilden und untersuchen lassen.
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Das Gesetz enthält weiter die Passage: „Die Bun-
desregierung soll den gesetzgebenden Körper-
schaften geeignete Maßnahmen vorschlagen, 
wenn sich zeigt, dass durch die Förderung der frei-
willigen Altersvorsorge eine ausreichende Verbrei-
tung nicht erreicht werden kann.”

Dieser Satz hat es in sich. Schon im Rahmen der 
Rentenreform von 2001 wurde diskutiert, ob be-
triebliche oder private Zusatzversicherungen ver-
pflichtend für alle Nicht-Rentnerinnen und -Rent-
ner sein müssten.

Genauso lange wehren sich Arbeitgeber, Ge-
werkschaften, aber auch Wissenschaftler gegen 
ein sogenanntes Obligatorium.

Jetzt, zwanzig Jahre später, könnte der Zwang 
zum Abschluss von Zusatzrenten kommen. Aus 
Sicht des Gesetzgebers „könnte die Sozialpartner-
rente eine Art letztes Angebot sein“, heißt es vor-
sichtig im Umfeld der Rentenkommission.

Das wiederum könnte den Rekordzuwachs bei 
der Metallrente erklären. 820.000 Verträge habe 
das Sozialpartnerunternehmen im Bestand. Fast 
jeder zehnte Vertrag (72.000) wurde 2018 - unter 
dem Eindruck des Gesetzes - abgeschlossen.

Die Motive sind nicht erforscht, doch es wirkt 
schon wie ein politisches Zeichen, dass im glei-
chen Jahr auch 3000 Unternehmen über die Me-
tallrente die Vorteile des neuen Sozialpartnermo-
dells zu bekommen suchten. Als wollten sie den 
Nachweis führen, dass die Sozialpartner alleine in 
der Lage sind, durch gute Praxis den Staat aus der 
betrieblichen Altersvorsorge herauszuhalten. Wür-
de, so das Kalkül, die Sozialpartnerrente angenom-
men, könnte einer Verpflichtung durch den Gesetz-
geber vorgebaut werden. 

Unattraktiv sind die Angebote nicht. Die Rendi-
ten der Metaller können sich sehen lassen: In der 
angebotenen Direktversicherung verzinsten sich 
die Beiträge 2018 mit 3,65 Prozent, 2019 strebte 
das Versorgungswerk 3,45 Prozent an. Ein Plus, 
von dem Sparer mit Sparbuch oder Festgeld seit 
Jahren träumen können. Offensivere Angebote wie 
der Metallpensionsfonds erzielte im Durchschnitt 
seiner Laufzeit 5,2 Prozent jährlicher Verzinsung. 
(Metallrente, 2019) 

„Eine gute Betriebsrente ist für möglichst viele 
Beschäftigte - auch im Niedriglohnbereich der 
Privatwirtschaft zu erreichen.”

Auch die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft 
öffnet sich offensiv dem Thema Zusatzrente. In ei-
nem Aufsatz in der Zeitschrift „Betriebliche Al-
tersversorgung” veröffentlichte Judith Kerschbau-
mer, Bereichsleiterin Sozialpolitik der Vereinten 
Dienstleistungsgewerkschaft, einen Aufsatz, in 
dem sie sich klar für eine breite Abdeckung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer zur einer be-
trieblichen Rentenversicherung ausspricht. „Exzel-

lentes Vorbild einer tarifvertraglichen und für alle 
Kolleg*innen geltenden bAV ist die Zusatzversor-
gung des öffentlichen Dienstes.” Die tarifliche Zu-
satzversorgung mache zwischen 25 und 30 Pro-
zent der Gesamtrente der Rentnerinnen und Rent-
ner aus dem öffentlichen Dienst aus.
Für Kerschbaumer liegt der Schluss nahe: „Eine 
gute Betriebsrente ist für möglichst viele Beschäf-
tigte - auch im Niedriglohnbereich der Privatwirt-
schaft zu erreichen.” (Kerschbaumer 2018)
Norbert Reuter, Bereichsleiter der tariflichen Grund-
satzabteilung bei der Dienstleistungsgewerkschaft 
ver.di erklärte gegenüber dem Wirtschaftsdienst 
platow-Brief, dass die Beteiligung der Arbeitgeber 
an einer betrieblichen Altersvorsorge eine Grundbe-
dingung für eine Vereinbarung sei (Platow-Brief 
2019). In dem Bericht hieß es weiter, ver.di verhan-
dele mit zwei Versicherungskonsortien, um für seine 
Wirtschaftszweige eine Sozialpartnerrente, wie vom 
Betriebsrentenstärkungsgesetz vorgesehen, anbie-
ten könnte.

Eine Hoffnung schwingt bei der Sozialpartnerren-
te auch mit: Dass die Attraktivität des Angebotes 
bislang nicht tarifgebundene Unternehmen oder Be-
triebe dazu bringen könnte, den Arbeitgeberverbän-
den ihrer Branchen beizutreten. Als Mitglied einer 
Tarifpartei könnten sie dann auch mitbestimmen, 
wie ein Produkt gestaltet werde. Trittbrettfahrer ha-
ben schließlich bei der Sozialpartnerrente nur die 
Chance zu nehmen, was andere gestalten.

Andererseits greift der Gesetzgeber mit dem 
Betriebsrätestärkungsgesetz tief in die Tarifautono-
mie ein, etwa wenn es vorschreibt, wie die künfti-
ge Altersvorsorge gestaltet sein soll: „Die Tarifver-
tragsparteien sollen nicht tarifgebundenen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern den Zugang zu 
durchführenden Versorgungseinrichtungen ge-
währen.”

Einstweilen nimmt die Zahl der tariflos beschäf-
tigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im-
mer weiter zu. Nur noch 49 Prozent der Beschäftig-
ten in West- und 34 Prozent in Ostdeutschland pro-
fitieren davon, dass ein Flächentarifvertrag den 
Rahmen ihrer Arbeit und die Bezahlung absteckt. 
Es sind vor allem Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Großbetrieben. „Von den Betrieben sind 
derzeit hochgerechnet noch rund 27 Prozent im 
Westen und 16 Prozent im Osten durch Branchen-
tarifverträge gebunden”, schreibt das IAB in sei-
nem jährlichen Bericht zur Tarifbindung im Jahre 
2019. Neben den Branchenverträgen existierten 
noch in zwei Prozent der Betriebe Haustarifverträ-
ge, die sich häufig an Elementen aus den Flächen-
tarifverträgen orientierten (Kohaut, 2019).

Die Zahl der Trittbrettfahrer in den Sozialpart-
ner-Rentenwerken könnte also erheblich sein. 
Schon jetzt übernehmen viele Arbeitgeber ganze 
Passagen aus Tarifverträgen, die ihnen gut gefal-
len, andere lassen sie weg. „Rund 40 Prozent der 
nicht tarifgebundenen Betriebe und 35 Prozent in 
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Ostdeutschland gaben (..) an, sich in ihren Einzelar-
beitsverträgen an bestehenden Branchentarifver-
trägen zu orientieren”, schreibt IAB-Forscherin Su-
sanne Kohaut.

Dass die bislang letzte Pressemitteilung (Stand 
Dezember 2019) des Rentenwerks schon älter als 
ein halbes Jahr alt ist und mit der Hoffnung endet, 
die Idee des Gesetzgebers möge in der Praxis an-
kommen, hat seinen Grund: Insgesamt hat sich 
nach 18 Monaten tariflich noch nicht viel getan. 
Seit 1. Januar 2018 ist das Betriebsrentenstär-
kungsgesetz in Kraft. Nach 18 Monaten wollte die 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen von 

der Bundesregierung Aufklärung wissen, wie viele 
neue Tarifverträge schon abgeschlossen worden 
seien, um das Recht auf Zugang zu einer betriebli-
chen Altersvorsorge auszuweiten. 

Mit Schreiben vom 16. April antwortete die Par-
lamentarische Staatssekretärin im Bundesarbeits-
ministerium, Kerstin Griese dem grünen Rentenex-
perten Markus Kurth: „Sofern die Frage darauf ab-
zielt, ob in Tarifverträgen reine Beitragszusagen 
bzw. entsprechende Sozialpartnermodelle verein-
bart worden sind, gibt es solche Tarifverträge bis-
lang noch nicht.

Griese wird hinsichtlich eines möglichen Obliga-
toriums in der betrieblichen Altersvorsorge auch 
ganz deutlich: „Im Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung für ein Betriebsrentenstärkungsgesetz 
wird im Vorblatt unter ‚C. Alternativen‘ (Bundes-
tags-Drucksache 18/11286; S. 1) dargelegt, dass 
eine höhere Verbreitung der betrieblichen Al-
tersversorgung auch mit einem gesetzlich obliga-
torischen Betriebsrentensystem oder auch damit 
zu erreichen wäre, dass ein alle Arbeitgeber ver-
pflichtendes gesetzliches Options- bzw. Opt-

ing-Out-System eingeführt würde.“ Gleichzeitig 
wird darauf hingewiesen, dass eine solche Rege-
lung des Gesetzgebers eine „höhere Eingriffsinten-
sität“ für Arbeitgeber wie Beschäftigte bedeute, 
und daher vordringlich die Möglichkeiten für einen 
freiwilligen Ausbau der betrieblichen Altersversor-
gung ausgeschöpft werden sollen.

Deshalb solle zunächst abgewartet werden, wie 
die mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz umge-
setzten Maßnahmen (neben dem Sozialpartnermo-
dell also insbesondere die teilweise Nichtanrech-
nung von Zusatzrenten auf die Grundsicherung im 
Alter, die Entlastung von betrieblichen Riester-Ren-
ten von Krankenversicherungsbeiträgen und die 
Verbesserung der steuerlichen Betriebsrenten-För-
derung) in der Praxis wirken. Dies wird erstmals 
2020 im Rahmen des von der Bundesregierung 
einmal in der Legislaturperiode zu erstellenden Al-
terssicherungsberichts untersucht werden.”

Die IG Metall unterdessen spricht sich für eine 
Verbreiterung der Betriebsrenten auf „alle“ aus. In 
seinem „Zukunftsreferat“ auf dem IG Metall-Kon-
gress im Oktober 2019 erklärte deren 1. Vorsitzen-
der, Jörg Hofmann, „selbst bei einer deutlichen 
Anhebung des Rentenniveaus wird die erwartbare 
Rente keine Sicherung des Lebensstandards bie-
ten“.

Ein Satz, der nicht allen Beteiligten seitens der 
Gewerkschaften an der Rentendiskussion gefallen 
wird. Aber die Zahlen lassen eigentlich gar keinen 
anderen Schluss zu. Hofmann: „Ein Kollege in der 
Ecklohngruppe in NRW kommt nach 40 Jahren 
Schuften mit 1273 Euro nach Hause. Reicht das 
fürs Leben? Auch wenn das Rentenniveau fünf 
Prozentpunkte nach oben ginge, ist das nicht üp-
pig.“

Arbeite der Kollege hingegen bei Bosch oder 
Siemens oder gar Daimler oder VW, kämen noch-
mals 15 bis 40 Prozent der gesetzlichen Rente 
obendrauf. Und zwar durch die betrieblichen Al-
tersvorsorge – „arbeitgeberfinanziert“, darauf legt 
der 1. Vorsitzende der IG Metall wert.

Seine Schlussfolgerung kleidet er in die Form ei-
ner Frage, welche ihre Antwort mit transportiert: 
„Wollen wir nicht für alle eine arbeitgeberfinanzier-
te betriebliche Altersvorsorge, die die Versorgung 
im Alter deutlich anhebt?“, und zwar zusätzlich zur 
gesetzlichen Rentenversicherung – „da sind wir 
uns alle einig“.

Ähnlich wie ver.di-Expertin Kerschbaumer warnt 
Hofmann davor, dass Betriebsrenten „ein Privileg 
für die Beschäftigten der Großbetriebe“ bleiben. 
Der Metall-Vorsitzende fordert von den Arbeitge-
bern „mehr Verantwortung für die Altersvorsorge“. 

„Nach 40 Jahren 
Schuften mit 

1.273 Euro nach 
Hause. Reicht das 

fürs Leben?“
Jörg Hofmann,   
1. Vorsitzender 

der IG Metall



Dossier Nr. 4, 01.2020 ·  Seite 17

1.14 Die Deutschen haben Angst vor dem  
Altern - wissen aber nicht so recht, wie es um 
ihre Altersvorsorge steht

Die Ergo-Versicherungsgruppe gibt alljährlich beim 
Harding-Zentrum für Risikokompetenz am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung eine 
Studie zum Umgang der Deutschen mit Risiken in 
Auftrag. Der jüngste Report zeigt: Die Deutschen 
sehen zwar das Alter überwiegend als einen ganz 
normalen Teil des Lebens an. Die Deutschen, so 
das Ergebnis der Studie 2019, haben Angst vor 
den Folgen des Alters, in erster Linie Krankheit, 
Unmündigkeit und Armut. Viele fürchten auch, sie 
müssten länger arbeiten, als sie dies wollen. Ihre 
Erwartungen an das Leben im Alter sind erheblich: 
Sie wollen Reisen, ihr Auto behalten, weiter in Re-
staurants gehen und ihren Hobbys nachgehen.

Allerdings ist das Bewusstsein darüber, ob ih-
nen die Fortsetzung ihres Lebensstandards im Al-
ter möglich sein wird, sozial recht verschieden. Ar-
beiterinnen und Arbeiter etwa ahnen, dass ihre 
Hoffnungen auf ein gutes Leben im Alter sich nur 
zum Teil erfüllen werden. Zwei Drittel dieser Grup-
pe rechnen damit, sich im Alter einschränken zu 
müssen, ein Drittel glaubt, den Lebensstandard 
halten zu können, fünf Prozent sind sogar der Mei-
nung, es werde ihnen im Alter „finanziell besser 
gehen”. (Gigerenzer, 2019)

Mit einem ganz anderen Bewusstsein gehen 
Angestellte, Selbstständige, vor allem aber Beam-
te auf den Ruhestand zu. Zwei von drei Beamten 
setzen darauf, dass sie ihren Lebensstandard hal-
ten können, bei Angestellten halten sich Skeptiker 
und Optimisten die Waage, die Gruppe der Selbst-
ständigen ist sogar überwiegend der Meinung, im 
Alter werde es ihnen finanziell besser gehen.

Allerdings sind sich die Deutschen nicht so 
ganz im Klaren über die Alterseinkünfte, die sie ei-
nes Tages erwarten - also ob sie über ausreichend 
Einkommen verfügen werden, um ihre Erwartun-
gen zu erfüllen.

Selbst von den Beschäftigten, die sich mit 51 
bis 60 Jahren dem Rentenalter nähern, gibt nur 
jede oder jeder Vierte an, sie oder er könne seine 
späteren Alterseinkünfte „recht genau einschät-
zen”.

Die Hälfte der Befragten aus der Babyboo-
mer-Generation will eine grobe Vorstellung von 
der eigenen ökonomischen Basis nach der Arbeit 
haben. Fast ein Drittel lässt die Zukunft auf sich 
zukommen. In den Jahrgängen darunter ist der 
Gedanke an die eigene Zeit als Rentnerin oder 
Rentner noch weniger verbreitet.

Vom Einkommen aber auch vom Geschlecht 
hängt es ab, wie die Menschen vorsorgen. Jeder 
zweite Mann aber nur jede dritte Frau sorgt privat 
gegen die wirtschaftliche Not im Alter vor. Fast die 
Hälfte der befragten Frauen und knapp ein Drittel 
der befragten Männer geben an, nicht genug zu 

verdienen, um für das Alter Geld zurück zu legen.
Unter Geringverdienern (unter 1000 Euro) ist 

der Anteil derer, die es nicht schaffen, etwas auf 
die hohe Kante zu legen besonders hoch: 60 Pro-
zent. Auch die Hälfte der Menschen, die es auf bis 
zu 1500 Euro schaffen, bringt kaum Geld zur Seite. 
Und wenn, dann sind es in der Regel nicht mehr 
als 50 Euro.

Ganz anders die Spitzenverdiener. Wenig über-
raschend: Je höher die Einkommen, umso mehr 
füttern sie ihr Sparschwein. Wer 5000 Euro und 
mehr einnimmt, sorgt auch mehr vor. 250 Euro im 
Monat und mehr.

Die Deutschen gehen widersprüchlich mit ih-
rem Wissen über Risiken um. Forscher Gigerenzer: 
„Auch in Bereichen, in denen die Deutschen über 
eine hohe Risikokompetenz verfügen, folgt daraus 
nur selten eine entsprechende Eigenverantwor-
tung.“ Die Menschen würden die Gefahren von Ni-
kotingenuss und Übergewicht gut kennen. „Aber 
Sport, Nichtrauchen und eine gesunde Ernährung 
erachten keinesfalls viele Menschen als notwen-
dig.“

Bezogen auf die sensiblen Themen „Alter, Ge-
sundheit, Sicherheit, Geld und insbesondere Digi-
talisierung“ solle der Staat „seine Zurückhaltung 
aufgeben“, empfiehlt Gerd Gigerenzer, Direktor 
des renommierten Harding-Zentrums für Risiko-
kompetenz am Max-Planck-Institut für Bildungs-
forschung in Berlin. Die Bürgerinnen und Bürger 
bräuchten eine „verlässliche Orientierungshilfe“, 
erst dann könnten sie „im 21. Jahrhundert selbst-
bestimmte Entscheidungen über ihr Leben treffen. 
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UNTERNEHMEN LEGEN GELD AUF DIE HOHE KANTE

Während Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Mühe haben, ihre Altersvorsorge zu organisieren 
oder aus ihren Einkommen ein kleines Vermögen anzusparen, ist es den Unternehmen in den ver-
gangenen Jahrzehnten gelungen, die Verzinsung des eingesetzten Kapitals zu steigern und das 
Eigenkapital zu stärken - ohne ausreichend zu investieren.

Die Boomjahre seit 2009 waren für rund zwei Drit-
tel der Bundesbürgerinnen und Bundesbürger ein 
nahezu ein verlorenes Jahrzehnt. Zwar kamen viele 
Menschen wieder in Arbeit. Überhaupt erreichten 
Erwerbstätigkeit und sozial versicherte Beschäfti-
gung bislang unerreichte Spitzenwerte im seit 1990 
vereinten Deutschland. 

Doch viele der neuen Jobs, welche die Statistik 
bereicherten, waren schlecht bezahlt, befristet, 
entstanden in der Zeitarbeit. Sie ermöglichten de-
nen, die sie verrichteten, keinen zuverlässigen Ho-
rizont, um ihr Leben zu planen. Geschweige denn 
für das Alter vorzusorgen. 

Tarifflucht und Tarifvermeidung von immer 
mehr Unternehmen und Betrieben taten ein Übri-
ges, dass es zwar mit der Wirtschaft bergauf ging. 
Für die unteren Einkommensgruppen jedoch wa-
ren es verlustreiche Jahre, die Arbeitnehmermitte 
profitierte von der Entwicklung wenig oder gar 
nicht.

Entsprechend die Vermögensentwicklung. Im 
Mittelbauch der Gesellschaft sind - so vorhanden - 
neun von zehn Vermögen vererbt (Corneo, 2016). 
In den Vermögensetagen darüber hingegen sind 
zwei Drittel der Vermögen „selbst erarbeitet“.

Wegen der großen Überschneidung der Gruppe 
der Vermögenden mit jener der Spitzenverdiener 
liegt der Schluss nahe, dass die richtig dicken Ge-
winne der zu Ende gehenden Wachstumsdekade 
vornehmlich von den Mitgliedern der Oberschicht 
an Land gezogen wurden.

Aber auch die Unternehmen legten Geld auf die 
hohe Kante und erzielten Renditen, die Sparer auf 

der Bank angesichts der niedrigen Zinsen zu keiner 
Zeit hätten erzielen können. So pushten Manager 
und Unternehmer wesentliche Erfolgskennziffern 
nach oben:

Nettoumsatzrendite: Der Jahresüberschuss nach 
Steuern in Prozent des Umsatzes war nach der Fi-
nanzkrise 2009 bei 2,5 Prozent gestrandet. 2017 
lag er 50 Prozent darüber bei 3,8 Prozent.

Eigenkapitalrendite: Gemessen am eingesetzten 
Eigenkapital stieg die Rentabilität um den Faktor 
1,2 von 14,2 auf 17,2 Prozent. 

Eigenkapitalquote: In den Bilanzen bunkern Un-
ternehmen einen beträchtlichen Teil der Gewinne. 
Obwohl Geld zu leihen gegenwärtig nahezu nichts 
kostet (die Fremdkapitalrendite der Unternehmen 
fiel von 3,2 Prozent in 2009 auf 0,3 Prozent in 2017), 
steigerten die Unternehmen ihre Eigenmittelquote 
im Vergleichszeitraum von 25,8 auf 30 Prozent.

Investiert haben die Unternehmen diese Zu-
wächse nur unzureichend. Die Investitionen der 
Unternehmen in Anlagevermögen stiegen zwar im 
Vergleichszeitraum. Doch eilen die Abschreibun-
gen den Investitionen ganz offenkundig davon: Der 
Modernitätsgrad des Anlagevermögens (Das Maß 
drückt aus, wie viel Prozent des Anlagevermögens 
noch nicht abgeschrieben sind), der seit Anfang 
der 90er Jahre verfällt, entwickelte sich seit 2009 
rückläufig: von 58 auf 56 Prozent (1991 lag der Mo-
dernitätsgrad noch bei 63,2 Prozent).
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Kapitel 2

VERLORENE JAHRZEHNTE

Das erste Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts war die vorläufig letzte Dekade markradikaler 
Reformen. Was die Renten- und Vermögenspolitik angeht, wurden angebotsseitig die Be-
dingungen vielfach verbessert: Die Versicherer bekamen so auch mit der Riester- und der 
Basisrente ein milliardenschweres Zusatzgeschäft. Vermögenden wurde etwa die Kapita-
lertragssteuer auf niedrigem Niveau pauschaliert und aggressiven Fonds der Zugang zum 
deutschen Markt geebnet. Investoren großer Konzerne wurden zu Aufspaltungen derselben 
geradezu gedrängt, indem Gewinne aus Beteiligungsverkäufen von der Steuer befreit wur-
den. Im darauffolgenden Jahrzehnt erholte sich die deutsche Wirtschaft von den Folgen 
der Weltwirtschaftskrise 2008/09, die auch ein Ergebnis blinden Glaubens an die Segnun-
gen des Marktes war. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer fällt die Bilanz zwiespältig 
aus. Richtig profitiert haben sie nicht von den Reformen. Und beim längsten Aufschwung 
seit Jahrzehnten sind sie bestenfalls zweiter Sieger.

2.1 „Quantensprung“ im Rentensystem

Als Bundessozialminister Walter Riester seine Ren-
tenreform vor 18 Jahren unter Dach und Fach hat-
te, sagte er am 11. Mai 2001 vor dem Deutschen 
Bundestag: „Wir haben ferner - auch darüber muss 
heute entschieden werden - den Aufbau einer zwei-
ten Rente für breite Bevölkerungsschichten mög-
lich gemacht. Erstmals führen wir eine Regelung 
ein, die es ermöglicht, breite Bevölkerungsschich-
ten beim Aufbau einer kapitalgedeckten ergänzen-
den Rente zu ersetzen.” (Bundestag 2001). Stolz 
verkündete er, der Bundestag beschließe an jenem 
Tag einen „Quantensprung”.

Der Arbeits- und Sozialminister versprach in sei-
ner Rede nicht, dass der Rentenbeitrag damit auf 

immer stabil bleiben werde. Er widersprach zu-
gleich der Behauptung, er senke die Renten. Der 
„Riesterfaktor“ werde zwar das Niveau der ge-
setzlichen Rente senken, nicht aber das der Al-
terssicherung. Denn die Reform eröffne Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern die Möglichkeit, 
eine zusätzliche Altersvorsorge aufzubauen - al-
lerdings mit staatlicher Förderung und nicht mit 
Beiträgen der Arbeitgeber.

Nach der Reform war vor der Reform. Walter 
Riester war kaum mehr Bundessozialminister, da 
setzte die zweite Koalition aus SPD und Grünen 
die nach ihrem Vorsitzenden, dem Ökonomen 
Bert Rürup, benannte Rürup-Kommission ein. Im 
Sommer 2003 legte die aus Wissenschaftlern, Po-
litikern sowie Vertreterinnen und Vertretern der 
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ausreichendes Rentenniveau aufrechterhalten 
wird.”

Das war 2003. Es blieb dem Arbeitsminister der 
2005 geschlossenen Großen Koalition vorbehalten, 
das Eintrittsalter in die Rente von 65 auf 67 Jahre 
umzusetzen.

Der harte Einschnitt, der den Politiker Franz 
Müntefering und der SPD viele Sympathien koste-
te, wurde von späteren Sozialministern wieder ge-
lockert.

Andrea Nahles etwa war es zu verdanken, dass 
wenigstens vorübergehend Arbeitnehmer noch 
einmal mit 63 ohne Abschläge in die Rente gehen 
könnten. Dazu mussten sie 45 Jahre lang Beiträge 
gebracht haben.

Die 2014 in Kraft getretene Regelung erfasste 
zwar nur einige Jahrgänge, Stück für Stück steigt 
das Renteneintrittsalter für Menschen mit 45 Versi-
cherungsjahren oder mehr wieder auf 65 Jahre, die 
Regelaltersgrenze steigt auf 67 Jahre an. Aber es 
brachte für Frauen und Männer, die vor 45 Jahren 
von der Schule in die Lehre und weiter in die Arbeit 
gingen, eine wichtige Entlastung. Ihre Arbeitswelt, 
insbesondere in Handwerk und Industrie, war noch 
mehr Knochenarbeit, als dies heute der Fall ist. Der 
Grad der Automatisierung oder der Unterstützung 
durch sensorgesteuerte Helfersysteme wie Exos-
kelette, auf die viele Beschäftigte heute zurück-
greifen können, gab es noch nicht.

2.2 Reform-Dauerbaustelle Rente

Die gesetzliche Rentenversicherung gilt als eine der 
sichersten Systeme des deutschen Sozialstaates. 
„Nur einen einzigen Monat hat die Rentenversiche-
rung nicht bezahlt”, sagt Helmfried Hauch stolz 
über das System, für das er mit Überzeugung als 
Berater der Versicherten tätig ist. „Das war der Mai 
1945.” Das war der Monat, in dem Nazi-Deutsch-
land endlich zusammengebrochen war.

Die 1889 beschlossene und von 1891 an arbei-
tende Versicherung baute zunächst auf dem Prin-
zip einer fiktiven Kapitaldeckung auf.

Mit der Rentenreform von 1957 wurde das Ren-
tensystem auf das Prinzip der Umlage umgestellt. 
Statt Renten aus einer Rücklage zu bezahlen, wur-
den sie von da an aus laufenden Beiträgen geleis-
tet.

So alt wie das Rentensystem, so lange ist die 
Geschichte der Reformkommissionen und -refor-
men. In den vergangenen 30 Jahren allein gab es 
14 mehr oder weniger große Reformen der gesetz-
lichen Rente.

Mit der Rentenreform von 1992 wurde die Ren-
tenanpassung von der Entwicklung der Brutto- auf 
die der Nettolöhne umgestellt, bereits damals wur-
de die Altersgrenze für Männer und Frauen auf 65 
Jahre angehoben. Davor konnten Frauen mit 60 
und langjährig beschäftigte Männer mit 63 ohne 

Sozialpartner zusammengesetzte Gruppe ein Re-
formpaket vor. Entgegen der damals von Teilen der 
Wirtschaft angeheizten Stimmung gegen die Sozi-
alversicherungssysteme, leitete die Kommission 
das Kapitel mit ihren Reformvorschlägen mit den 
Worten ein: „Die Kommission ist der Überzeugung, 
dass die finanzielle und die soziale Nachhaltigkeit 
in der Gesetzlichen Rentenversicherung auch für 
die Zukunft gesichert werden kann” (Rürup-Kom-
mission 2003).

Die Auswirkungen der Alterung der Gesellschaft 
auf die Rentenversicherung könne zwar nicht ver-
mieden werden. Sie lasse sich jedoch „beschäfti-
gungsfreundlicher und gleichmäßiger auf die Ge-
nerationen verteilen”. Man betrachtete die Renten-
versicherung aus der Brille der im internationalen 
Wettbewerb stehenden deutschen Wirtschaft, die 
sich trotz einer sinkenden Lohnquote über angeb-
lich zu hohe Lohnkosten beklagte. Die Sozialversi-
cherungen, zu denen Arbeitgeber ihren Beitrag 
obenauf leisten und damit auch in der Verantwor-
tung stehen, waren ihnen ein besonderer Dorn im 
Auge.

Als Antwort auf die Alterung der Gesellschaft 
sprach die Kommission zunächst die Empfehlung 
aus, das tatsächliche Renteneintrittsalter der ge-
setzlichen Altersschwelle von damals 65 Jahren 
anzugleichen. Dazu sollte die Unterstützung von 
Vorruhestandsregelungen durch die Bundesagen-
tur für Arbeit eingestellt werden. Das sollte längere 
Beitrags- und sinkende Leistungszeiten bringen.

Weil auch die Lebenserwartung steige, empfahl 
die Kommission weiter, das gesetzliche Rentenein-
trittsalter von 65 auf 67 Jahre anzuheben. „Insge-
samt wird mit den vorgeschlagenen Maßnahmen 
erreicht, dass der Beitragssatz bis zum Jahr 2030 
nicht über 22 Prozent steigt und gleichzeitig ein 

„Ich war nicht frei 
von Lohnneben­

kosten-Argumen­
ten – habe sie am 
Anfang sogar ge­

glaubt“;
Walter Riester, 
Bundesminister 

a.D.
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Quelle: Fortschreibung der Bundeszuschüsse zur gesetzlichen Rentenversicherung, 2018 Deutscher Bundestag 

Entwicklung der Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversicherung
Die Bundeszuschüsse zur allgemeinen Rentenversicherung haben sich seit dem Jahr 2006 wie folgt entwickelt:

Rentenversicherung in Zeitreihen. Broschüre der Deutschen Rentenversicherung Bund, Oktober 2017, S. 247 und 249. Spalte „Anteil an den Ausgaben der allgemeinen Renten­
versicherung“: Eigene Berechnung.

Jahr Bundeszuschüsse 
insgesamt

Mrd. Euro

Anteil an den 
allgemeinen 

Rentenversicherungen
in Prozent

Allgemeiner 
Bundeszuschuss 

Mrd. Euro

Zusätzlicher 
Bundeszuschuss 

Mrd. Euro

Erhöhungbetrag zum 
zusätzlichen  

Bundeszuschuss  
Mrd. Euro

2007 55,944 24,31 38,080 8,700 9,164

2008 56,431 24,15 38,240 8,883 9,308

2009 57,333 23,98 38,653 9,045 9,635

2010 58,980 24,31 39,885 9,068 10,028

2011 58,882 24,06 39,641 9,229 10,ß12

2012 60,018 24,08 39,895 9,839 10,284

2013 59,852 23,68 38,863 10,189 10,801

2014 61,335 23,56 39,813 10,252 11,270

2015 62,433 22,96 40,230 10,582 11,621

2016 64,469 22,80 41,362 11,018 12,089

Abschläge in den Ruhestand wechseln. 1997 wur-
den nurmehr drei statt 13 Jahren Ausbildung be-
wertet. Seit 1999 müssen Schwerbehinderte nicht 
nur bis 60 sondern bis 63 Jahre arbeiten und die 
Rentenanpassungsformel wurde so umgestrickt, 
dass steigende Lebenserwartungen in die Berech-
nung der Renten Eingang finden, kurzzeitig wur-
den die Rentensteigerungen nicht mehr der Lohn- 
sondern der Preisentwicklung angepasst. 2006 
kam in die Rentenanpassungsformel der Nachhal-
tigkeitsfaktor, es wurde beschlossen, den zu ver-
steuernden Anteil der Rente schrittweise bis 2040 
(Vollversteuerung) anzuheben. 2007 war das Jahr, 
in dem die Rente mit 67 angeführt wurde.

Der kurze, unvollständige Abriss macht deut-
lich: Es gibt nicht viele politisch justierbare Variab-
len, um die Leistungsfähigkeit des Systems zu stei-
gern oder zu schmälern. Es sind genau besehen 
vier: 
–� 	 Entweder es gelingt, die Zahl der Beitragszah-

ler zu erhöhen. Dann steigt freilich auch die 
Zahl derer, die später Renten beziehen können. 
Oder…

–� 	 ...die Beitragseinnahmen werden durch Anhe-
bung des Beitragssatzes oder der Grenze zur 
Versicherungspflicht gesteigert,

–� 	 ...das Renteneintrittsalter wird angehoben oder
–� 	 ...der Umfang der Leistungen wird beschnitten.

Eine weitere Option kommt noch hinzu. Es ist 
der Zuschuss des Bundes zur Rente, der erhöht 
oder gekürzt werden kann. Der Gesetzgeber kann 
den Beitragszahlerinnen und Beitragszahlern Las-
ten wie die Mütterrente aufbürden - oder er kann 

die Kosten über Zuschüsse aus dem Etat des Bun-
des übernehmen.

2016 beliefen sich die Zuschüsse des Bundes 
zur Rente auf rund 64,5 Milliarden Euro (Mein-
hardt, 2018).

2.3 Der Bundeszuschuss zur  
Rentenversicherung ist zu niedrig

Die könnten ebenfalls höher ausfallen - mit guten 
Gründen. Denn bis heute tragen die Betragszahle-
rinnen und Beitragszahler Leistungen der Renten-
versicherung, welche streng genommen politische 
Vorgaben sind. Dazu gehören die Transfers, welche 
die Deutsche Rentenversicherung seit 30 Jahren 
von West- nach Ostdeutschland leitet. Auch die 
Hinterbliebenenrenten gehören dazu. Oder die 
schon erwähnte Mütterrente. Hochgerechnet lagen 
die Leistungen, die in der Rentenversicherung 2016 
nicht durch Beiträge gedeckt waren, bei 113 Milli-
arden, je nach Rechnung auch bei 90,6 Milliarden 
Euro.

„Eine Beseitigung dieser Fehlfinanzierung 
schafft den Spielraum nennenswerter Leistungen 
der einzelnen Träger“ der Sozialversicherung „oder 
Beitragssenkungen im Bereich von 4,7 bis 6,7 Bei-
tragspunkten“. Allein der Rentenbeitrag könnte - 
befreit von sogenannten versicherungsfremden 
Leistungen - „um 4,2 bzw. 2,3 Prozentpunkte ge-
senkt werden“, schreibt der Ökonom Meinhardt. 

Doch das geschah genau nicht. Seit 1992 wurde 
an allen Variablen des Rentensystems kräftig ge-
dreht. Nur an dieser lediglich mit allzu viel Zurück-
haltung - in den Jahren 1992, 1998 und 2000.
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Die Regierung nutzte die mit der guten Konjunktur 
seit 2010 sprudelnden Steuerquellen vorrangig zur 
Sanierung des Bundeshaushaltes, nicht aber für 
die Sanierung der Rentenkasse. Im Gegenteil: Der 
Bund zog sich seit 2007 aus der Verantwortung für 
die Entwicklung der Renten in Deutschland zurück.

In jenem Jahr lag der Bundeszuschuss zur Ren-
tenversicherung noch bei 24,3 Prozent der Einnah-
men. Seither legten wechselnde Regierungen den 
Rückwärtsgang ein: 2016 war der Anteil bei 22,8 
Prozent angekommen. (Wissenschaftliche Dienste 
des Deutschen Bundestages, 2018)

Auch gemessen an der Entwicklung des Bun-
deshaushaltes hat das Engagement des Bundes 
für das Rentensystem nachgelassen. Die Ausga-
ben des Bundes wuchsen zwischen 2009 und 
2016 um zwanzig Prozent, der Bundeszuschuss 
wurde im gleichen Zeitraum nur um zwölf Prozent 
angehoben.

Die gestiegenen Lasten aus dem Generationen-
vertrag wurden einseitig des Beschäftigten aufge-
laden: Die Beiträge sind gestiegen, Leistungen 
wurden geschmälert und das Alter, zu dem Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer in Rente gehen, 
ist von 62,3 Jahren (Frauen) / 62,2 Jahren (Männer) 
im Jahr 2000 nahezu kontinuierlich auf 64 Jahre 
(Frauen und Männer) 2018 angestiegen (Rentenat-
las, 2019).

Der Anstieg der Beschäftigung Älterer ist eine 
Folge der seit Jahren gut laufenden Konjunktur , 
dadurch hat sich auch die Lage am Arbeitsmarkt 
verbessert. 2009 zahlten 27,6 Millionen Menschen 
in die Sozialversicherung ein, neun Jahre später 
waren es über fünf Millionen mehr. Der Anstieg 
des gestiegenen Renteneintrittsalters etwa hat zur 
Folge, dass 2018 fast 2,6 Millionen Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer über 60 arbeiteten, 
2009 waren es erst 1,1 Millionen (Zahlen IW, 2019). 
Sogar die Zahl der 65jährigen und älter die noch 

Beiträge aus Arbeitseinkommen zur Sozialversi-
cherung leisten, verdreifachte sich nahezu von 
120.000 auf 325.000 Frauen und Männer.

2.4 Wenige können viel zurücklegen

Wenn in Deutschland über Arm und Reich berich-
tet wird, dann wird häufig Bild einer Schere be-
müht, die sich immer weiter öffnet. An sich ist das 
Bild nicht falsch. Nur haben es Scheren so an sich, 
dass sie sich nicht weiter öffnen lassen. Mit der 
Verteilungsschere scheint dieser Punkt einfach 
nicht erreichbar zu sein. 

Der 5. Armuts- und Reichtumsbericht der Bun-
desregierung führt aus: „Die Haushalte der unteren 
Hälfte der Verteilung verfügen nur über rund ein 
Prozent des gesamten Nettovermögens, während 
die vermögensstärksten zehn Prozent der Haushal-
te mehr als die Hälfte des gesamten Nettovermö-
gens besitzen.” Der Anteil an Personen mit einem 
individuellen Vermögen ab einer halben Million 
Euro sei von 2002 auf 2012 leicht rückläufig gewe-
sen. Die oberen zehn Prozent haben ihren Anteil 
am Gesamtvermögen im gleichen Zeitraum weiter 
steigern können.

Die Quote der Armen hingegen ist seit 1998 so-
gar deutlich von etwa über zehn Prozent auf fast 16 
Prozent gestiegen. Der Armuts- und Reichtumsbe-
richt verwendet an dieser Stelle den Begriff Ar-
mutsrisiko, was weniger dramatisch klingt. Aber in 
die Irre führt.

Sozialverbände, Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler jedenfalls warnen vor dem Gebrauch 
dieser Relativierung. „Ein Einkommen unterhalb 
der Armutsgrenze” bedinge zwar „nicht zwingend 
den Ausschluss von gesellschaftlicher Teilhabe. 
Aber auch Einkommen oberhalb der Schwelle 
könnten durch Tilgungs- und Zinslasten in Armut 

Rentenzugangsalter bei Altersrenten (Frauen/Männer) 1994-2018
in 3-Jahres-Schritten

Daten: Rentenatlas 2019, Deutsche Rentenversicherung

Je höher der Koeffizient, desto größer die Ungleichverteilung der Einkommen.
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Verteilung der Nettovermögen +) der privaten Haushalte in Deutschland: 2010, 2014 und 2017
Tsd €, Stand März 2019

Daten: PHF 2010/2011, PHF 2014, PHF 2017. *Minima der jeweiligen Quantile. Deutsche Bundesbank.

P5 P10 P15 P20 P25 P30 P35 P40 P45 P50 P55 P60 P65 P70 P75 P80 P85 P90 P95

900

800

700

600

500

400

300

200

100

0

 PHF 2010/2011

 PHF 2014

 PHF 2017

Grenze für Vermögenste 10% 2017: 555 400 €

Median 2017: 70 800 €

Mittelwert 2017: 232 800 €

schen einzelnen Teilen der Nettovermögensvertei-
lung deuten in der Tendenz auf einen Anstieg der 
Ungleichheit hin.”

Diese Andeutung liest sich in Zahlen so: Die 
oberen fünf Prozent der erfassten Haushalte hatten 
zwischen der Studie 2010 und 2017 mindestens ei-
nen Vermögenszuwachs von 200.000 Euro. In den 
unteren Gefilden der Gesellschaft legten die Ver-
mögen den Rückwärtsgang ein, in der Mitte be-
wegte sich wenig, der Aufschwung landete in der 
Gruppe, deren Mitglieder schon vor zehn Jahren 
ein stattliches Vermögen ihr Eigen nennen konn-
ten.

Die Spitzenvermögen eilen auch der gesell-
schaftlichen Mitte davon. Während die Vermögen 
der so genannten „materiellen Elite“ von 661.000 
auf 861.000 Euro (Untergrenze in dem jeweiligen 
Quantil) aufwuchsen, entwickelte sich das statisti-
sche Mittel der Vermögen nur schleppend von 
195.000 auf 232.000 Euro voran.

Die Bundesbank selbst geht weiter davon aus, 
dass in ihrer Studie die Vermögen der Oberschicht 
unterzeichnet werden. „Keiner der im PHF befrag-
ten Haushalte verfügt über ein Vermögen von 100 

geraten. Es komme zu einem Ausgleich zwischen 
dem knapp unter und über der Schwelle.  Und da-
mit werde „Armut, und nicht nur ein Armutsrisiko 
erfasst”. (Arbeitskreis Armutsforschung, 2017)

Der Blick zurück auf die Entwicklung der Vermö-
gen in Deutschen zeigt, dass sich der Reichtum der 
„materiellen Elite” deutlich ausgeweitet hat. Die 
schon erwähnte PHF-Studie der Bundesbank hat 
die Ergebnisse 2019 mit den beiden vorangegan-
genen Wellen 2010/11 sowie 2014 verglichen. Die 
Banker kamen zu dem Schluss: „(..) Indikatoren, 
die auf den Abstand zwischen bestimmten Teilen 
der Vermögensverteilung abstellen”, seien „seit 
dem Jahr 2010 angestiegen“. 

Von der guten Konjunktur profitierte am Ende 
also nur vorrangig die Oberschicht, wie die nächs-
te Grafik überdeutlich zeigt.

Die Bundesbank kommentiert ihre Befunde: „So 
erhöhte sich zum Beispiel der Abstand zwischen 
dem oberen und dem unteren Viertel der Nettover-
mögensverteilung von rund 203.000 Euro auf nun 
262.000 Euro.” Ein Anstieg um nicht weniger als 
30 Prozent in nur sieben Jahren bei geringer Teue-
rung. Und weiter: „Die steigenden Abstände zwi-
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Millionen Euro oder mehr.” Selbst durch eine Über-
gewichtung der Gruppe bei der Berechnung von 
Mittelwerten könne diese Schwäche der Datenba-
sis nicht behoben werden, heißt es in einer Fußno-
te. Zu viele Superreiche scheint es in Deutschland 
zu geben.

Tiefer in eine frühere PHF-Erhebung der Bun-
desbank blickten die Wirtschaftswissenschaftler 
Giacomo Corneo, Timm Bönke und Christian Wes-
termeyer. In der Zeitschrift „Perspektiven der Wirt-
schaftspolitik“ veröffentlichten sie eine Studie 
über die Frage, ob die Vermögen in Deutschland in 
der Regel vererbt oder selbst erwirtschaftet wur-
den.

Vor dem Hintergrund der Wiedererhebung der 
Vermögenssteuer mache diese Betrachtung Sinn, 
so die Forscher. Denn ein Kriterium in der Diskus
sion um die Steuer sei die Frage, ob Vermögen vor-
wiegend leistungslos oder durch eigene Leistun-
gen geschaffen werden.

Ihr Ergebnis: Die Vermögen quer durch die Be-
völkerung seien zu einem Drittel geerbt, zu zwei 
Dritteln jedoch selbst erwirtschaftet. Aus dieser 
Erhebung zogen sie den Schluss, dass deswegen 
die Erbschaftsteuer die angemessene Form der 
Vermögensbesteuerung sei.

Eine alternative Berechnungsmethode, die die 
Wissenschaftlergruppe zitieren, zeigt allerdings, 
dass die Vermögen der Mittelschicht zu mehr als 
90 Prozent aus Erbschaften stammen. Für die 
Oberschicht bleibt es nach anderer Rechnung bei 
einem Drittel. (Corneo, 2016)

Forscher des DIW und der Universität Potsdam 
erlaubten sich, die von der Bundesbank-Studie feh-
lenden Reichen zu ergänzen. Dazu bedienten sich 
Stefan Bach, Andreas Thiemann und Aline Zucco 
bei den jährlich veröffentlichten Listen der reichs-
ten Deutschen oder der reichsten Europäer in ver-
schiedenen Medien. Das Ergebnis führte zu einer 
erheblichen Korrektur der Vermögensverteilung. 
Allein die erste Welle der Ergänzung um die reichs-
ten Vermögensbesitzer steigerte das Nettovermö-
genseinkommen der Haushalte um zehn Prozent 
oder 700 Milliarden auf 8,5 Billionen Euro. Den 
zehn Prozent der reichsten Deutschen gehörten 
dann nicht mehr etwas mehr als die Hälfte des 
Nettovermögens, sondern fast zwei Drittel.

Nachdem die Daten in einer weiteren Welle von 
den Wissenschaftlern ergänzt wurden, stieg das 
private Nettovermögen noch einmal um eine Milli-
arde Euro an. Den obersten zehn Prozent gehörte 
nun 64 Prozent, als knapp zwei Drittel des Vermö-
gens nach Abzug von Schulden. Das reichste Pro-
zent der Deutschen vereinte nach Rechnung der 
Forscher ein Drittel des Vermögens, die Top-0,1 
Prozent schaffen es gar auf einen Anteil von 16,1 
Prozent - zusammen kommen nicht einmal zwei 
Drittel der Gesellschaft auf ein so hohes Vermögen 
(Bach, 2018).

Seit der bislang letzten großen Rentenreform sind 
zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Dossiers na-
hezu zwei Jahrzehnte vergangen. Im Rückblick auf 
die Zeit, die seither verstrichen ist, wird deutlich, 
dass die Deregulierungen von Arbeitsmarkt und 
Sozialsystemen, die Öffnung der Märkte für globale 
Akteure zwar Dynamik in die wirtschaftliche Ent-
wicklung gebracht hat. Zugleich aber gerieten 
Menschen, die auf leistungsfähige soziale Siche-
rungssysteme angewiesen sind, in Bedrängnis. 
Nun kommen, wie Helmfried Hauch sagt, die Jahr-
gänge auf das Rentenalter zu, „die gebrochene Er-
werbsbiografien haben, die in Zeiten der Massenar-
beitslosigkeit keinen Einstieg in den Beruf fanden, 
sich von Praktika zu Zeitarbeit und zu Befristungen 
hangelten“ und die bald vor der Frage stehen, wo-
von sie im Alter leben sollen.

Denn nicht nur ihre Einkommen entwickelten 
sich in großen Teilen schlechter als die der Genera-
tion ihrer Eltern oder noch älteren Brüder. Sie 
schafften es auch kaum, Vermögen zu bilden. Für 
viele bleibt - obwohl sie um das Risiko, im Alter 
arm zu werden - kein Geld, um vorzusorgen. Millio-
nen können auch auf kein Vermögen zurückgrei-
fen. Währenddessen ist es einer kleinen Ober-
schicht gelungen, ihr Vermögen kräftig zu mehren.

Kräftig gestiegene Immobilienpreise mögen 
eine Erklärung sein. Die Studienlage zeigt, dass die 
Vermögen durch Eigenleistung vergrößert wurden. 
Das heißt: Wer es in die Oberschicht geschafft hat, 
konnte auch sein Wissen und Können neben seiner 
wirtschaftlichen, sozialen und politischen Macht 
besser als andere einsetzen, um seinen oder ihren 
Reichtum zu vermehren.

Für die einen ist – angesichts ihrer Vermögen 
und Einkommen aus denselben – das gesetzliche 
Rentensystem bedeutungslos. Für die anderen ist 
es der wichtigste Halt. Sie haben gar kein kein Ver-
mögen, welches sie über Jahre oder Jahrzehnte 
aufzehren oder an ihre Nachkommen vererben 
können.
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Daten: Deutschland 2040: 10 Thesen zu Arbeitsmarkt und Rente,  
Demografie und Digitalisierung, IGZA 2017

GOLDENE JAHRE VORAUS?

Die Frage, ob die Alterung der Gesellschaft und mit ihr der kleiner werdende Teil der Bevölke-
rung, der im aktiven Alter ist, eine wirtschaftliche Katastrophe bedeutet oder ein Goldenes Zeit-
alter einleitet, ist nicht ausgemacht.

Die Frage, ob die Alterung der Gesellschaft und mit 
ihr der kleiner werdende Teil der Bevölkerung, der 
im aktiven Alter ist, eine wirtschaftliche Katastro-
phe bedeutet oder ein Goldenes Zeitalter einleitet, 
ist nicht ausgemacht.

Als die Lobby der Arbeitgeber sich Ende der 
90er Jahre daran machte, mit Millionenbeträgen 
für Pressuregroups wie die „Initiative Soziale 
Marktwirtschaft“ den Sozialstaat zurück zu entwi-
ckeln, war eines der ersten Ziele, sowohl seine 
Leistungsfähigkeit als auch seine Gerechtigkeits-
funktion zu hinterfragen. Mithilfe beseelter Wis-
senschaftler gelang es beispielsweise, zuerst die 
Beiträge ins Unbezahlbare hochzurechnen. An-
schließend machte man sich daran, der jungen Ge-
neration einzureden, sie würden heute von den Al-
ten ausgeplündert und hätten selbst im Alter 
nichts von der Gesetzlichen zu erwarten. 

Insbesondere mit der Überführung des Nach-
haltigkeitsbegriffs aus der Forstwirtschaft in die 
Sozial- und Fiskalpolitik hatten die Arbeitgeber und 
ihre Agenturen einen Begriff gefunden, der geeig-
net war, ihren etwas grau gewordenen ewigen 
Wunschzettel zu entstauben und neu zu präsentie-
ren, ohne dass es gleich auffallen würde.

Zum Katastrophenszenario gehörte auch der 
drohende Rückgang der Zahl der Erwerbstätigen, 
bei allem technologischen Fortschritt immer noch 
das Rückgrat der Leistungsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft.

Das Institut für die Geschichte und Zukunft der 
Arbeit (IGZA) rechnet anders. In ihrem Arbeitspa-
pier „Deutschland 2040: 10 Thesen zu Arbeits-
markt und Rente, Demografie und Digitalisierung“ 
kommen die Autoren zu einem bemerkenswerten 
Befund: Die „zehn-Millionen-Lücke“, die sich in 
Folge des Rückgangs von Frauen und Männern im 
arbeitsfähigen Alter in den kommenden auftun 
werde, könne geschlossen werden.

Drei der Faktoren sind hinreichend bekannt: Es 
wird erstens unterstellt, dass sich noch deutlich 
mehr Frauen als heute entschließen, einer Voll-
zeit-Tätigkeit nachzugehen. Zweitens wird ange-
nommen, dass Menschen sich durch umfassende 
Weiterbildung sich auf die Jobs der Zukunft vorbe-
reiten. Und dass drittens Fachkräfte aus Europa 
und der Welt die Lücken am Arbeitsmarkt schlie-
ßen.

Alles dies aber werde nicht helfen, um die Fol-
gen der Alterung für Wirtschaft und Rentensystem 
abzumildern, heißt es in den vielfältigen Diagnosen 
über die Zukunft Deutschlands.

Irrtum, sagt das IGZA: Die Lücke könne auch 
„durch Digitalisierung und Automatisierung“ ge-
schlossen werden. Denn die „daraus folgende hö-
here Produktivität“ helfe, Deutschlands Wettbe-
werbsfähigkeit zu sichern. Zudem sei damit die 
„Basis zur Finanzierung von Infrastrukturausbau 
und Alterssicherung“ gegeben (Amlinger/Keller-
mann/Markert/Neumann, 2017).

„In anderen Ländern ohne schrumpfende Er-
werbsbevölkerung wäre der wachsende Rationali-
sierungs- und Automatisierungsgrad eine beschäf-
tigungspolitische Bedrohung.“ Die besondere Situ-
ation Deutschlands „würde einen verhältnismäßig 
hohen Automatisierungsgrad ohne steigende Ar-
beitslosigkeit ermöglichen“, schreiben die For-
scher weiter.

Allerdings werde eine solche Transformation 
nur gelingen, wenn entsprechende Voraussetzun-
gen geschaffen werden. In erster Linie hänge dies 
„mit der Bildungs- und Qualifizierungsfrage zu-
sammen“ (siehe Höhn, 2019).

Die Autoren plädieren für „die Weiterentwick-
lung der Arbeitslosen- zu einer Arbeitsversiche-
rung, die dafür sorgt, dass Beschäftigte im Struk-
turwandel gar nicht erst arbeitslos werden, son-
dern sich während eines laufenden 
Arbeitsverhältnisses auf ihre Arbeit der Zukunft 
ausbilden können.

Weitere Voraussetzungen: Ein neues Verständ-
nis für mehr Selbstbestimmung über die Arbeits-
zeit, nicht nur aber auch aus familienpolitischen 
Gründen. Und: Die überalterte Infrastruktur sowie 
die überfällige Modernisierung des Produktivver-
mögens müssten dringend angegangen werden.

Arbeitsmarktbilanz, einfache Darstellung
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Kapitel 3

REFORMEN FÜR EINE STARKE GESELLSCHAFT

Die Verteilungsfrage wird in Deutschland höchst kontrovers diskutiert. Für einen kleinen 
Kern mit vielen Fürsprechern ist Reichtum noch Ausdruck von Fleiß und Risikofreude. Die 
Mehrheit hingegen empfindet die große Bereicherung, die seit Anfang der 80er Jahre ein-
setzte, als wachsende Ungerechtigkeit und Folge zunehmender Ausbeutung. Den einen 
sind hohe Managergehälter eine logische Konsequenz des weltweiten Wettbewerbs um die 
besten Köpfe, für die anderen sind die siebenstelligen Summen, die viele Vorstände großer 
Gesellschaften einstreichen, obszön. Bis in den Mittelbau der Gesellschaft herrscht große 
Unsicherheit über die Zukunft der Rente und das Unbehagen über die auseinanderdriftende 
Gesellschaft wächst. Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände, Parteien und Zivilgesellschaft 
ringen um Wege in eine bessere Zukunft. Nicht alle Parteien haben sich schon für die kom-
menden Bundestagswahlen in Stellung gebracht oder sind über die Rentenfrage und Ver-
mögensfrage zerstritten.

3.1 Sind Renten Vermögen?

Ehe die Frage beantwortet werden kann, welche Re-
formen der Altersvorsorge das Land braucht, muss 
Klarheit über ein Thema geschaffen werden: Sind 
Renten Teil des Vermögens oder nicht?

Das arbeitgebernahe Institut für Wirtschaftsfor-
schung sah sich durch Forschungsergebnisse des 
DIW, mit dem man häufig über Kreuz liegt, bestä-
tigt: Umgerechnet in angelegtes Geld bedeutet eine 
Rente von monatlich 1000 Euro, eine mittlere Le-
benserwartung von 20 Jahren unterstellt, ein Ver-
mögen von 180.000 Euro (iwd, 2017). Diese Rech-
nung führt zu einem bizarren Ergebnis: Sie macht 
aus einem Rentner oder einer Rentnerin mit geringer 
Rente einen Menschen reich an Vermögen.

Weil Renten eher gleichmäßig verteilt sind, bewirkt 
ihre Aufnahme in die Vermögensrechnung zusätz-
lich noch eine Glättung der Verteilung. Der Vermö-
gensanteil der oberen zehn Prozent sinkt dann von 
58 auf 37 Prozent.

Die Wissenschaftler im Dienst der Industrie ju-
belten: Die Betrachtung der Vermögen ohne Ren-
tenerwartungen führe zu Verzerrungen, „die in po-
litischen Debatten stärker beachtet“ werden soll-
ten - „etwa in der Diskussion um eine 
Wiedereinführung der Vermögenssteuer“. 

Aus den Ergebnissen der DIW-Forschung 
schließt das wirtschaftsnahe Institut in seinem 
Wochendienst: „Die heute diskutierten Vorschläge 
hätten (..) praktisch keinen Einfluss auf die Un-
gleichheit.“
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Raffelhüschen ist der Erfinder einer „Nachhaltig-
keitslücke“, mit deren Hilfe der Professor ein Maß 
für die angeblichen Belastungen künftiger Genera-
tionen durch angeblich falsche Entscheidungen ge-
funden haben will. „Geht man vom momentanen 
gesetzlichen Stand in der Rente aus, also einem 
gültigen Nachhaltigkeitsfaktor und einem begrenz-
ten Beitragssatz von 22 Prozent, ergibt sich in der 
Gesetzlichen Rentenversicherung langfristig eine 
Nachhaltigkeitslücke von 50,5 Prozent des Brutto-
inlandsprodukts“. Das Ergebnis bei Raffelhüschens 
Berechnungen ist immer gleich: Eine Stärkung der 
„Gesetzlichen“ führt immer zum Abgrund.

Regelmäßig schwant dem Professor Schlim-
mes: Würde das jetzige Rentenniveau fixiert, 
„käme es zu einem Anstieg der Nachhaltigkeitslü-
cke gar auf 111,9 Prozent“. Der Beitragssatz, so 
Raffelhüschen in seinem Frontalangriff auf die ge-
setzliche Rente, „müsste auf 30 Prozent steigen. 
Die doppelte Haltelinie - höchstens zwanzig Pro-
zent Beiträge bei mindestens 48 Prozent Rentenni-
veau - würde gar zu einer Verschuldung der Ren-
tenkasse in Höhe von 173,6 Prozent führen.

Für ihn ist die Sache klar: „Der Nachhaltigkeits-
faktor muss wieder eingesetzt werden, die Ab-
schläge bei den Frührenten erhöht und die Lebens-
arbeitszeit verlängert werden.“

Karl-Heinz Paqué, der ebenfalls zur Phalanx je-
ner marktradikalen Ökonomen zählt, die sich mit 
der Rentenversicherung anderer Leute beschäfti-
gen, empfiehlt angesichts steigender Lebenser-
wartung, es wäre „naheliegend, die Rente mit 70 
zu fordern oder ganz auf ein festes Rentenein-
trittsalter zu verzichten“. Arbeitnehmer, so der ehe-
malige Finanzminister von Sachsen-Anhalt und 
heutige Vorsitzende der FDP-nahen Naumann-Stif-
tung, könnten dann selbst entscheiden, wann sie 
mit welchen Abschlägen in den Ruhestand wech-
seln. (Paqué, 2019)

Zu den Ratgebern aus der Wissenschaft, die 
dunkle Zukunftsszenarien bemühen, um sich an-
schließend als Heilsbringer zu empfehlen, ist Axel 
Börsch-Supan. Er forscht heute am Munich Center 
for the Economics of Aging im Max-Planck-Institut 
für Sozialrecht und Sozialpolitik. Er kommt zu dem 
Schluss: Gelinge es nicht, ältere Leute, Frauen und 
junge Leute mehr in Lohn und Brot zu bringen und 
somit die Erwerbsbeteiligung zu steigern, „wird 
unser Lebensstandard bis zum Jahr 2050 um un-
gefähr ein Sechstel sinken.“ Auch er wirbt für län-
gere Lebensarbeitszeiten. Mit seinem Institut will 
er herausgefunden haben, dass die Menschen so-
gar noch länger als das Gesetz es fordert, arbeiten 
könnten. „Die Meinung, dass die Rente mit 67 
praktisch unmöglich sei, weil die meisten Arbeit-
nehmer bereits mit 65 krank oder ausgelaugt sind. 
Falsch! Der Mehrheit geht es recht gut. Wir wissen 
außerdem, dass die Siebzigjährigen einen deutlich 
besseren Gesundheitszustand haben als vor zehn 
Jahren.“

Außerdem würden Verträge bei Lebensversiche-
rungsunternehmen, Pensionskassen und -fonds - 
summa summarum 923 Milliarden Euro - nicht rich-
tig erfasst. Auch diese trügen zur Minderung der Un-
gleichheit bei. Die Forscher nehmen an, „dieses 
Vermögen dürfte sich nicht nur auf die oberen zehn 
Prozent der Vermögenden konzentrieren“.

Glauben ist nicht Wissen. Die in Kapitel 2 doku-
mentierten Studien zeigen nahezu das Gegenteil: 
Hohe Einkommen, hohe Vermögen und solide Absi-
cherungen gegen die Erschwernisse des Alters, 
konzentrieren sich in den oberen Geschossen der 
Gesellschaft.

DIW-Präsident Marcel Fratzscher, Autor des Bu-
ches „Verteilungskampf“, in dem er die soziale 
Schieflage in Deutschland kritisiert, sieht seinen 
Blick auf die Ungleichheit in Deutschland durch die 
Ergebnisse seiner Mitarbeiter ungetrübt. Auf Nach-
frage in einem Interview mit der FAZ antwortete er: 
„...die Studie (..) zeigt, dass die Anwartschaften 
zwar weniger ungleich verteilt sind als Geld- und 
Sachvermögen, die Ungleichheit aber auch hier 
sehr hoch ist“. Er bleibt dabei: „Die Untersuchung 
bestätigt einmal mehr, dass die Ungleichheit in 
Deutschland besorgniserregend hoch ist“. (Fratz-
scher, 2016)

Überdies haben Renten keinen wirklich Eigen-
tumscharakter. Sie können weder gehandelt noch 
als Sicherheit hinterlegt oder beliehen werden, sie 
stehen nicht wirklich ihrem Eigentümer zur Verfü-
gung - außer als Erwartung auf spätere Einkommen.

Aus diesem Grund bleibt dieses Dossier dabei, 
dass es zwar Renten und Vermögen gemeinsam be-
trachtet, sie jedoch nicht miteinander verbindet. 
Denn: 180.000 Euro im Alter von 65 Jahren auf dem 
Konto ohne lebenslange Rentenabsicherung im Hin-
tergrund ist nicht wirklich ein sicheres Polster, wenn 
man davon zwanzig Jahre, vielleicht aber auch län-
ger leben muss. Das Geld verbraucht sich schnell, 
eine große Inflation könnte seine Größe geschwind 
relativieren.

3.2 Veteranen der Debatte bestimmen noch  
immer die Diskussion über die Zukunft des Ren-
tensystems

Einer der Veteranen der Rentendebatte ist der in 
Freiburg lehrende Volkswirtschaftsprofessor Bernd 
Raffelhüschen. In einem aktuellen Beitrag, veröf-
fentlicht auf der Homepage der von Arbeitgeberver-
bänden finanzierten „Initiative soziale Marktwirt-
schaft“, kritisiert er die Versuche der schwarzen-ro-
ten Koalition, Fehler in der Rentenpolitik Schritt für 
Schritt zu korrigieren als den Versuch, ohne nass 
werden zu wollen, zu duschen. „Anstatt nun die Fol-
gen des demografischen Wandels weiter abzumil-
dern durch eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit, 
macht die Regierung eine Rolle rückwärts.“ (Raffel-
hüschen, 2019)
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Die Vitalität der über 50-jährigen werde an sei-
nem Institut gemessen und erfragt. „Man muss 
die Studienteilnehmer laufen lassen und schauen, 
ob sie aus der Puste kommen.“ (Börsch-Supan, 
2018)

Indem er von der puren Kondition auf die Be-
schäftigungsfähigkeit schließt, macht es sich der 
Wissenschaftler etwas einfach. Zwar zeigt die Er-
werbstätigenbefragung des Bundesamtes für Ar-
beitsschutz 2018, dass sich die Arbeitszufrieden-
heit etwas, jedoch nicht wesentlich gegenüber 
vergleichbaren Erhebungen in 2006 und 2012 ver-
bessert hat. (Bundesanstalt für Arbeitsschutz, 
2019). Aber die Zahl derer, die wegen geminderter 
Erwerbsfähigkeit in die Rente gehen, hält sich auf 
einem hohen Niveau. 2010 gingen nur 36 Prozent 
der Männer die Rente, weil sie die Regelaltersgren-
ze erreicht hatten, die nächste größere Gruppe wa-
ren schon diejenigen, die ihren Antrag in Folge ge-
minderter Erwerbsfähigkeit gestellt hatten. 

Bei den Frauen stieg mit steigender Erwerbstä-
tigkeit die Bedeutung der Erwerbsminderungsren-
te von 15 Prozent (2000) auf 19 Prozent (2010).

Dieser Anteil ging zwar auf 2015 aus 16 Prozent 
(Männer: 17 Prozent) zurück. (Geyer, 2018)

Dafür aber hatte die Quote derjenigen rapide zu-
genommen, die als langjährig Versicherte von der 
übergangsweise wieder eingeführten Rente mit 63 
Gebrauch machten. Zwischen Alter und Erwerbs-
minderung gibt es offenkundig einen Zusammen-
hang.

3.3 Abkehr von einer rein ökonomischen  
Betrachtung des Rentensystems

Sowohl der hohe Anteil an Menschen, die in Rente 
gehen, weil sie einfach nicht mehr können, als 
auch die Zunahme an Rentnerinnen und Rentnern, 
deren Altersbezüge direkt in die Armut führen, hat 
die Politik auf einen neuen Pfad gebracht. Er führt 
weg von sterilen, auf rein ökonomische Fragestel-
lungen reduzierten Reformen hin zu einer Betrach-
tung, was die Menschen eigentlich brauchen, um 
am Leben in einer Gesellschaft teilhaben zu kön-
nen.

Dazu beigetragen hat ohne Zweifel die Hartnä-
ckigkeit, mit welcher Gewerkschaften und ihr 
Dachverband, der DGB, sowie Sozialverbände mit 
Fakten politischen Druck aufgebaut haben. 

Nach den Bundestagswahlen 2017 wurden eine 
ganze Reihe wichtiger Veränderungen am Renten-
system vorgenommen und die Einführung einer 
Grundrente gegen Altersarmut steht vor dem Ab-
schluss. Auch die Erwerbsminderungsrente wurde 
so verbessert, dass die Abschläge, die Betroffene 
hinnehmen müssen, deutlich reduziert wurden.
Für einen, der Menschen bei der Antragstellung be-
rät, wie Helmfried Hauch sind das „deutliche Ver-

besserungen“. Schließlich wurden im Kern nahezu 
alle Themen aufgegriffen, welche der DGB in sei-
nem sozialpolitischen Beschluss zur Bundestags-
wahl 2017 zu einem Forderungspaket geschnürt an 
die demokratischen Parteien versandt hatte. (DGB, 
2017)

Die nächsten Probleme kommen schon. „Als 
Nächstes kommen die Menschen mit längeren Zei-
ten von Arbeitslosigkeit, mit den berühmten ge-
brochenen Erwerbsbiografien“, so Hauch. Die ha-
ben - anders als die Arbeiter der Berliner Stadtwer-
ke - keine durchgehende Rentenbiografie.

„Denen würde mangels Versicherungsjahre 
auch keine Rente mit 63 über die Klippe helfen.“ 
Versichertenberater Hauch: „Gearbeitet haben die 
ja trotzdem.“ Also brauche es dringend diese 
Grundrente. Dem ehrenamtlichen Rentenversiche-
rungsmitarbeiter gefällt der Begriff „Respektrente“ 
besser, den Bundesarbeitsminister Hubertus Heil 
(SPD) in der Diskussion geprägt hat. „Das trifft aus 
meiner Sicht den Nerv. Es geht um Respekt. Es 
geht darum, dass man jemanden, der 35 Jahre ge-
arbeitet hat und darüber den Nachweis führen 
kann, dass man den nicht auch noch auf seine Be-
dürftigkeit abklopft.“ Es gehe nicht allein um Ren-
tenpunkte, sondern „den Respekt vor der Lebens-
leistung“.

Was wird, wenn die doppelte Haltelinie von 20 
und 48 mit dem Jahr 2025 ausläuft? Die Bundesre-
gierung hat eine Rentenkommission „Verlässlicher 
Generationenvertrag“ eingerichtet, dem neben 
Vertretern der Bundesregierung, der koalierenden 
Parteien auch Vertreter des DGB, der Bundesverei-
nigung der Arbeitgeberverbände (BDA) sowie eine 
Reihe von Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler angehören. Solange ist von den beteilig-
ten Personen wenig zu erfahren.

Im Frühjahr 2020 soll, so der Beschluss des Bun-
deskabinettes über ihre Einsetzung, die Kommissi-
on ihren Abschlussbericht vorlegen. Der Termin 
fällt zusammen mit dem Erscheinungstermin des 
nächsten, umfassenden Alterssicherungsbericht, 
der möglicherweise die Aufforderung zur Einfüh-
rung verpflichtender betrieblicher Altersversor-
gung beinhalten wird.

Inhaltlich hat die Koalition in ihrem Vertrag von 
2018 der Kommission eine Vorgabe gemacht. So, 
wie es eine Haltelinie für Beiträge (20 Prozent) und 
das Rentenniveau (48 Prozent) bis 2025 gibt, soll es 
diese auch über 2025 hinaus geben. Die Frage ist 
bloß: Auf welchen Niveaus? Und zu welchen Be-
dingungen?

Im Sommer 2018 unternahm Bundesfinanzmi-
nister Olaf Scholz einen Vorstoß, exakt der Linie 
des Koalitionsvertrages folgend. Er forderte - ohne 
die Höhe zu beziffern, eine Rentengarantie bis 
2040. 
Die „Experten“ waren sofort am Markt und rechne-
ten vor, welche Milliardenbeträge dann zusätzlich 
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grafischen Entwicklung ergebenen Probleme nicht 
mit einer anderen Finanzierungsmethode einfach 
wegzaubern“, so der Ökonom Hartmut Reiners in ei-
nem Aufsatz 2011. „Sowohl das Umlageverfahren 
als auch die Kapitaldeckung implizieren Ansprüche 
auf die Teilhabe an der volkswirtschaftlichen Wert-
schöpfung künftiger Perioden.“ (Reiners, 2011)

Für einen der lautesten Fürsprecher der Teilpriva-
tisierung der Rente liegt die Sache ganz anders. Den 
Wissenschaftler Gerhard Mackenroth und sein The-
orem nennt der Ökonom Bert Rürup einen „Zombie 
der Rentenpolitik“. Seine Erkenntnisse seien trivial, 
natürlich würden auch Leistungen der Versicherer 
aus Erträgen bezahlt, die diese mit Hilfe des ange-
legten Kapitals erwirtschaften. (Rürup, 2016)

Insofern unterscheiden sie sich dem Wesen nach  
absolut nicht voneinander. Rürup schränkt ein: Die 
Gesetzliche leite einen Teil der Lohnsumme von 
jung nach Alt, die Versicherungen würden von Kapi-
taleinkünften gespeist.

Der Vorteil der „Kapitaldeckung“ liege weiter in 
der Unabhängigkeit der Versicherer von der Politik. 
Was angesichts der Klagen über das niedrige Zins-
niveau und den immer wieder abgesenkten Garan-
tiezins gelinde gesagt eine inzwischen auffällig ei-
genwillige Argumentation ist.

In einem Punkt gibt es freilich einen Unterschied. 
Beauftragte Fonds, Versicherer, Banken oder Kon-
sortien aus denselben investieren in der Regel nicht 
ausschließlich in Deutschland. Sie zapfen den Wohl-
stand anderer Länder an, um daraus Renten in 
Deutschland zu bezahlen.

So ist der Pensionsfonds der Metallrente mit der 
Anlagestrategie „Dynamik“ zu 50 Prozent in den 
USA investiert, zu acht Prozent in Korea und zu sie-
ben Prozent in China. Als einziges europäisches 
Land taucht im Portfolio Frankreich mit einem An-
teil von drei Prozent auf. Deutschland findet sich un-
ter anderen.

Zwei Prozent des Portfolios machen Anteile an 
Microsoft aus, 1,5 Prozent der Anlagesummen ste-
cken in Amazon und fast ebenso viel Metallerver-
mögen ist in dem chinesischen Software-Riesen 
Tencent angelegt (Metallrente 2, 2019).

Damit erwirtschaftete die Metallrente im laufen-
den Jahr 2019 10,2 Prozent, pro Jahr verdiente der 
2003 aufgelegte Fonds für seine Anleger im Mittel 
mehr als fünf Prozent per anno (Metallrente 2, 2019).

Das ist das Argument, das Bert Rürup bleibt. 
„Die von Versicherungen, Fonds und Banken erziel-
ten Vermögenseinkommen stammen dagegen aus 
der Anlage (..) in deutsche und ausländische Staats-
anleihen sowie aus Gewinnausschüttungen nicht 
nur in Deutschland tätiger Unternehmen“.

RENTEN AUS ÜBERSEE

Als Walter Riester mit den privaten Versicherungsgesellschaften ins Geschäft kommen wollte, um 
einen Teil künftiger Renten mithilfe von Konzernen zu organisieren, mussten Gründe gegen die 
„Gesetzliche“ gefunden werden. Und das ging schnell. 

Die gute Absicherung durch die „Gesetzliche“ war 
aus Sicht der Versicherer ein Ärgernis: Hier musste - 
vor allem im Bereich unterer und mittlerer Einkom-
men millionenfaches Geschäft zu machen sein.

Die Einkommen ihrer Beschäftigten wollten die 
Arbeitgeber nicht angreifen. Das wäre unpopulär 
und riskant. Also konzentrierten sich ihre Agenturen 
wie die „Initiative Soziale Marktwirtschaft“ auf die 
angeblichen Lohnnebenkosten, die korrekterweise 
Arbeitgeberbeiträge zu den Sozialversicherungen 
heißen. Was den transportierten Subtext betrifft, 
machen Kosten und Beiträge, Last und Verantwor-
tung freilich einen Unterschied. Es ging um ihre Dis-
kreditierung, nicht um die ungeliebte eigene Verant-
wortung. Also wählte man den Begriff Kosten, na-
türlich nicht Beiträge.

Und die Versicherer erklärten, die auf einer Umla-
ge zwischen aktiver Generation zu Rentnerinnen 
und Rentnern aufbauende „Gesetzliche“ werde bei 
einer immer mehr gegen 1:1 strebenden Relation 
von Alt und Jung irgendwann nicht mehr zu tragen 
sein. Weshalb es geboten sei, dass jede und jeder 
Deutsche einen Rentenvertrag abschließen müsse.

Zur Frage der Lohnnebenkosten erklärte der dann 
schon ehemalige Bundesarbeitsminister Walter 
Riester in einem Interview mit der tageszeitung aus 
Anlass seines Ausscheidens: „Ich hab‘ ja teilweise 
die Illusionen mitgetragen. Zum Beispiel war ich 
nicht frei von der Lohnnebenkosten-Argumentation 
- habe sie am Anfang sogar geglaubt, weil doch 
eine Million Fliegen nicht irren können.“ (Riester, 
2005)

An seine Mission mit der Riesterrente jedoch hat 
er nie aufgehört zu glauben. Doch auch da sprechen 
die Gesetzmäßigkeiten einer Volkswirtschaft gegen 
die Behauptungen von damals, dass ein vom Staat 
mitgefüttertes Sparschwein besser sei, als die in 
gleichen Teilen von Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern getragene Rente.

Der Sozialwissenschaftler Gerhard Mackenroth 
formulierte 1952 ein Theorem, das seinen Namen 
tragen sollte. Es besagt, „dass aller Sozialaufwand 
immer aus dem Volkseinkommen der laufenden Pe-
riode gedeckt werden muss“ (Mackenroth, 1952).

Das betrifft nicht allein Renten aus dem Umlage-
verfahren, sondern Einkommen jeglicher Art. Selbst 
wenn - um eine Rente auszubezahlen - Versicherun-
gen Renten überweisen, tun sie das nicht aus einem 
Geldspeicher, in dem sich dasselbe bis dahin auf 
wundersame Weise von alleine vermehrt hat.

Natürlich hat die Versicherung direkt oder indi-
rekt investiert. Und was immer sie ausschüttet, 
muss an irgendeiner Stelle verdient worden sein. 
„Deshalb kann man auch die sich aus einer demo-
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Dossier: An welchem Punkt in ihrer Geschich-
te steht aus Ihrer Sicht die Deutsche Renten-
versicherung?

Kurth: Die Deutsche Rentenversicherung steht 
sehr gut da. Aber wir müssen sie so verbessern, 
dass sie die bekannten Herausforderungen auch 
gut besteht: Immer mehr Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer haben keine durchgehende Er-
werbsbiografie mehr, bekommen keine 45 Bei-
tragsjahre zusammen, weil sie mehr Zeit in ihre 
Bildung investiert haben. Und es gibt immer mehr 
Freiberufler und Selbstständige. Durch die Digita-
lisierung wird das regelrecht vorangetrieben. Die 
Rentenversicherung muss diesen Menschen ei-
nen verlässlichen Versicherungsschutz gewähren. 
Wir schlagen vor, Selbstständige, die nicht ander-
weitig abgesichert sind, in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung zu versichern.

Dossier: Arbeiten als Freiberufler heißt, mit er-
heblichen Schwankungen bei den Einkommen 

auszukommen. Das passt schlecht zu monat-
lich gleichen Beiträgen.

Kurth: In der Tat, es muss Möglichkeiten geben, 
seine Beiträge der wirtschaftlichen Lage entspre-
chend anzupassen bis hin zu Karenzzeiten, wenn es 
wirtschaftlich mal ganz eng wird. Auch freiwillige 
Einzahlungen in besonders guten Zeiten müssen 
möglich sein. Für Selbstständige wäre das attrak-
tiv, denke ich. Am privaten Kapitalmarkt sind ge-
genwärtig die Möglichkeiten nicht besonders gut...

Dossier: Wer hätte das vor zehn, fünfzehn Jah-
ren gedacht...

Kurth: Der hätte wohl einen schweren Stand ge-
habt. Aber zurück zu den Selbstständigen: Wir ha-
ben auch deshalb ein Interesse an ihrer Aufnahme 
in den Kreis der Versicherten, weil es nicht sein 
kann, dass am Ende der Staat als Ausfallbürge für 
unterlassene Altersvorsorge einspringen muss.

„ES BRAUCHT SICHERHEIT IM ALTER“

Die gesetzliche Rente hat sich in und seit der Finanzkrise bewährt. Nun muss sie stark gemacht 
werden, um den Wechsel der starken Jahrgänge von Beitragszahlern zu Rentnern zu meistern. 
Aber nicht nur die Alterung wird eine Herausforderung. Auch die immer öfter gebrochenen Er-
werbsbiografien dürfen nicht dazu führen, dass Menschen im Alter bestraft werden, weil sie vor 
und während ihres Arbeitslebens mehr in ihre Bildung investiert haben, zwischendurch selbst-
ständig aber auch mal arbeitslos waren. Wie das gehen kann, erklärt Markus Kurth, rentenpoliti-
scher Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen im Gespräch mit Hilmar Höhn.
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dritte Baustein in unserem Konzept: Wir wollen 
mehr Fachkräfte aus dem Ausland dafür gewin-
nen, in Deutschland zu arbeiten. Auch Zuwande-
rung wird für sich genommen die gesetzliche 
Rente nicht retten.

Dossier: Aber die Studien gehen von 200.000 
Fachkräften pro Jahr aus, die fehlen werden, 
weil die starken Jahrgänge demnächst in den 
Ruhestand gehen.

Kurth: Das Berlin Institut geht sogar von 300.000 
Menschen aus, die mit ausgeprägten Fähig- und 
Fertigkeiten zuwandern müssten, um den negati-
ven Saldo am Arbeitsmarkt auszugleichen. Wir 
brauchen ein Einwanderungsgesetz.

Dossier: Hand auf‘s Herz: Wie realistisch sind 
diese Szenarien?

Kurth: Ich seh‘ das im Moment nicht, dass wir in 
die Nähe von 300.000 Fachkräften kommen, die 
hier pro Jahr einwandern wollen. 100.000 oder 
200.000, das wäre was. Die Einbeziehung der 
Selbstständigen in das Rentensystem würde hel-
fen, den „Rentenbuckel“ zu überwinden. 

Dossier: Und wohin entwickeln sich die Bei-
träge, wenn Ihre Annahmen so Realität wür-
den? 

Kurth: Ab 2030 müssen diese 22 Prozent Bei-
tragsobergrenze nicht in Stein gemeißelt sein. 
Aus meiner Sicht ist da noch etwas Spielraum. 28 
Prozent Beitragssatz halte ich für utopisch, nein 
für grotesk. Wir werden doch auch in der Kran-
ken- und Pflegeversicherung erheblich steigende 
Beiträge haben. Je älter wir werden, um so mehr 
Krankheiten und Pflegezeiten wird es geben. Es 
gibt in der Bevölkerung eine sehr hohe Akzeptanz 
für Beitragserhöhungen in der Pflegeversiche-
rung. Es kann ja jede und jeden treffen.

Dossier: Nennen Sie doch mal eine Zahl.

Kurth: Für die Zeit nach 2030? 23 oder 24 Prozent 
sehe ich da auch. Ich war aber noch nicht fertig. 
Das Rentenalter spielt in der Diskussion ja eine 
wichtige Rolle. Deutschland hat die Rente mit 67 
als Schock wahrgenommen. Jetzt über die Rente 
mit 70 oder älter zu diskutieren hielte ich für fatal. 
Ehe man in die Nähe einer solchen Diskussion 
kommt, müssen wir alles versucht haben, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern mit guten Ar-
beitsbedingungen es zu ermöglichen, das Alter 
von 67 im Job zu erreichen. Es gibt immer noch 
viel zu wenig Menschen über 60, die Vollzeit und 
sozialversichert arbeiten. Zu viele Menschen müs-
sen auch in Rente, weil sie gesundheitlich es nicht 
mehr schaffen.

Dossier: Die Deutsche Rentenversicherung 
schlägt die Rendite am Kapitalmarkt.

Kurth: Schon seit mehreren Jahren ist das ja so. 
Und so wird es wohl voraussichtlich auch in Zu-
kunft sein. Allerdings muss die Rentenversicherung 
auch auf die Alterung der Gesellschaft reagieren.

Dossier: Wir haben jetzt diese Garantie von Bei-
trägen und Rentenniveau bis 2025. Dann wer-
den aber die Reserven der Rentenversicherung 
aufgebraucht sein. Wie soll es über 2025 wei-
tergehen?

Kurth: Wir schlagen auf jeden Fall keine Senkung 
des Leistungsniveaus vor. Wir wollen das Niveau 
über 2025 hinaus stabil halten...
Dossier: Bei 48 Prozent? Darüber?

Kurth: Auf diesen 48 Prozent sollte das Rentenni-
veau auch langfristig bleiben. So bleibt die Gesetzli-
che Rentenversicherung als Einkommensversiche-
rung attraktiv. Menschen mit ganz normalen Ein-
kommen, die Jahrzehnte gearbeitet haben, 
erwarten vollkommen zu Recht, dass sie keine Ren-
te ein bisschen über Grundsicherungsniveau erhal-
ten. Lebensstandardsicherung, das ist ein schillern-
der Begriff. Kann sie heute ja auch nicht so leisten.

Dossier: 48 Prozent auch über 2025 hinaus 
wirft die Frage nach der Finanzierung auf. Denn 
mit den bestehenden Beiträgen, Zuschüssen 
des Bundes wird das nicht zu schaffen sein. 
Und die Reserve ist aufgebraucht.

Kurth: Es braucht ein ganzes Bündel an Verbesse-
rungen, damit das klappt. Ich fange mal mit den 
Dingen an, die wir direkt im System ändern müs-
sen. Wir müssen die versicherungsfremden Leis-
tungen, die noch nicht über Zuschüsse des Bundes 
aufgefangen werden, über Steuergelder finanzie-
ren. Es geht immerhin um zweistellige Milliarden-
beträge...

Dossier: Das würde 2,5 bis vier Prozentpunkte 
Beitrag bringen. Aber das reicht nicht bei Prog-
nosen bis 28 Prozent in zwei Jahrzehnten...

Kurth: Ich sage ja, es braucht mehr als etwa die 
Mütterrenten-Pakete von zehn Milliarden Euro, die 
über den Etat des Bundes finanziert werden müs-
sen. Wir müssen aber auch schauen, dass mehr 
Frauen in Arbeit kommen und zwar am besten in 
ihrem Beruf und mit längeren Arbeitszeiten. Das 
DIW hat errechnet, wäre die Erwerbsbeteiligung 
von Frauen so hoch wie von Männern, dann könnte 
das den Rentenbeitrag noch einmal um zwei Pro-
zentpunkte dämpfen. Das ist nicht über Nacht er-
reichbar, und auch die Erwerbstätigkeit von Män-
nern würde dann wohl etwas zurückgehen. Der 
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Dossier: Das darf aber nicht erst im Alter anset-
zen, das setzt ganz andere Erwerbsbiografien 
voraus. 

Kurth: Der Wandel in der Arbeitswelt erfordert 
ständige Weiterbildung. Auch von einem Beruf zu 
einem anderem. Es braucht diese Erneuerung der 
Arbeitslosen- als Arbeitsversicherung. Wir brau-
chen einen Rechtsanspruch auf Weiterbildung und 
Neuqualifizierung, ein Transfersystem, um von be-
lasteten in weniger belastete Jobs zu kommen. Das 
würde einen guten Effekt auf die Entwicklung der 
Rentenversicherung haben.

Dossier: Wir haben eingangs über die Schwä-
chen kapitalgedeckter Vorsorgeangebote ge-
sprochen. Jetzt schlagen die Grünen aber auch 
einen Bürgerfonds vor, eine öffentlich-rechtli-
che Kapitalsammelstelle, um zusätzliche Beiträ-
ge anzulegen zwecks Altersvorsorge. 

Kurth: Wir arbeiten noch an den Details. Es geht im 
Grundsatz darum, die private Altersvorsorge kos-
tengünstiger, effektiver und transparenter zu orga-
nisieren. Die Riesterrente als geförderte private Al-
tersvorsorge ist ja weit davon entfernt, das gesenk-
te Rentenniveau ausgleichen zu können. Nur sieben 
Millionen Personen, in der Regel mit einem höheren 
Einkommen, leisten sich Riester on top und kassie-
ren dann auch die volle Fördersumme.

Dossier: Und wie soll das jetzt funktionieren?

Kurth: Es braucht ein Basisprodukt zu möglichst 
günstigen Konditionen. Das nennen wir Bürger-
fonds. Ein Fonds in öffentlich-rechtlicher Träger-
schaft, der keinen Gewinn erzielt, der niedrige Ver-
waltungskosten hat und keine Abschlussprämien 
bezahlt. Der sollte passiv gemanagt werden und 
etwa in Indexfonds investieren. Es gibt ja Vorbilder. 
In Dänemark etwa oder Schweden.

Dossier: Wäre das dann eine Pflichtversiche-
rung, der ich nur entkomme, in dem ich eine an-
dere Versicherung schon habe?

Kurth: Nein, ein Obligatorium lehne ich ab. In den 
skandinavischen Ländern ist das so.

Dossier: Im Text des Betriebsrentenstärkungs-
gesetzes, noch deutlicher in der Antwort der 
Bundesregierung auf Ihre Anfrage scheint die-
ses Obligatorium durch, wenn die angestrebten 
Sozialpartnermodelle nicht flächendeckend Wir-
kung entfalten. Das sieht derzeit nicht so aus.

Kurth: Dann reden wir über Verschiedenes. Was 
ich schon möchte, ist, dass Arbeitgeber verpflichtet 
werden, ihren Beschäftigten eine Betriebsrente an-
zubieten. Wenn die Sozialpartnermodelle nicht vor-
ankommen, dann müssen wir über so eine Pflicht 

zum Angebot einer betrieblichen Altersversorgung 
reden. Betriebsrenten könnten übrigens auch sehr 
gut über den Bürgerfonds organisiert werden.

Dossier: Einer für Alles?

Kurth: Ja, so ein Fonds in öffentlich-rechtlicher Trä-
gerschaft hat Charme. Es gäbe dann auch nicht das 
Problem der Mitnahme von Ansprüchen von einem 
zum anderen Arbeitgeber. Vor allem Beschäftigte in 
Kleinunternehmen, die im Schnitt alle fünf Jahre 
wechseln, würden davon profitieren. Es gibt nicht 
wenige, die am Ende ihres Erwerbslebens drei, vier, 
fünf Versicherungen haben werden.

Dossier: Und sie wollen dazu eine komplett neue 
Organisation aufbauen?

Kurth: Lieber baue ich auf einer bestehenden auf. 
Die Bundesbank etwa könnte hier treuhänderisch 
geldverwaltend ins Spiel kommen.

Dossier: Warum gehen sie mit dem Fonds nicht 
zur Deutschen Rentenversicherung. Da hat 
schon jeder Deutsche ein Konto, ein Unterkonto 
zu eröffnen, ist keine Hexerei.

Kurth: Die Rentenversicherung will es im Moment 
nicht, sondern sich als Sozialversicherung verstan-
den wissen und nicht als Kapitalsammelstelle. Da 
gibt es auch Gründe dafür. Das kann man später 
entscheiden. Und zwar dann, wenn die Entschei-
dung im Grundsatz getroffen ist.

Dossier: Im schwarz-grün regierten Hessen wur-
de die Idee eines Deutschlandfonds entwickelt. 
Das hört sich sehr ähnlich an. Ist das die Blau-
pause für eine schwarz-grüne Rentenreform im 
Bund?

Kurth: Könnte man meinen. Was uns eint, das ist, 
dass wir die öffentlich-rechtliche Trägerschaft wol-
len und demnach auch keine Gewinnorientierung. 
Dann hören die Gemeinsamkeiten aber schon auf. 
Die Deutschlandrente will die Menschen in die kapi-
talgedeckte Altersvorsorge hineindrängen. Jeder 
muss rein, es sei denn, sie oder er votiert dagegen. 
Das ist schon ein Übergriff, denn im Grunde handelt 
es sich um privates Geld der Leute. Nach meiner 
Auffassung muss es eine aktive Entscheidung ge-
ben. Über Anreize kann man diskutieren, etwa die 
Riesterförderung nur noch zu zahlen, wenn die Bei-
träge in den Bürgerfonds fließen. Außerdem will die 
Deutschlandrente vor allem in Aktien investieren. 
Das finde ich zu riskant. Es braucht Sicherheit im Al-
ter. Auch die Prämisse zu diesem Modell halte ich 
für falsch. Argumentiert wird, dass das Sicherungs-
niveau der gesetzlichen Rentenversicherung immer 
weiter absinkt. Und das ist falsch.

Dossier: Vielen Dank für das Gespräch.
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auf die Rentenversicherung beziehungsweise den 
Bundeshaushalt zukommen würden. Mal war von 
50 Milliarden mehr als heute im Jahr 2040 die 
Rede, mal von 89 Milliarden.

Fest steht: Will die Koalition Beiträge und Leis-
tungsniveau - unabhängig von ihrer Höhe - fest-
schreiben, bleiben wenige Möglichkeiten, die Ver-
schiebung des Verhältnisses von Zahlern zu Emp-
fängern aufzufangen. Entweder...

–� 	 die Haltelinien werden so hoch bzw. niedrig 
gezogen, dass sie gar keinen Halt geben oder

–� 	 die Altersschwelle zum Eintritt in die Rente 
wird erhöht, 

–� 	 der Bundeszuschuss wird kräftig angehoben 
oder

–� 	 die Beiträge werden kräftig angehoben – durch 
Steigerung der Beitragssätze, durch eine An- 
oder Aufhebung der Beitragsbemessungsgren-
ze, durch eine Ausweitung des Versicherten-
kreises oder eine Kombination aus diesen Mög-
lichkeiten.

Auch immer wieder in der Diskussion ist eine 
Steigerung der Zahl der Beitragszahler durch Zu-
wanderung von Fachkräften.

Unabhängig von der Rentenfrage (aber mit posi-
tiven Auswirkungen auf die Lage des Rentensys-
tems) sind die Betreuungs- und Begleitungsange-
bote für Kinder und Jugendliche so auszubauen, 
dass deutlich mehr Frauen als heute ihr Wissen 
und Können in Einkommen aus einer Vollzeitbe-
schäftigung umsetzen können.

3.4 Ein öffentlich-rechtliches Angebot für  
zusätzliche betriebliche Altersvorsorge?

Freilich: Auch die Einführung einer Pflicht zum An-
gebot oder Abschluss einer  arbeitgeberfinanzier-
ten Betriebsrente würde helfen, Alterseinkommen 
auf Höhe des Lebensstandards zu sichern. Eine sol-
che Verpflichtung von Arbeitgebern, möglicherwei-
se auch der Beschäftigten setzte allerdings ein ver-
ändertes Angebot voraus. Klein- und mittelgroße 
Betriebe müssten so ein „Obligatorium“ ohne gro-
ßen Aufwand ins Werk setzen können.

Die Diskussion darüber ist in vollem Gange. 
Derzeit stehen drei Modelle zur Debatte, die sich 
ähneln und doch verschieden sind:

- Die Deutschlandrente (CDU-Grüne, Hessen)
Die schwarz-grüne Landesregierung von Hes-

sen hat das Modell einer Deutschlandrente entwi-
ckelt. In sie soll obligatorisch jede und jeder ein-
zahlen müssen - es sei denn, sie oder er spricht 
sich dagegen aus („opt-out“). Die Vorstellung ist, 
dass „jeder Arbeitgeber“ verpflichtet wird, „für je-
den seiner Arbeitnehmer einen Beitrag in gesetz-
lich festgelegter Mindesthöhe in eine zusätzliche 

Altersvorsorge einzubezahlen“ (Knabe/Weimann 
2017).

Das Hessen-Modell 

basiert auf der Gründung eines öffentlich-rechtli-
chen Deutschlandfonds, der sich grundlegend von 
den Angeboten aus der Privatwirtschaft unterschei-
de. Schließlich verfolge der Fonds nicht die Ab-
sicht, Gewinne bei Aktionären abzuliefern. Weiter 
gebe es „keine Abschluss-, Vertriebs-, Wechselge-
bühren o.ä.“, schreiben Knabe und Weimann, die 
die Landesregierung bei der Entwicklung des Fonds 
wissenschaftlich begleiten. Auch ein verpflichten-
des System bedürfe des Vertrauens, größte Kos-
tentransparenz ist von Nöten - ein Grundsatz, den 
die Anbieter von Riester-Produkten sträflich ver-
nachlässigt haben. 

Bürgerfonds (Grüne)

Auch wenn die Grünen in Hessen mitregieren, so 
dürfe das grüne Modell für die Einführung von Bür-
gerfonds nicht mit dem Hessen-Modell gleichge-
setzt werden, heißt es aus der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90 / Die Grünen (siehe Interview mit MdB 
Markus Kurth). Der Fonds in öffentlicher Verwal-
tung soll anders als der Vorschlag aus Wiesbaden 
nicht obligatorisch sein. Allerdings wollen die Grü-
nen Arbeitgeber verpflichten, „ihren Beschäftigten 
eine Betriebsrente“ anzubieten „und sie dabei mit 
einem eigenen Arbeitgeberbeitrag“ zu unterstüt-
zen. Die öffentliche Förderung der privaten Alters-
vorsorge solle in Zukunft „vor allem Geringverdie-
nern zugutekommen“. (Grüne Rentenkommission, 
2016)

Das Vorsorge-Konto (FES)

Das Vorsorgekonto hat seinen Ursprung eigentlich 
in der Deutschen Rentenversicherung Baden-Würt-
temberg. Die Autorinnen und der Autor des Kon-
zeptpapiers nennen es „Basisprodukt für die priva-
te Altersvorsorge“ (Stellpflug/Sternberger-Frey/Tu-
scherer, 2019). Es könne auch für betriebliche 
Altersvorsorgeangebote genutzt werden. Dabei 
schließt die Autorengruppe jedoch das Thema Ent-
geltumwandlung aus - um Einnahmeausfälle der 
Sozialversicherungen zu vermeiden.

Auch beim Vorsorgekonto soll das Angebot 
ohne hohe Abschluss- und Verwaltungsgebühren 
an den Start gehen und wie auch die beiden oben 
beschriebenen Modelle öffentlich-rechtlich, also 
ohne Profitinteresse gemanagt werden. Das Kon-
to-Modell verbindet die Idee individuell geführter 
Konten mit einem solidarischen Ausgleich. Gesi-
chert werden sollen lediglich die eingezahlten Bei-
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darauf ausgelegt, eine wettbewerbsfähige Rendite 
zu erzielen, noch de lege lata dazu geeignet.“ 
(DGB, 2016)

3.5 Grüne setzen auf öffentliche Fonds, um  
Betriebsrenten zum Durchbruch zu verhelfen

Die Grünen, die Paten gleich zwei dieser Alternati-
ven zu der gescheiterten Riester-Reform stehen, 
wollen die gesetzliche Rente nicht ersetzen. Sie sei 
„die mit Abstand wichtigste Säule der Alterssiche-
rung.“ Betriebsrenten und private Altersvorsorge 
sollten sie ergänzen.

Um das System finanziell stark zu machen, 
müssten „die Hürden für Frauen am Arbeitsmarkt 
abgebaut und die Zuwanderung von Fachkräften 
organisiert werden. Außerdem sei der Kreis der 
Beitragszahler um Abgeordnete, Selbstständige 
und Beamte zu erweitern. Insbesondere bei den 
Selbstständigen sei das Problem, dass viele nun 
ungenügend für das Alter vorsorgen würden - und 
dann in die Sozialhilfe abgleiten.

Die Sozialhilfe für Rentnerinnen und Rentner - 
Grundsicherung genannt - wollen die Grünen er-
setzen. Ähnlich wie die von der Bundesregierung 
nun beschlossene Grundrente wollen die Grünen 
eine „Garantierente“ für langjährig Versicherte ein-
führen. Weiter schwebt ihnen vor, dass Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer vom 60. Lebensjahr 
an in den Ruhestand gleiten können. Damit meinen 
sie eine schrittweise Kürzung der Wochenarbeits-
zeit und damit das Ausgleiten von der Arbeit in den 
Ruhestand.

3.6 Linke legt Fokus allein auf die Stärkung der 
gesetzlichen Rente

Die rentenpolitischen Eckpunkte der Linken kon-
zentrieren sich ausschließlich auf die Stabilisierung 
der gesetzlichen Rente. Ihre 2015 veröffentlichten 
Grundsätze nennen als Ziele:

–� 	 Einführung einer Solidarischen Mindestrente 
von 1050 Euro im Monat, um den Rentnerinnen 
und Rentnern einen Lebensabend ohne Angst 
vor Altersarmut zu garantieren.

–� 	 Das Sicherungsniveau vor Steuern „muss wie-
der auf 53 Prozent erhöht werden, damit der 
Lebensstandard im Alter gesichert werden 
kann“. Durch einen Solidarausgleich sollen Zei-
ten niedriger Löhne - etwa Erwerbslosigkeit 
oder Kindererziehungszeiten - „deutlich besser 
abgesichert werden“.

–� 	 Wie die Grünen will auch Die Linke Selbststän-
dige, Freiberufler, Beamte aber auch Manager 
und Politiker in die Rentenkasse einbeziehen.

–� 	 Die Beitragsbemessungsgrenze soll erst „dras-
tisch angehoben“ und „in einem zweiten 

träge, angelegt werden soll das Geld in ETF-Fonds 
(Exchange Traded Funds). Das sind Fonds, die ver-
einfacht beschrieben den Verlauf von Aktien-Indi-
zes die beispielsweise den Deutschen Aktien Index 
(DAX) nachbilden. 

Der Fonds führt nicht nur persönliche Guthaben. 
Ein Teil der Beiträge solle in einen „Reservetopf“ 
einfließen, mit dem sich „Verluste in schlechten 
Börsenjahren ausgleichen lassen“. Auf Spitzener-
träge müssten die Sparer dann zwar verzichten, 
„dafür bekommt jede Sparergeneration immer an-
nähernd den gleichen jährlichen Betrag gutge-
schrieben“, hoffen die Entwickler des Fonds.

Eine der ursprünglichen Überlegungen zur Kon-
struktion des Vorsorgekontos war es, diesen von 
der Gesetzlichen Rentenversicherung organisieren 
zu lassen. Das hätte den Vorteil gehabt, dass dort 
bereits jede Bürgerin und jeder Bürger über ein ei-
genes Konto verfügt. Dieses hätte lediglich um 
eine Unterkonto ergänzt werden müssen. Doch die 
Verantwortlichen der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung hätten dankend abgelehnt, heißt es aus 
deren Kreisen.

Die Autoren der FES-Studie machen jedoch 
deutlich, dass sie diese Idee a) nach wie vor nicht 
aufgeben und sie sich b) darin in guter Gesellschaft 
befinden. Sie ließen 5000 Bürgerinnen und Bürger 
befragen, wem sie ihre Altersgroschen eher anver-
trauen würden: Privaten Anbietern oder der Ge-
setzlichen Rentenversicherung?

Das Meinungsbild war eindeutig: Fast 50 Pro-
zent der Befragten gaben an, die Gesetzliche wäre 
die Alterskasse ihre Wahl, fast jeder und jede Vier-
te war unentschieden, nur knapp 30 Prozent woll-
ten ihr Geld eher oder ausschließlich privaten Kapi-
talsammelstellen anvertrauen.

Und so bleibt der Vorschlag eines Vorsorgekon-
tos auch bei einer engen Verknüpfung mit der Ge-
setzlichen Rentenversicherung: Die Altersrückla-
gen sollen beim Übergang in den Ruhestand in fik-
tive Rentenpunkte umgerechnet und über die 
Gesetzliche ausgezahlt werden. Als Vermögen 
bleibe die Altersvorsorge erhalten, gegebenenfalls 
könne es auch vererbt werden. 

Nach der ersten Vorstellung des Deutschland-
fonds aus Hessen gab der DGB umgehend eine ab-
lehnende Stellungnahme ab. Hauptkritikpunkt: 
„Festzustehen scheint allenfalls, dass Arbeitgeber 
für ihre Zusagen nicht haften sollen, also eine reine 
Beitragszusage abgeben können sollen. Über eine 
eigene finanzielle Beteiligung der Arbeitgeber wer-
den keine Angaben gemacht.“ Nicht einmal über 
die Sozialversicherungsbeiträge, welche die Ar-
beitgeber bei Entgeltumwandlungen sparen wür-
den, enthalte das Dokument einen Hinweis. Das 
Konzept bleibe rätselhaft. Eine ursprünglich vorge-
sehene Ansiedlung des Finanzmanagements der 
Deutschen Rentenversicherung erklärte der DGB 
für unmöglich: „Die Anlagevorschriften sind weder 
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Schritt“ abgeschafft werden. Aber Rentenbei-
träge „über dem Doppelten des Durchschnitts“ 
sollen nur noch geringere Rentenansprüche er-
werben.

–� 	 Die Sparsummen von Riester-Verträgen sollen 
an die gesetzliche Rentenversicherung über-
tragbar werden, das Renteneintrittsalter von 67 
auf 65 Jahrezurückgedreht werden. Und: Wer 
40 Jahre oder länger gearbeitet hat, soll nach 
seinem 60. Geburtstag ohne Abzüge in Rente 
gehen können. 

Zur Finanzierung schwebt den Linken vor, dass 
der Beitragssatz von heute 20 auf 28 Prozent der 
Einkommen ansteigen kann. Das werde die bishe-
rige Riesterförderung überflüssig machen und Ar-
beitgeber und Arbeitnehmer würden mit jeweils 14 
Prozent wieder gleichermaßen zur Altersvorsorge 
beitragen. Die Linken argumentieren, dass die 
Soll-Beiträge zur Riesterrente bei vier Prozent lie-
gen und einseitig von den Beschäftigten getragen 
werden müssen. Diese vier Prozentpunkte könnten 
hälftig auf Arbeitgeber und Beschäftigte verteilt 
als Beitrag in das System der Gesetzlichen fließen. 
(Birkwald, Riexinger, 2015)

3.7 FDP für wirkungsvolle Tarifverträge

Die FDP setzt - wie nahezu alle im Bundestag ver-
tretenen Parteien - auf mehr und gezielte Einwan-
derung von Fachkräften, um die Produktivität der 
Zukunft zu speichern. Wie die Grünen wollen auch 
die Freien Demokraten die Zahl der Frauen in der 
Arbeitswelt erhöhen, sie sollen eigenständige Ein-
kommen und Renten erwerben. Um die Entgeltun-
gleichheit und damit auch die Rentenungleichheit 
zu beseitigen, spricht sich die FDP in ihrem Frakti-
onsbeschluss „Demografie-Krise verhindern - Ar-
beitsmarkt und Sozialsysteme fit für die Zukunft 
machen, Wirtschaftsstandort sichern“ für wir-
kungsvolle Tarifverträge aus. Sie seien „der beste 
Garant für Entgeltgleichheit“, da sie „personenun-
abhängige, d. h. geschlechtsneutrale Vergütun-
gen“ vorsehen. Mehr und bessere Bildung auch im 
Beruf sollen die Produktivität in der Wirtschaft si-
chern - und die Grundlage für Löhne sichern, aus 
denen auch eine sichere Rente folgt.

Den Beitragssatz zur Rente will die FDP bei 20 
Prozent langfristig festschreiben, Leistungen der 
Rentenversicherung wie etwa für Kindererzie-
hungszeiten, sollten nicht über Beiträge sondern 
Steuern finanziert werden. So werde die Renten-
versicherung entlastet

Weiter will die FDP die Altersschwelle für den 
Eintritt in Rente auf 60 Jahre senken. In Rente 
könnten dann nach Vorstellung der FDP alle ge-
hen, die eine Rente über der Grundsicherung zu er-
warten hätten.

Um Armut im Alter zu verhindern, will die FDP eine 
Basis-Rente einführen. Wer sie bekommen will, 
müsse wie heute Nachweis über seine Bedürftig-
keit führen, allerdings müssten kleine Vermögen 
geschützt und nicht die gesamte Rente bei der Be-
rechnung der Ansprüche auf eine Basis-Rente an-
gerechnet werden. Ziel der FDP: „Niemand, mit An-
sprüchen aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
muss so im Alter zum Sozialamt gehen.“

Die kapitalgedeckten Altersvorsorge soll nach 
dem Wunsch der FDP einfacher, verbraucherfreund-
licher und aktienorientierter werden. Im Grundsatz 
unterstützt die FDP das Betriebsrentenstärkungsge-
setz mit seiner Öffnung auch für Trittbrettfahrer im 
Tarifsystem.

Ein Altersvorsorgekonto, in dem alle Formen der 
Altersvorsorge transparent abgebildet würden, soll 
Bürgerinnen und Bürgern ermöglichen, Rentenlü-
cken schnell zu erkennen und zu schließen. (FDP 
2019)

Ähnlich wie beim Betriebsrentenstärkungsgesetz 
hängen sich die Freien Demokraten hier lediglich an 
eine Initiative des Bundesarbeitsministers an, der 
mit der Erstellung „konzeptioneller Grundlagen für 
eine säulenübergreifende Altersvorsorgeinformati-
on“ das Institut für Versicherungswissenschaften 
der Universität Ulm beauftragt hat (Zwiesler, 2019).

3.8 AfD ohne Rentenkonzept, dafür heillos  
zerstritten

Die AfD hat kein Rentenkonzept. Zur Bundestags-
wahl 2017 trat sie mit Allgemeinplätzen wie diesen 
an: „Den Menschen in unserem Land wieder Sicher-
heit im Arbeitsleben und im Alter zu geben“ sei der 
Partei „ein besonderes Anliegen“. Deshalb wolle die 
Partei das System der gesetzlichen Rentenversiche-
rung leistungsfähig machen, den Herausforderun-
gen der Zukunft solle es gewachsen sein. Vorüber-
gehend solle die Rente stärker aus Steuermitteln fi-
nanziert werden.

Wer „bis zu 45 Jahre“ gearbeitet hat, soll aus 
Sicht der AfD „künftig abschlagsfrei“ in Rente ge-
hen können.

Im Gegensatz zur Position der übrigen im Deut-
schen Bundestag vertretenen Parteien will die AfD 
die „derzeitige Migrationspolitik sofort beenden“. 
Die Kosten der Einwanderung sollten besser zur 
„Stabilisierung der Alterssicherung der deutschen 
Bevölkerung umgelenkt werden“.

Mehr zum zentralen Wahlkampfthema hatte die 
Rechtsaußen-Partei ihren Wählerinnen und Wäh-
lern vor zwei Jahren nicht anzubieten.

Dass dies zu wenig war, merkten auch die Füh-
rung der AfD. So wurde beschlossen, 2019, im Vor-
feld der drei Wahlen zu ostdeutschen Landtagen, 
der Partei mit Hilfe eines Rentenparteitages soziale 
Kante zu verleihen und zusätzlichen Schwung unter 
die Flügel bringen.
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SPD arbeiten in der Rentenkommission der Bundes-
regierung. Erst im kommenden Jahr ist mit Ergeb-
nissen zu rechnen. Für eine grundlegende Reform 
noch in dieser Legislaturperiode des Bundestages 
ist dann die Zeit zu knapp. Denn schon 2021 wird 
voraussichtlich gewählt. Weil die Rentengarantie 
2025 ausläuft, die Rücklage der Rentenversiche-
rung bis dahin nahezu aufgebraucht ist, wird in der 
kommenden Legislaturperiode eine Reform der 
Rente überfällig. Und damit wird die Bundestags-
wahl 2021 zu einer Rentenwahl.

Die jetzt koalierenden Parteien werden sich auf 
der Grundlage der Kommissionsergebnisse und für 
die voraussichtlich 2021 stattfindenden Bundes-
tagswahlen neu positionieren.

Die SPD will ihre Vorschläge für ein modernes 
Rentensystem demzufolge 2020 diskutieren, heißt 
es in einem Antrag zum Parteitag im Dezmeber 
2019. (SPD 2019) Vorschläge aus einem Zwischen-
bericht einer Kommission zur Altersvorsorge, wie 
etwa die Einbeziehung von Selbstständigen und 
Beamten in die Gesetzliche, erhalten damit den 
Charakter der Vorläufigkeit.

Die CDU hat sich auf ihrem Parteitag im Novem-
ber 2019 in Leipzig dazu durchgerungen, vorläufig 
am Prinzip der Freiwilligkeit zum Abschluss betrieb-
licher oder privater Altersvorsorge festzuhalten. 
Dazu solle jedoch ein einfaches Standardangebot 
aus der Privatwirtschaft an den Markt gebacht wer-
den. Führe dies nicht innert dreier Jahre mindes-
tens zu 30 Prozent mehr Abschlüssen, komme, so 
die Christliche Demokratische Arbeitnehmerschaft 
in einer Bewertung der Ergebnisse des CDU-Partei-
tages, „das CDA-Modell: Ein staatlich organisiertes 
Produkt mit Obligatorium“. (CDA 2019)

3.10 Gewerkschaften und DGB positionieren 
sich für Debatte, Arbeitgeberverbände sind  
reserviert

Weil die Debatte an Fahrt aufnehmen wird, aber 
auf den Kurs noch Einfluß genommen werden 
kann, mischen sich die Gewerkschaften mit ihren 
Initiativen in die Debatte ein. Der Leitantrag der IG 
Metall zum Gewerkschaftskongress im Herbst 
2019 erklärt die „Teilprivatisierung“ des Rentensys-
tems durch die Förderung von Riesterverträgen als 
„gescheitert“. (IG Metall, 2019). Auch betriebliche 
Altersversorgung gebe es nicht flächendeckend. 
Nur über die gesetzliche Rentenversicherung könn-
te die paritätische Beteiligung der Arbeitgeber an 
den Beiträgen gesichert werden. Auch habe sich 
das „umlagefinanzierte Sicherungssystem“ in der 
Wirtschafts- und Finanzkrise 2008/2009 bewährt.
Aus diesem Grund will die IG Metall die gesetzliche 
Rente stärken und – wie bereits aus dem Zukunfts-
referat von ihres Vorsitzenden zitiert – eine arbeit-
geberfinanzierte betriebliche Altersvorsorge als 
zweite Säule ergänzen, welche auch im Fall einer 

Der Parteitag fand nicht statt. Denn zwischen mark-
tradikalem und nationalistischem Flügel war im 
Vorfeld keine Einigung hinzubekommen. Die Ab-
stimmung eines Antrags des Parteivorstandes hät-
te leicht die Wiedersprüche und Unvereinbarkeiten 
in der rechtsextremen Partei sichtbar gemacht. Ihr 
Dilemma: Mal biedert sie sich enttäuschten Wähle-
rinnen und Wählern der FDP sowie von CSU und 
CDU mit marktradikalen Versprechen an, mal geht 
sie unter Arbeitern und Angestellten mit sozialen 
Parolen auf Stimmenfang. Weiter voneinander ent-
fernte Positionen dürfte es in sonst keiner Partei in 
Deutschland geben. 

Das sind - kurz umrissen - die nicht vereinbaren 
Positionen: Der Vorsitzende der Partei, Jörg 
Meuthen, sagt „wir müssen auf Steuerfinanzierung 
setzen, weil das beitragsfinanzierte System weitge-
hend gescheitert ist“, sagte Meuthen im Interview 
mit dem Südwestrundfunk (Südwestrundfunk, 
2019). Der Volkswirt gibt sich überzeugt: „Der Staat 
müsse eine Grundversorgung sicherstellen. Dane-
ben sollten Bürgerinnen und Bürger eben eine eige-
ne Altersvorsorge betreiben. Menschen, zitiert der 
SWR den AfD-Vorsitzenden, könnten dies besser 
als der Staat.

Die AfD-Fraktion im Landtag von Thüringen ver-
steht sich als Speerspitze des rechtsextremen „Flü-
gels“ in der Partei. Die Populisten ist klar: Marktra-
dikale Konzepte sind nicht mehrheitsfähig. Deswe-
gen setzt das von Björn Höcke und seinen 
Mitstreitern entwickelte Reformkonzept auf eine 
Weiterentwicklung der Gesetzlichen Rentenversi-
cherung, welche Meuthen für irreparabel kaputt 
hält.

Die Thüringer AfD setzt im Kern auf einen deut-
lich höheren Bundeszuschuss, die Abschaffung der 
Riesterförderung und höhere Beiträge zur Gesetzli-
chen Rente. Die AfD will so auch „über das Jahr 
2045“ ein Rentenniveau von 50 Prozent garantie-
ren. Für frühere Geringverdiener strebt die AfD eine 
Basisrente an, für den mittleren Bereich einen Auf-
schlag, „Staatsbürger-Rente“ genannt. (AfD-Frakti-
on im Thüringer Landtag, 2019)

Im Wesentlich bauen beide Konzepte auf nicht 
haltbaren Annahmen auf. Das marktradikale Kon-
zept folgt der Erzählung der Wirtschaftsverbände 
zu Beginn des Jahrhunderts, welche die Schwä-
chung, wenn nicht Zerstörung sozialstaatlicher Ins-
titutionen zum Ziel hatte. Das Konzept von ganz 
rechts außen beruht auf der falschen Behauptung, 
dass die Alterung der Gesellschaft schlicht keine 
gravierenden Auswirkungen für das Funktionieren 
des Rentensystems darstelle und es genüge staatli-
cherseits, mehr Geld ins System zu pumpen.

3.9 Die Parteien der Koalition im Bund vertagen 
Grundsatzentscheidungen

Vertreterinnen und Vertreter von CDU, CSU und 
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Erwerbsminderung greifen und die Versorgung 
Hinterbliebener leisten soll. Ziel, so der Antrag, sei 
ein Sicherungsniveau netto vor Steuern von 53 
Prozent. Fünf Punkte mehr als die Gesetzliche ge-
genwärtig leistet.

In der gesetzlichen Rente müssten künftig 
auch Zeiten schlecht bezahlter Beschäftigung 
und unterbrochene Erwerbsverläufe vermittels 
Freibetragsregelungen, Mindestentgeltpunkten 
sowie der Berücksichtigung von Zeiten der Lang-
zeitarbeitslosigkeit ausgeglichen werden.

Die IG Metall will sich von einem fixen Alters-
schwelle lösen und sieht einen Korridor vor, der 
den Übergang in die Rente schon mit 63 ermög-
licht, wenn 45 Jahre lange Beiträge geleistet wur-
den.

Langfristig, so der Antrag, solle die Rente nach 
dem Prinzip einer Erwerbstätigenversicherung 
alle Beschäftigten umfassen. Auch Beamte, 
Selbstständige und Freiberufler gehörten zum 
Kreis der Versicherten. 

Finanziert werden soll dies durch höhere Zu-
schüsse aus dem Bundesetat oder die Abschaf-
fung der Beitragsbemessungsgrenze, wobei die 
IG Metall auch weitere Einkommen (Mieten, Pach-
ten) und Vermögenswerte zur Finanzierung des 
Rentensystems heranziehen will.

Der DGB will das Rentenniveau bei 48 Prozent 
stabilisieren und „in einem weiteren Schritt anhe-
ben, auf etwa 50 Prozent“. Hinzukommen soll 
„eine bessere zusätzliche individuelle Versorgung 
durch tarifvertraglich vereinbarte und vom Arbeit-
geber zumindest mitfinanzierte Betriebsrente“. 
Eine Verbesserung der Erwerbsminderungsrente.

Zur Finanzierung sollten versicherungsfremde 
Aufgaben „voll aus Steuermitteln“ aufgebracht 
werden. In den 2040er Jahren werde der Bei-
tragssatz „bei bis zu 25 Prozent“ liegen. (DGB, 
2019)

Die Bundesvereinigung der Arbeitgeberver-
bände bleibt in der Debatte auffallend defensiv 
und stellt heraus, was sie nicht will. Sie denkt die 
Rentenversicherung vom Beitragssatz her. „Ziel 
muss es sein, dass der Beitragssatz auch langfris-
tig 20 Prozent nicht übersteigt.“ Dazu sollten 
„nicht beitragserworbene Leistungen“, etwa die 
Hinterbliebenenversorgung und Ausnahmen von 
der Rente mit 67 wieder zurückgeführt werden.

Eine weitere „allgemeine Senkung des Leis-
tungsniveaus“ kann sich die BDA - „mit Blick auf 
bereits beschlossene Reformen“ - nicht mehr vor-
stellen (BDA, 2019). 

Den Ausbau der betrieblichen Altersvorsorge 
unterstützen die Arbeitgeber zwar. Sie warnen je-
doch vor „staatlichen Zwangslösungen“, wie sie 
durch den Text des Betriebsrentenstärkungsge-
setzes ja bereits durchscheinen. Die mit einer Be-
triebsrente einhergehende Haftung „kann einem 
Arbeitgeber nicht zwangsweise aufgebürdet wer-
den“.

Höhere Erbschaftsteuer? Wiederbelebung der 
Vermögensteuer? Eine festgefahrene Debatte

Schwieriger wird sich die Korrektur der zusehends 
ungleichen Verteilung von Vermögen gestalten. 
Die einzige Steuer, die derzeit direkt auf alle Ver-
mögen erhoben wird, ist die Erbschaftsteuer. Eine 
Erbschaft wird in Deutschland im Grunde wie ein 
Einkommen behandelt, jedoch mit hohen Freibe-
trägen und für Unternehmer mit der Möglichkeit 
zu einem Tauschgeschäft: Für Fortführung und/
oder Beschäftigungssicherung mit definierten 
Zielwerten können Firmenerben mit einem erheb-
lichen Rabatt bis zum Erlass der Steuer rechnen.

Die bereits erwähnte Studie des DIW (Corneo, 
2016) zur Frage, ob die Vermögen in Deutschland 
erarbeitet oder vorwiegend geerbt sind, emp-
fiehlt, die Erbschaftssteuer weiter zu stärken und 
die Vermögenssteuer nicht mehr wieder zu bele-
ben.

„Für eine Belastung leistungsloser Vermögen 
ist nicht die Vermögenssteuer, sondern die Erb-
schaftsteuer mit breiter Bemessungsgrundlage 
das zielkonforme Instrument.“ Anders als der Ge-
setzgeber in der Erbschaftsteuerreform entschie-
den hat, empfahlen Corneo und Kollegen aller-
dings: „In dieser Hinsicht erweisen sich vor allem 
großzügige steuerliche Ausnahmen für Betriebs-
vermögen als kontraproduktiv, denn vor allem in-
nerhalb der vermögendsten Familien ermöglichen 
sie eine fast steuerfreie Vererbung.“

Für eine Anhebung der Erbschaftssteuer spre-
che, dass das „gesamtwirtschaftlich erbschaft-
steuerliche Volumen während der letzten 50 Jah-
re stark gewachsen“ ist. Nach Schätzungen sei es 
von etwa zwei Prozent des Bruttoinlandsproduk-
tes im Jahre 1960 auf elf Prozent in 2010 angestie-
gen. Tendenz steigend. Weil im gleichen Zeitraum 
die durchschnittliche Besteuerung jedoch von 3,5 
auf 1,7 Prozent gedrückt wurde, gäbe es „nicht 
nur hinsichtlich der Chancengerechtigkeit ein be-
trächtliches Verbesserungspotenzial“.

Seit 2010 haben sich die Einnahmen aus der 
Erbschaftssteuer, deren Aufkommen den Landes-
haushalten zufließt, schwankend verändert. Laut 
Statistik des Bundesfinanzministeriums nahmen 
die Finanzämter 2017 6,1 Milliarden Euro ein, 2010 
waren es 4,4 Milliarden Euro. Bundesfinanzminis-
terium (2019)

Bei einem jährlichen Erbvolumen zwischen 256 
und 385 Milliarden Euro im Jahr (Grabka, Tiefen-
see, 2017) bedeutet ein Steueraufkommen selbst 
von sieben Milliarden Euro (2016), dass die Allge-
meinheit an der leistungslosen Übertragung von 
Milliarden-Vermögen nur mit 1,8 bis 2,4 Prozent 
beteiligt ist.

Auch Tiefensee und Grabka raten angesichts 
dieses Missverhältnisses von privatem Reichtum 
bei gleichzeitiger Unterfinanzierung von Bildung, 
Justiz, oder Infrastruktur: „Ein Überdenken der 
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Zeitpunkt und Volumen der den Befragten zugegangenen Erbschaften in Preisen von 2010 und Anzahl der Erbfälle – bis 1990 nur Westdeutschland

Erbschaft und Eigenleistung im Vermögen der Deutschen: Eine Verteilanalyse

Daten: Studie Private Haushalte und ihre Finanzen, Bundesbank, 2019

JÄHRLICHES VOLUMEN DER  ERBSCHAFTEN IN MRD. EURO JÄHRLICHES ANZAHL DER ERBSCHAFTSFÄLLE IN TSD.

Aufgaben zu beteiligen, intervenierte das arbeitge-
bernahe Institut scharf. Die Steuer werde an die 
Substanz gehen. Das IW präsentierte dramatische 
Rechenbeispiele, die zeigten, wie eine Vermögen-
steuer in Höhe von einem Prozent Unternehmen 
geradewegs in den Ruin treiben würden. 

Ähnlich stehen sich auch die Sozialpartner ge-
genüber. Der DGB und die Gewerkschaften nen-
nen die Wiedererhebung der Vermögensteuer ein 
„Gebot der Gerechtigkeit“ (DGB, 2019). Flankiert 
wird der DGB bei seiner Forderung von einer Viel-
zahl von Organisationen der Zivilgesellschaft wie 
attac, dem Sozialverband VdK oder Campact. 

Auch die Gegner haben sich in einem fest ge-
fügten Lager versammelt: Der BDI erklärte in der 
Debatte von 2012: „Vermögensteuer zu Lasten der 
Unternehmen schadet dem Standort.“ (BDI, 2012)

Die Wirtschaftsverbände wissen sich einig, die 
Familienunternehmer laufen verlässlich Sturm, 
wenn aus irgendeiner Ecke die Forderung nach Re-
vitalisierung der Steuer geäußert wird. Oder etwa 
der Bund der Steuerzahler, der die Vermögensteu-
er für so gefährlich hält, dass sie in der Lage sein 
soll, die Wirtschaft in den Abgrund zu reißen.

Die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages haben 2017 einen Sachstand zur Dis-
kussionslage über das Für und Wider der Vermö-
genssteuer veröffentlicht (Wissenschaftliche 
Dienste des Deutschen Bundestages, 2017). Da-
nach war die Diskussionslage der im Bundestag 
vertretenen politischen Parteien wie folgt:

CDU/CSU: „Die Wiedereinführung der Vermö-
gensteuer schließen wir aus“. 

Die SPD wird von den Diensten zitiert, dass zu-

letzten Reform der Erbschaft- und Schenkungs-
steuer im Hinblick auf die gewährten Freibeträge 
und die Steuerprivilegien für Unternehmensvermö-
gen ist hier anzuraten.“

Ein Institut, mehrere Meinungen: Die DIW-For-
scher Stefan Bach und Andreas Thiemann plädie-
ren hingegen für die Wiederbelebung der Vermö-
gensteuer: „Die Ungleichheit der Einkommensver-
teilung würde durch die Wiedererhebung der 
Vermögenssteuer leicht reduziert.“  

Zwar würden Steuerpflichtige immer wieder 
versuchen, den Fiskus auszutricksen. Aber immer-
hin: „Auch bei sehr hohen Freibeträgen“ erwarten 
die Forscher ein Aufkommen zwischen „zehn und 
zwanzig Milliarden Euro im Jahr“. Bei Erhebungs-
kosten zwischen vier und acht Prozent, die sich auf 
dem Niveau der Einkommensteuer oder von Unter-
nehmensteuern bewegen.

Das Institut der deutschen Wirtschaft ist pflicht-
gemäß gegen die Wiederbelegung der seit 1995 
aus rechtlichen Gründen nicht mehr erhobenen 
Steuer. Der Dreisatz, mit dem sich der Direktor des 
Instituts im August 2019 im ZDF zu Wort meldete, 
lautet: 
1. „Zehn Milliarden Euro könnte eine Vermögen-
steuer dem Staat bescheren.“ 
2. „Doch Vermögen stecken in Deutschland vor al-
lem in Unternehmen.
3. „Wenn eine Vermögenssteuer Unternehmen 
und Arbeitsplätze vernichtet, ist sie ungerecht.“
(IW 2,  2019)

Schon als 2012 zehn sozialdemokratisch geführ-
te Landesregierungen eine Initiative starteten, um 
Vermögen wieder an der Finanzierung öffentlicher 
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nächst noch ungelöste Fragen beantwortet wer-
den müssten. Dazu hatte die Partei eine „Kommis-
sion Vermögenbesteuerung beim Parteivorstand“ 
eingerichtet, von der noch die Rede sein wird.

Die AfD spricht sich „gegen die Reaktivierung 
der Vermögensteuer“ aus. 

Die FDP erklärt, sie lehne „die Wiedereinfüh-
rung der Vermögensteuer ab“.

Ganz anders die Partei Die Linke: Sie spricht sich 
dafür aus, „Vermögen ab einer Million Euro mit 
fünf Prozent“ zu besteuern. Nach Rechnung der 
Partei würde das den Ländern 80 Milliarden Euro 
Mehreinnahmen bringen.

Und die Grünen sprechen sich für eine „verfas-
sungsfeste, ergiebige und umsetzbare Vermögen-
steuer für Superreichen“ aus. Arbeitsplätze und In-
novationskraft dürfe sie nicht gefährden.

Die Kommission der SPD ist inzwischen zu ei-
nem Ergebnis gekommen. „Die Vermögensteuer 
wieder einführen!“ lautet ein Beschluss des 
SPD-Parteivorstandes Ende August 2019.

Das war übrigens auch der Grund, weshalb der 
Direktor des IW im August dieses Jahres sich so 
unmissverständlich geäußert hat. Im Arbeitgeber-
lager liest man auch Umfragen.

Die Vermögensteuer hat viele Fürsprecher, dar-
unter neuerdings auch die Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit, OECD. Gegenüber 
der Tagesschau erklärte die Deutschland-Expertin 
des Zusammenschlusses der Industrieländer, Nico-
la Brand: Grundsätzlich sehe man Vorteile in einer 
Vermögensbesteuerung. Eigene Studien zeigten, 
dass „sie weniger verzerrend wirkt und damit we-
niger negative Effekte auf das Wirtschaftswachs-
tum hat als zum Beispiel eine hohe Besteuerung 
von Arbeitseinkommen“. (ARD, 2019)

Die meisten Anhänger hat die Vermögensteuer, 
obwohl sie seit fast 25 Jahren nicht mehr erhoben 
wird, in der Bevölkerung. Die Tageszeitung Die 
Welt gab nach dem SPD-Vorstoß beim Meinungs-
forschungsinstitut Civey eine Umfrage die Vermö-
genssteuer betreffend in Auftrag. Das Ergebnis er-
klärt den Aktionismus von radikalen Minderheiten 
wie dem Verband der Familienunternehmer oder 
konservativen Ökonomen. Denn: 58 Prozent der 
Deutschen begrüßen den Vorschlag, 41 Prozent 
bewerten ihn sogar als „sehr positiv“, schreibt Die 
Welt am 26. August 2019. Nur ein Drittel seien 
Gegner der Steuer, lediglich neun Prozent waren in 
der Sache unentschieden. (Die Welt, 2019) Ein äu-
ßerst niedriger Wert.

Anhänger der Vermögensteuer finden sich auch 
unter Anhängern von CDU, CSU und sogar der 
FDP. Das zeigen differenziertere Untersuchungen, 
etwa von Forsa oder TNS Emnid, die während der 
Debatte 2012/2013 erhoben wurden. Forsa etwa 
befragte 2012 Wählerinnen und Wähler aus NRW, 
wie sie zur Vermögensteuer stünden. 73 Prozent 
waren dafür. Und die waren nicht nur Anhänger 

von SPD, Grünen und Linken. Auch 62 Prozent de-
rer, welche die CDU zu wählen beabsichtigten, 
sprachen sich für eine soziale Ausrichtung des 
Steuerrechts aus. (Campact, 2012)

Eine deutschlandweite Erhebung von TNS Emn-
id 2013 brachte kaum ein anderes Ergebnis: 71 
Prozent der Deutschen erklärten sich für die Ein-
führung der Vermögensteuer, 26 Prozent waren 
dagegen, vier Prozent wussten nicht so recht. Aber 
67 Prozent erklärter Wähler von CDU und CSU 
wussten, dass sie die Einführung der Vermögen-
steuer befürworten. (TNS Emnid, 2013)

Ähnlich wie vor der Einführung des Systems ge-
setzlicher Mindestlöhne wäre der gesellschaftliche 
Boden für eine Wiederbelebung der Vermögen-
steuer schon heute bereitet. Bei der Rente zielen 
nicht einmal mehr die Arbeitgeber auf generelle 
Senkungen des Leistungsniveaus, ihre Forderung, 
die Rente für Hinterbliebene zu kürzen, dürfte poli-
tisch kaum durchsetzbar sein. So gesehen sind die 
Umstände für eine fortschrittliche Reform des Ren-
tensystems und einen neuen Umgang mit Vermö-
gen so gut wie seit zwei Jahrzehnten nicht mehr.

Beide wären überfällig, um aus einer unent-
schiedenen und unsicheren Gesellschaft im Um-
bruch wieder Vertrauen darin zu schaffen, dass es 
gerecht zugeht in Deutschland, wie etwa Sozial-
wissenschaftlerin Petra Böhnke dies eingefordert 
hat. Nicht alle Parteien sind für den neuen Weg be-
reit. Entgegen der Grundhaltung ihrer Anhänger 
halten sie an überkommenen Glaubenssätzen aus 
der Ära marktradikaler Politik fest, deren Umset-
zung den Sozialstaat zu einer Karikatur seiner 
selbst werden lassen würden.

Schon allein, weil mit dem Jahr 2025 das Ende 
der Rentengarantie näher rückt, müssen die Wäh-
lerinnen und Wähler wissen, dass es spätestens im 
Herbst 2021 um viel geht: um eine solidarische Al-
tersversorgung und die Zukunft einer demokrati-
schen Verteilung des Wohlstands – besonders der 
Vermögen.
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FRÜHER RAUS OHNE ABSCHLÄGE

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, die nicht so lange arbeiten wollen, bis das Gesetz ihnen 
den Wechsel frei von Abschlägen in die Rente erlaubt, können finanziell vorbauen: In der „Ge-
setzlichen“ selbst. Dazu können sie ab ihrem 50. Geburtstag der Rentenversicherung spätere Ab-
schläge abkaufen. 

Die Deutsche Rentenversicherung zeigt an einem 
Beispiel, wie das Ganze funktionieren kann: Um 
etwa zehn Rentenpunkte „zu kaufen“ müssten Ver-
sicherte gut 71.000 Euro auf den Tisch legen. Sie 
sind einmalig zu entrichten oder in Teilbeträgen 
aufzubringen. 

Das wäre die Summe, die für einen durch-
schnittlich verdienender Arbeitnehmer oder eine 
Arbeitnehmerin aufzubringen wären, die vier Jahre 
früher als mit 67, also mit 63 aufhören wollte zu ar-
beiten ohne Abschläge in Kauf zu nehmen.

Besteht am Ende des Arbeitslebens doch nicht 
der Wunsch oder die Notwendigkeit, mit 63 aus 
dem Erwerbsleben zu gehen, können die Arbeit-

nehmer weiterarbeiten, die Rente steigt dann mit 
jedem Monat, den er oder sie sozialversichert wei-
terarbeitet. (DRV, 2019)

Für immer mehr Menschen wird dies zu einem 
attraktiven Angebot. Im Jahr 2015 seien nur zu-
sätzliche Beitragszahlungen in Höhe von 24 Millio-
nen Euro auf Konten der Rentenversicherung gut-
geschrieben worden. 2017 wurde das Gesetz ge-
ändert und solche Beitragszahlungen waren nicht 
erst ab 55 sondern schon ab 50 möglich.

2018 zahlten die Versicherten bereits 207 Millio-
nen Euro ein, bei allen Rentenversicherungsträgern 
zusammen waren es 290 Millionen Euro. (Handels-
blatt, 2019)
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Wiewohl fremd, sind der demokratischen Gesell-
schaft Privilegien nicht unbekannt. Unserer Wirt-
schafts- und Gesellschaftsform geschuldet, gibt es 
Menschen, die über ökonomische Macht verfügen, 
die im Kapitalismus nicht demokratisch legitimiert 
werden muss. Und es gibt die Vielen, die jede und 
jeder für das Rad der Geschichte nicht drehen kön-
nen.

So unterschiedlich sich Ober-, Mittel- und Unter-
schicht entwickeln, in einem demokratischen Gemein-
wesen müssen sie miteinander verbunden bleiben. 
Geht das soziale Kapital schneller verloren, als in den 
Zusammenhalt der Gesellschaft investiert wird, dro-
hen an nicht im Voraus zu bestimmenden Punkten 
Brüche. Solche Verwerfungen sind dann nicht einfach 
wieder rückgängig zu machen – auch wenn die Sehn-
sucht danach groß ist.

Ins allgemeine Wohl zu investieren bedeutet dem-
nach, die Umverteilung von oben nach unten auf ein 
Maß zu bringen, dass ungleiche Lebens- und Entwick-
lungschancen auf das Beste ausgeglichen werden. 
Niemand darf in seiner Entwicklung behindert wer-
den, niemand in Not geraten, die Lebensleistung eines 
Menschen ist anzuerkennen. Es sind also Bedingun-

gen zu schaffen, die den Vielen die Existenz einer pri-
vilegierten Oberschicht erträglich macht. Es braucht 
also bezahlbare Wohnungen, beste Bildung für alle, 
Mitbestimmung in der Arbeitswelt und ein System 
von Sozialversicherungen, das zu keiner Zeit Zweifel 
daran aufkommen lässt, dass irgendein Mitglied der 
Gemeinschaft ohne Schuld ins Bergfreie fallen könnte. 
Ja mehr noch, dieses System muss mindestens auf 
die Sicherung des Lebensstandards, besser auf Auf-
stiege ausgerichtet sein.

Der Rentenversicherung ist mit der Pflegeversiche-
rung das wohl sensibelste unter diesen Versprechen 
eingeschrieben. Wer nicht mehr voll am Erwerbsleben 
teilnehmen kann, Jahrzehnte aber seinen Teil zum all-
gemeinen Wohlstand beigetragen hat, muss sich dar-
auf verlassen können, nicht zum Bittsteller werden zu 
müssen. Bittsteller passen zur Demokratie so wenig 
wie Privilegien.

Unsere Demokratie hat bis zur Finanzkrise 2008 
drei Jahrzehnte erlebt, in denen die Belastbarkeit der 
Vielen bis an die Grenzen des Unanständigen getestet 
wurde. Es sei in diesem Zusammenhang an die Ab-
senkung des Niveaus einer für Arbeitslose zumutba-
ren Arbeit auf die Grenze zum Lohnwucher erinnert.

Schlussbemerkung 

EINE SOLIDARISCHE ALTERSVORSORGE UND MEHR GLEICHHEIT IN DER  
VERTEILUNG SIND EINE BEDINGUNG FÜR DIE DEMOKRATIE

Privilegien und Demokratie sind zwei sich widersprechende Prinzipien. Am Beginn aller demo-
kratischen Aufbrüche, gleich ob 1789, 1918 oder 1989 ging es immer auch darum, Vorrechte 
in der Gesellschaft zu überwinden. Schließlich bedeutet Demokratie, dass alle Macht von der 
Gemeinschaft der Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern ausgeht. Der Gebrauch der Macht hat 
umgekehrt denn auch nicht einer Oberschicht zu dienen, sondern dem allgemeinen Wohl.
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In dieser Ära marktradikaler Reformen machte Poli-
tik vor den Sozialversicherungen nicht halt. Im Ge-
genteil. Bei den gewaltigen Summen, die dort be-
wegt werden, wollte die Versicherungswirtschaft 
unter Abgabe vollmundiger Versprechen ihren Teil 
abhaben.

Als nach einem Jahrzehnt niemand mehr die Au-
gen davor verschließen konnte, wie arglistig Men-
schen getäuscht wurden und viele Politiker sich hat-
ten täuschen lassen, war dies vielleicht der entschei-
dende Impuls für ein Jahrzehnt der Reparaturen, das 
allmählich zu Ende geht.

So war es auch mit dem Mindestlohn. Eine ganze 
Kette von Arbeitsmarktreformen, beginnend Mitte der 
80er Jahre des vergangenen Jahrhunderts, sorgte da-
für, dass zusehends die Haltelinien gekappt wurden, 
die aus Vernunft und Anstand geschaffen worden wa-
ren. Gute Arbeit? Jede Arbeit sei gute Arbeit, war das 
Mantra.

Schon bald werden uns die Konsequenzen dieser 
undemokratischen Politik einholen. Zu viele Men-
schen mit tiefen arbeitsbiographischen Brüchen, die 
bei fünf Millionen Arbeitslosen zum billigsten Preis 
schufteten, denen die Wende den Job kostete und 
kein anständiger neuer zu finden war. Sie alle kommen 
jetzt in die Rentenjahre. Sie haben wenig Rentenpunk-
te, sie haben kein Vermögen und wenn sie Glück ha-
ben, wohnen sie in einer städtischen oder einer Ge-
nossenschaftswohnung, die einen gewissen Schutz 
bieten.

Die Einführung des Mindestlohnes war richtig, 
denn die von den Marktradikalen initiierten Verwüs-
tungen am Arbeitsmarkt waren für einen demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaat nicht zu tolerieren.

Die Einführung einer Grundrente ist die konsequen-
te Übertragung dieser Reparaturpolitik auf das Sys-
tem der Altersvorsorge.

Die Befestigungen nach unten schützen die 
Schwächsten davor, auch im Alter als Bittsteller zu le-
ben. Von einer gestaltenden Politik mit Blick auf das 
vor uns liegende Jahrzehnt der 20er Jahre sind Umris-
se erkennbar. Parteien in der Opposition haben es 
leichter, sich Konturen zu erarbeiten. Regierungspar-
teien können ihren aktuellen Auftrag schwer in Frage 
stellen, in dem sie sich schon mit den Aufgaben von 
übermorgen beschäftigen.

In der Altersvorsorge zeichnet sich ab, dass es eine 
wie auch immer geartete Verpflichtung zum Angebot 
von oder der Versicherung in Betriebsrenten geben 
wird. Nicht klar ist, ob dieses Obligatorium vernünfti-
gerweise in Ergänzung zu einer verbesserten gesetzli-
chen Rente eingeführt wird – oder die Fehler der Ries-
terreform wiederholt wird und Betriebsrenten Teile 
der „Gesetzlichen“ verdrängen sollen. Das wäre eine 
Verletzung des demokratischen Grundsatzes, nach 
dem die Vielen nach einem Leben für die Gesellschaft 
eine Rente bekämen, die den Lebensstandard nicht si-
chert.

Die Einführung einer Pflicht zum Angebot und Ab-
schluss einer Betriebsrente kann schon deshalb nicht 

als Ersatz für eine Verbesserung des Niveaus der ge-
setzlichen Rente gelten, weil kapitalgedeckte Systeme 
Jahrzehnte brauchen, bis sie die von ihnen erwarteten 
Leistungen erbringen können. 

Deshalb wird es Aufgabe einer nächsten Bundesre-
gierung sein, schon mangels Alternativen die gesetzli-
che Rente über 2025 auf der Ebene der Beiträge wie 
das Rentenniveaus angemessen zu steigern.

Die Steigerung der Beiträge kann auch deswegen 
maßvoll ausfallen, weil die Bundesregierung ihre der 
Rentenversicherung den finanziellen Ausgleich für die 
übertragenen „versicherungsfremden Leistungen“ in 
mittlerer zweistelliger Milliardenhöhe schuldig bleibt.

Das wird nicht allen gefallen, vor allem den Kräften 
nicht, die ihr Selbstverständnis aus dem Irrglauben 
ableiten, die Märkte könnten grundsätzlich irgendet-
was besser als der Staat oder öffentliche Systeme.

Finanzkrise, Finanzbetrügereien, Steuerflucht, ver-
schleppte Innovationen sowie die für alle offensicht-
lich gewordene soziale wie ökologische Blindheit des 
Marktes sind offen zu Tage getreten. 

Jeder kann wissen: Die Grundbedürfnisse des 
Menschen wie Wohnen, Einkommen im Alter, Gute 
Arbeit, Teilhabe am öffentlichen Leben, sind in öffent-
licher Trägerschaft und auf gesetzliche Ansprüche ge-
gründet, dem freien Spiel der Kräfte überlegen.

Deswegen ist es auch an der Zeit, das Verteilungs-
ergebnis der marktradikalen Ära nachhaltig zu korri-
gieren. Es mag sein, dass die Erbschaftsteuer, richtig 
konstruiert besser geeignet wäre, um sozialen Aus-
gleich zu stiften als die Vermögenssteuer. Eine höhere 
Besteuerung überschäumender Vermögen ist in ei-
nem demokratischen und sozialen Rechtsstaat jedoch 
nicht nur im Erbfall geboten, weil es nicht sein kann, 
dass aus großen Vermögen ohne Arbeit noch größere 
Vermögen werden, ohne dass sie ihren Beitrag zum 
Erhalt oder besser zur Stärkung des Gemeinwesens 
leisten. 

Die Einkommen und Vermögen einer kleinen Ober-
schicht haben ein obszönes Ausmaß erreicht. Obszön 
nicht nur, weil die Einkommen im Arbeitnehmer-Mit-
telstand gewaltig hinterherhinken, sondern weil die  
Vermögen der Mitte meistens nur ererbt sind, vom 
Lohn der Arbeit bleibt zu wenig hängen. Von der sich 
ausbreitenden Armut ganz zu schweigen. 

„Wir haben es [hier] mit einer Verteilungsordnung 
zu tun, in der eine Reichtumsoligarchie offensichtlich 
nicht von Marktchancen, sondern allein vom Besitz 
von Anspruchstiteln und daraus erwachsender Macht 
profitiert und damit eine gesellschaftliche Rangord-
nung begründet, die aus den  Regeln einer bürgerli-
chen Wettbewerbsordnung nicht mehr erklärbar ist“, 
schreibt der Soziologe Sighard Neckel (Neckel 2013).

Eine Demokratie kann die Existenz einer Ober-
schicht und relative Armut unter Umständen noch 
vertragen. Ausgrenzung und Abschottung nicht. 
Wenn in Klassenzimmern der Putz von Wänden fällt, 
in denen mangels Lehrerinnen und Lehrern kein Un-
terricht und schon gar nicht auf dem Stand der Digita-
lisierung stattfindet, wenn sich zugleich Reiche in 
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Großstadtquartieren abschließen, für alle anderen die 
Mieten unbezahlbar werden, ihre Kinder modern aus-
gestattete private Schulen besuchen, dann müssen 
privater Reichtum und öffentliche Wohlfahrt wieder zu 
einem Ausgleich gebracht werden. 

Der demokratische und soziale Rechtsstaat darf 
nicht zu einer Farce werden. Er muss ein allgemeines 
Wohlstandsversprechen sein, denn ohne eine demo-
kratische, gleichmäßig auf alle gerichtete Verteilung, 
geht das Vertrauen verloren, ohne das es keinen Zu-
sammenhalt geben kann.

Eine höhere Indienstnahme von Vermögen für die 
öffentliche Sache ist das Eine. Eine Sozialversiche-
rung, der die Menschen vertrauen, das andere. Dieses 
Vertrauen, dass ein Mensch, wenn sie oder er am ver-
letzlichsten ist - alt, ohne Arbeit, krank oder gar pfle-
gebedürftig – auf die Kraft der Gemeinschaft zählen 
kann, lässt sie oder ihn ertragen, dass es andere gibt, 
die sich mit ihrem Vermögen eine bessere Behand-
lung oder Pflege kaufen können. 

Deswegen braucht es ein solidarisches System der 
Altersvorsorge, das nicht nur behauptet, den Lebens-
standard sichern zu wollen, sondern exakt diese Si-
cherheit stiftet. Das Beispiel Österreich zeigt, dass in 

einem Industrieland höhere Beiträge und deutlich hö-
here Leistungen nicht zum Zusammenbruch der Wirt-
schaft führen.

Es ist also höchste Zeit für eine Re-Demokratisie-
rung von Lebensalltag und Arbeitswelt. Aber so, wie 
die Feudalisierung der Verhältnisse Jahrzehnte gedau-
ert hat, wird auch das Schleifen der Wohlstandsprivi-
legien nicht von jetzt auf gleich gelingen.

Es setzt voraus, dass alle, die den demokratischen 
und sozialen Fortschritt wollen, einen langen Atem 
brauchen. Vor allem müssen sie lernen, wieder ge-
meinsam zu handeln, statt gemeinsam zu klagen oder 
gar übereinander herzufallen.

Positionen, wie sie von der AfD oder der FDP in den 
Debatten um Altersvorsorge und Vermögen vertreten 
haben, disqualifizieren sie als Erneuerer des Sozialen. 
Ihre Vorschläge nationaler wie liberaler Lesart würden 
die Klüfte durch unsere Gesellschaft weiter aufreißen.

Gesellschaftliche Mehrheiten gehen politischen 
Mehrheiten für den Fortschritt voraus. Die Gesell-
schaft ist erkennbar in Bewegung. Diese Chance gilt 
es zu nutzen, sonst profitieren andere. Der Zeitpunkt 
für eine bessere weil demokratische Rentenpolitik ist 
jetzt.
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AUSGEWÄHLTE BEGRIFFE FÜR DIE RENTENDISKUSSION

In der Diskussion über Gegenwart und Zukunft der 
Rentenversicherung kommt es darauf an, die richti-
gen Begriffe zu nutzen. Hier eine Reihe wichtiger 
Begriffe und ihre Bedeutung:

Abschläge und Zuschläge
Wer früher in Rente geht, als ihm das nach Rech-
nung der Deutschen Rentenversicherung zusteht, 
muss Abschläge bei seiner Rente in Kauf nehmen. 
Die zum regulären Rentenbeginn erwartete Rente 
mindert sich für jeden Monat, die jemand früher 
ausscheidet, um 0,3 Prozent. Umgekehrt gilt: Wer 
über das Datum seiner Verrentung hinaus arbeitet 
und einzahlt, ohne Leistungen der Rentenversiche-
rung zu bekommen, steigert seine Rente Monat für 
Monat um 0,3 Prozent.

Äquivalenzprinzip
In der gesetzlichen Rentenversicherung gilt das 
Äquivalenzprinzip. Das heißt: die ausgezahlte 
Rente errechnet sich aus einer Zahl von Renten-
punkten, die während der aktiven Zeit aus Beiträ-
gen erworben haben. Rente und früheres Ein-

kommen stehen in einem Zusammenhang. Das 
Prinzip ist aber durch viele Angebote der Renten-
versicherung durchbrochen wie die Hinterbliebe-
nen- oder die Mütterrente. Teilweise werden die-
se Aufgaben aus dem Bundesetat bezahlt. 

Alterssicherungsniveau
Unter dem Stichwort Alterssicherungsniveau 
werden alle Formen von Altersvorsorgen zusam-
mengefasst. Die „Gesetzliche“ ist darin ebenso 
enthalten wie die betriebliche oder private Alters-
vorsorgen.

Betriebliche Altersvorsorge
Die betriebliche Altersvorsorge ist ursprünglich 
ein Angebot von Arbeitgebern an ihre Beschäftig-
ten. In kleinteiligen Branchen wie der Bauwirt-
schaft oder dem Bäckerhandwerk hat es als Bran-
chenangebot eine längere Tradition. In der Indus-
trie gibt es attraktive Branchenangebote seit der 
Rentenreform 2001. Inzwischen leisten auch Ar-
beiter mehr Beiträge zu ihrer betrieblichen Al-
tersveorsorge.
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Grundsicherung im Alter
Wessen Rente nicht zum Leben im Alter reicht, 
kann die Aufstockung zu einer Grundsicherung be-
antragen. Wer sie beantragt, muss gegenüber dem 
Sozialamt umfasse Auskunft über Einkommen und 
Vermögen geben. Die Freibeträge für Vermögen, 
die Menschen in der Grundsicherung behalten dür-
fen sind sehr niedrig. Deswegen haben sich die Ko-
alitionäre 2018 darauf verständigt, eine Grundrente 
einzuführen, deren Ansprüche a) von der Renten-
versicherung und nicht vom Sozialamt überprüft 
werden sollen und b) es soll angemessenere Frei-
beträge geben.

Leistungen der Rentenversicherung
Das bekannteste „Produkt“ der Gesetzlichen Ren-
tenversicherung ist die Rente, die gezahlt wird, 
nachdem Versicherte das Rentenalter erreicht ha-
ben. Andere wichtige Leistungen sind die Erwerbs-
minderungsrente, die gezahlt wird, wenn Beschäf-
tigte vor ihrem regulären Renteneintritt in Folge ei-
ner Krankheit oder Verletzung nicht mehr arbeiten 
können. Dabei gibt es allerdings keinen Berufs-
schutz wie bei einer Berufsunfähigkeitsversiche-
rung. Die Hinterbliebenenrenten werden an Wit-
wen oder Witwer von Rentnerinnen oder Rentnern 
bezahlt. Für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
ist das Angebot der Rehabilitation von Bedeutung. 
„Reha geht vor Rente“, heißt es bei der Rentenver-
sicherung. Ehe die Kasse eine Rente etwa wegen 
Erwerbsunfähigkeit bezahlt, investiert die Versiche-
rung vorrangig in die Gesundheit der Versicherten.

Nachhaltigkeitsfaktor
Die Rentenformel, welche die Renten an die Ent-
wicklung der Einkommen band, wurde im Zuge der 
Rentenreformen zu Beginn des Jahrhunderts um 
den sogenannten Nachhaltigkeitsfaktor ergänzt. 
Dieser stellt die Zahl der Rentnerinnen und Rentner 
ins Verhältnis zu den Beitragszahlern. So soll si-
chergestellt werden, dass die Alterung der Gesell-
schaft bei gleichzeitiger Abnahme der Beschäftig-
ten dämpfend auf die Entwicklung der Renten (Sie-
he Nettorentenniveau) eingeht.

Nettorentenniveau
Das Nettorentenniveau ist eine statistische Konst-
ruktion. Es beschreibt die Rente, die eine Arbeit-
nehmerin, ein Arbeitnehmer erhalten würden, 
wenn sie 45 Jahre lang immer den jeweiligen 
Durchschnitt verdient hätten. Dies ist der so ge-
nannte „Eckrentner“. Tatsächlich ist seine Existenz 
eine absolute Ausnahme. Dennoch ist seine Rente, 
das Nettorentenniveau heiß umkämpft. Denn wie 
hoch sie steigen soll oder absinken darf, hat auf 
Beiträge aber auch auf Lebenschancen und den Le-
bensstandard von Millionen erhebliche Auswirkun-
gen. 

Private Altersvorsorge
Private Altersvorsorge ist ausweislich der amtli-
chen Statistik eine Angelegenheit für Gut- und Bes-
serverdiener, die teils erhebliche Beiträge monat-
lich, jährlich oder als hohe Summen einmalig anle-
gen. Menschen mit geringen oder einfachen 
Einkommen haben in der Regel so eine zusätzliche 
Vorsorge nicht. Als Bundesarbeitsminister wollte 
Walter Riester das ändern. Tatsächlich schlossen 
Millionen Menschen entsprechende Verträge, es 
waren aber nicht jene, die aufgrund ihrer absehbar 
mickrigen Rente einer solche Versicherung bedurft 
hätten.

Rentenangleichung Ost-West
Als die Renten neu gerechnet wurden, bekamen 
die Ostdeutschen eine bittere Quittung. Ihre Ren-
tenpunkte waren weniger wert als die der West-
deutschen. Dass sie hinterherhinkten, entsprach 
der Hoffnung aus der Nachwende-Zeit, das Ein-
kommensniveau Ost würde sich an das des Wes-
tens anpassen. Damit wäre der Ost-Dämpfer von 
alleine verschwunden. Inzwischen hat die Politik 
reagiert: Seit Juli 2018 nun steigen die Ost-Renten 
schneller als die West-Renten. Bis sie das Level von 
100 Prozent erreicht haben. Andere Parameter wer-
den auch neu justiert, damit die Systematik der 
Rente erhalten bleibt.
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